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Abstract

Die Industrie befindet sich am Beginn einer funda-
mentalen Umwalzung. Um die in Deutschland ge-
setzlich verankerten Klimaziele bis 2045 erreichen
zu konnen, bedarf es einer sozial-6kologischen
Transformation, die entschlossenes und koordi-
niertes Handeln in einer Vielzahl technologie-, in-
dustrie-, wirtschafts- und arbeitspolitischer Felder
erfordert. Und dies auf allen Ebenen der Politik:
von der Welthandelsorganisation (WTO) und der
Europaischen Union (EU) Gber die Bundes- und
Landerregierungen bis hin zu den Kommunen. Die
staatlichen Akteure wiederum brauchen den poli-
tischen Druck aus der Gesellschaft und das vor-
wartsdrangende  Handeln  gesellschaftlicher
Krafte, um vor allem in den Bereichen der Bran-
chenpolitik und der regionalen Struktur- und Ver-
kehrspolitik voranzukommen. Neben einer star-
ken Klimaschutzbewegung und den Umweltver-
banden sind hier insbesondere die Gewerkschaf-
ten mit ihren betrieblichen Erfahrungen, ihrem
Fachwissen und ihrer Mobilisierungskraft gefor-
dert.

Im Folgenden wird ein Uberblick iber die wichtigs-
ten Ergebnisse von Studien zu diesem Themenbe-
reich gegeben, die im Rahmen des Projekts «So-
zial-6kologische Transformation der deutschen In-
dustrie» erarbeitet wurden. Die Studien fassen
den aktuellen Erkenntnisstand zu den Hauptt-
rends der Technologie- und Wirtschaftspolitik zu-
sammen und stellen die aktuellen Strategien der
maRgeblichen Akteure in drei groRen Industrie-
branchen, der Chemie-, Stahl- und Automobilin-
dustrie, sowie die besonders dringenden Refor-
men auf dem Feld der Arbeitspolitik dar, die helfen
sollen, das klimapolitisch Notwendige mit dem so-
zial Notwendigen zu verkniipfen. Der vorliegende
Uberblick endet mit einigen offenen und strittigen
Fragen, vor denen gewerkschaftliche und andere
gesellschaftliche und politische Akteure auf den
GroRRbaustellen der Transformation stehen.
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1 Einleitung

Der Zeitpunkt war nicht zu vermeiden, aber denkbar
unglinstig. Ausgerechnet in den ersten Wochen des
morderischen Feldzugs der russischen Armee gegen
die Ukraine veroffentlichte der Weltklimarat IPCC
zwei neue Berichte mit der noch eindringlicheren
Warnung, dass uns nur noch wenige Jahre bleiben,
um das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen (IPCC 2022). Zwar
ist es nur zu verstandlich, dass angesichts der
schrecklichen Ereignisse im Ostlichen Europa diese
Alarmrufe nicht sofort die ihnen gebiihrende Auf-
merksamkeit erfahren haben. Dennoch ist es beun-
ruhigend, dass zumindest bislang die Analysen der
Klimaforscher*innen in der deutschen und internati-
onalen Politik nicht zu einem Kernbestandteil der
jetzt so haufig verkiindeten «Zeitenwende» erklart
werden.

All dies andert nichts daran, dass der Klimaschutz im
offentlichen Bewusstsein eine immer grofRere Rolle
spielt. In einem Industrieland wie Deutschland 16st
dies zugleich ein wachsendes Interesse am Thema
«klimaneutrale Industrie» aus. In den dazu gefihr-
ten politischen und medialen Debatten stehen bis-
lang die mit dem Industrieumbau verbundenen
technologischen Herausforderungen im Mittel-
punkt. Die sind selbstverstandlich gewaltig, doch es
geht um noch mehr. Denn «Klimaschutz geht nur mit
Guter Arbeit» (IG Metall 2021a). Der 6kologische
Umbau der Industrie kann gesellschaftspolitisch nur
als Teil einer sozial-6kologischen Transformation ge-
lingen. Das Okologische geht nur mit dem Sozialen,
und das Soziale geht nur mit dem Okologischen.

Die Verknlpfung von Klimaschutz und Guter Arbeit
als Kernelement der sozial-6kologischen Transfor-
mation der Industrie kann wiederum nur erfolgreich
sein, wenn an diesem Prozess die gesellschaftlichen
und politischen Akteur*innen auf allen Ebenen aktiv
beteiligt sind — in der Umweltbewegung und in den
Parteien, in Kammern und Arbeitsagenturen, in der
Regional- und Kommunalpolitik. Und da es um die
Industrie geht, sind hier vor allem Aktive in Gewerk-
schaften und Betriebsraten gefragt, die im Betrieb,
in der Branche oder der Region handlungs- und kon-
fliktfahig werden muissen, um sowohl Klimaschutz
als auch Gute Arbeit voranzubringen.

Dies ist der Ausgangsgedanke der Studien, auf denen
der vorliegende Uberblick beruht. Sie sind Teil eines
Projekts, das der Aufarbeitung und Zusammenfas-
sung von handlungsrelevantem Orientierungswissen
far alle an Beteiligung Interessierten dient. Es geht

hier also nicht darum, die reichhaltige theoretische
und strategische Grundsatzliteratur zur sozial-6kolo-
gischen Transformation zu vertiefen, und es sollen
und kénnen nicht alle wichtigen Fragen beantwortet
werden. Das Thema sozial-6kologische Transforma-
tion der Industrie ist sehr komplex und hat zahlrei-
che Facetten, die untereinander und mit weiteren
Grundsatzfragen verwoben sind. In dem vorliegen-
den Uberblick werden deshalb nicht alle Fasser auf-
gemacht (daran wird im Folgenden gelegentlich er-
innert, um durchaus legitimen, aber in einem sol-
chen Text nicht erflllbaren Erwartungen vorzubeu-

gen).

Ergebnis des Projekts «Sozial-6kologische Transfor-
mation der deutschen Industrie» sind einige Sach-
standsanalysen, die eine aktuelle Zwischenbilanz
zum Stand der Dinge bei der sozial-6kologischen
Transformation der Industrie ziehen. Starker als an-
dere zu diesem Themenkomplex bereits veroffent-
lichte Studien beleuchten sie auch den grofRen Be-
reich der Arbeitspolitik sowie die von einflussreichen
Akteur*innen verfolgten Strategien, also Interessen-
konstellationen und -konflikte und die Spuren, die
sie in der Politik hinterlassen. Im vorliegenden Uber-
blick miindet dies in einer Zusammenfassung von
Handlungsbedarfen, von offenen und strittigen Fra-
gen und Politikdefiziten auf einigen der groRen Bau-
stellen, die flr die sozial-6kologische Transforma-
tion der Industrie unmittelbar und praktisch relevant
sind.

Dies sind die Fragen, denen wir nachgegangen sind:
Welche Umbaustrategien werden in der Industrie
von den Hauptakteuren verfolgt? Welche Rahmen-
bedingungen muss der Staat schaffen, damit der
Umbau beschleunigt wird und gelingen kann? Wel-
che Rolle spielen Gewerkschaften und Betriebsrate
heute bereits bei alldem, und welche Uberlegungen
gibt es, um in Zukunft eine noch gréRere Rolle spie-
len zu kénnen? Was ist also zu tun, damit aus dem
beginnenden Industrieumbau ein Transformations-
prozess entsteht, der soziale Gerechtigkeit und Si-
cherheit starkt, anstatt soziale Ungleichheit weiter
zu vertiefen?

Basis des vorliegenden Uberblicks sind erstens die
Studien von Antje Blocker, Alexander Bendel und
Thomas Haipeter lGber die besonders energieinten-
siven Branchen Stahl- und Chemieindustrie sowie
Uber die Automobilindustrie, die beim Umsteuern
hin zu einem klimafreundlichen Verkehrssektor eine
Schlisselrolle spielen wird. Zweitens die Analyse der
arbeitspolitischen Herausforderungen von Gerhard
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Bosch, der Reformstrategien aufzeigt, um den 6ko-
logischen Umbau der Industrie hinsichtlich der Ar-
beits- und Beschéftigungsperspektiven zu einer so-
zial-6kologischen Transformation zu machen. Drei
weitere Studien beschreiben grundlegende Voraus-
setzungen fir ein Gelingen dieser Transformation:
Uwe Witt beleuchtet die klimapolitischen Rahmen-
bedingungen sowie die Bedeutung und Grenzen der
Wasserstoffstrategie und Thomas Fritz gibt eine Ein-
fhrung in die handelspolitische Absicherung dieser
Umbauprozesse mithilfe eines CO,-Grenzaus-
gleichs.!

Im Folgenden werden nach einigen einflihrenden
Uberlegungen Schlaglichter auf Ergebnisse dieser
Studien geworfen, um deutlich zu machen, welches
in den nachsten Jahren die Dreh- und Angelpunkte
des gerade erst beginnenden Transformationspro-
zesses sein werden.

2 Keine Zeit mehr zu verlieren

2.1 Die Herausforderungen ...

Die GroRRe der Herausforderungen ist mittlerweile
weitgehend unstrittig. Angesichts starker werden-
der gesellschaftlicher Bewegungen und unter dem

Druck des Bundesverfassungsgerichts hat der Deut-
sche Bundestag im Juni 2021 das Klimaschutzgesetz
novelliert. Darin wird das Ziel der Klimaneutralitat
auf 2045 vorgezogen und bei der Treibhausgasmin-
derung das Zwischenziel fiir 2030 auf 65 Prozent un-
ter das Niveau von 1990 erhoht (BMU 2021). Bis
2030 soll der Energiesektor dazu mit einer Reduzie-
rung seiner Emissionen gegeniber 2020 um
61,4 Prozent beitragen; die Einsparziele fiir den Ver-
kehrssektor betragen 43,3 Prozent und fiir den In-
dustriesektor 36,6 Prozent. Dies entspricht einer
«Verdreifachung der jahrlichen Minderungen ge-
geniber den jahrlichen Minderungen des Zeitraums
der letzten 20 Jahre» (Witt 2022a: 19).

Wie anspruchsvoll diese Ziele sind, wird daran deut-
lich, dass (Stand 2019) rund 23 Prozent der deut-
schen Treibhausgasemissionen in der Industrie ent-
stehen. Daran haben allein die Eisen- und Stahlin-
dustrie sowie die Grundstoffchemie Anteile von
rund 30 Prozent bzw. 14 Prozent (DEHSt 2020). Be-
sorgniserregend ist daran insbesondere, dass die
Treibhausgasemissionen der Industrie — nach einem
vor allem durch die starke Deindustrialisierung Ost-
deutschlands in den 1990er-Jahren verursachten
Rickgang — seit Beginn des Jahrhunderts kaum ab-
genommen haben (siehe Abbildung 1).

Abbildung 1: Treibhausgasemissionen des verarbeitenden Gewerbes, 2000-2019
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Quelle: UBA 2022.

! Sofern im vorliegenden Text keine Quellen angegeben sind, beruhen
die Informationen auf diesen Studien.
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Der Verkehrssektor wiederum sorgt fiir etwa 19 Pro-
zent aller CO,-Emissionen in Deutschland. Rund zwei
Drittel davon gehen auf den Pkw-Verkehr zuriick,
der in den zurickliegenden 30 Jahren (gemessen in
Personenkilometern) um knapp ein Drittel zuge-
nommen hat; der StraBengliterverkehr hat in die-
sem Zeitraum seine Verkehrsleistung sogar fast ver-
doppelt. Trotz steigender Energieeffizienz der Moto-
ren haben die Zunahme des Lkw- und des Individu-
alverkehrs sowie der stark wachsende Marktanteil
schwerer und grofRer Pkw verhindert, dass die CO;-
Emissionen des Verkehrs (Stand 2019) gegenliber
1990 in nennenswertem Umfang abgenommen ha-
ben. Die Automobilindustrie tragt deshalb nicht al-
lein oder primar durch den Produktionsprozess, son-
dern vor allem durch ihre Produkte massiv zu den
CO,-Emissionen bei. Beim Industrieumbau geht es
also insgesamt um «einen grundlegenden Wandel

sowohl bei Produktionstechnologien als auch bei
den Produkten» (Bendel/Haipeter 2022: 31).

Flihrende Forschungsinstitute haben die fiir das Er-
reichen der Reduktionsziele erforderlichen techni-
schen Voraussetzungen herausgearbeitet.? Die Insti-
tute berechnen nicht nur, was getan werden musste
und kdnnte, sondern arbeiten eng mit der Klimabe-
wegung zusammen und sind ernst genommene Be-
ratungseinrichtungen fiir Entscheidungstrager®*in-
nen in Politik und Wirtschaft geworden. So halten
Prognos/Oko-Institut/Wuppertal Institut (2020: 3)
das mittlerweile beschlossene deutsche Zwischen-
ziel von minus 65 Prozent Treibhausgase bis 2030 fir
machbar, aber nur unter der Bedingung einer «kom-
plett anderen Gangart in der Klimapolitik» (zu den
wichtigsten Zielen und MaRnahmen siehe Abbil-
dung 2).

Abbildung 2: MalBnahmen zur Treibhausgasminderung bis 2030 gegeniiber 1990 um 65 Prozent
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In einer Metastudie des Wuppertal-Instituts (Sa-
madi/Barthel 2020) werden die in der Forschung dis-
kutierten Strategien zu einer klimaneutralen Indus-
trie analysiert. Die Bandbreite der fiir notwendig ge-
haltenen technologischen Umbriiche lassen sich da-
nach vor allem drei Feldern zuordnen: (1) Bereitstel-
lung klimaneutraler Energietrager, (2) Steigerung
der Energieeffizienz und (3) Minderung der Nach-
frage nach Primarmaterialien.?

Beim ersten Feld steht selbstverstandlich der massiv
beschleunigte Ausbau der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien im Zentrum, der bekannterma-
Ren einen erheblichen Einsatz staatlicher Finanzen
und Regulierungen erfordert und vom neuen Wirt-
schafts- und Klimaschutzministerium zu einer vor-
rangigen Schwerpunktaufgabe erklart worden ist.
Technologische und wirtschaftliche Umbriche spie-
len auf dem zweiten und dem dritten Feld eine zent-
rale Rolle. Das dritte Handlungsfeld — die Minderung
der Nachfrage nach Primarmaterialien — schliefSt
zum einen die sogenannte «Ressourceneffizienz»
ein — Kreislaufwirtschaft und Recycling sind hier
Schllsselaufgaben. Materialeffizienz bedeutet aber
auch, dass «Produkte intensiver genutzt werden»
(ebd.: 33 f.), also etwa die Haltbarkeit von Konsum-
gltern verlangert oder die Anzahl der in Betrieb be-
findlichen Pkw verringert wird: «Ein Rickgang des
Autobesitzes wirde beispielsweise die Stahlnach-
frage flr die Herstellung von Autos mindern». Das
dritte Handlungsfeld birgt deshalb Implikationen,
die sowohl in der Gesellschaft als auch auf dem Ar-
beitsmarkt am weitesten reichen. (vgl. dazu Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik 2022).

Ganz offensichtlich ist die sozial-6kologische Trans-
formation der Industrie also ein gesellschaftlicher
Prozess, der weit Gber rein technologische Innovati-
onen hinausgeht.

2.2.... sind fiir Deutschland besonders grof3

Deutschland gehort unter den entwickelten kapita-
listischen Landern zu jenen, in denen die Industrie
weiterhin eine wirtschaftliche Schlisselrolle spielt.
Dies macht die sozial-6kologische Transformation zu
einer besonders groRen Herausforderung. Zugleich
hat Deutschland wegen seines bedeutenden Poten-
zials an Fachwissen und -krdften und des in Teilen

3 Als ein viertes Feld werden Techniken der CO,-Abscheidung diskutiert.
Insbesondere die sogenannte CCS-Technik zum unterirdischen Verwah-
ren von CO; ist jedoch unter Fachleuten umstritten. Samadi/Barthel

der Industrie weiterhin wichtigen Einflusses von Ge-
werkschaften und Betriebsrdten vergleichsweise
gute Moglichkeiten, diese Herausforderung zu be-
waltigen.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lag der
Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Brutto-
wertschépfung hierzulande bis kurz vor der Corona-
Krise bei rund 23 Prozent und der Anteil der dort ab-
hangig Beschaftigten an allen Arbeitnehmer*innen
bei 18,5 Prozent. Von diesen knapp 7,8 Millionen
Menschen arbeiten in der chemischen und pharma-
zeutischen Industrie 464.000, in der Stahlindustrie
87.000 und in der Automobilindustrie 850.000 — da-
von 315.000 bei Zulieferern, die von der Antriebs-
wende besonders betroffen sein werden. Hinzu
kommen all jene Branchen, die zu den Wertschép-
fungsketten dieser Industrien gehéren — vom Ma-
schinen- und Anlagenbau bis hin zu Transport- oder
EDV-Dienstleistungen.

Vor diesem Hintergrund sind die Sorgen um den Er-
halt des eigenen Arbeitsplatzes bei vielen Industrie-
beschéaftigten nur allzu naheliegend. Ohne das
glaubwirdige Angebot realisierbarer, Mut machen-
der positiver Alternativen liegt die Gefahr einer In-
strumentalisierung derartiger Beflirchtungen von
rechts auf der Hand und ist in einigen Regionen be-
reits konkret erfahrbar. Den Hintergrund dafiir bil-
det die in den zurlickliegenden Jahrzehnten grofSer
gewordene soziale Ungleichheit in Deutschland, die
extrem rechten und rechtspopulistischen Parteien
vielfaltige Anknipfungspunkte bietet (Erben/Bieling
2020). Auf diesem objektiv unsicheren und subjektiv
verunsichernden Boden miussen innerhalb eines
sehr kurzen Zeitraums die erforderlichen Klima-
schutzmaRBnahmen in Industrie und Verkehr durch-
gesetzt werden. Klaus Dérre (2020: 67) bezeichnet
deshalb zu Recht «die Durchsetzung okologischer
Nachhaltigkeit als Gleichheits- und Gerechtigkeits-
problem». Bei der Bewaltigung dieser Herausforde-
rung fallt den Gewerkschaften und ihren betriebli-
chen Akteur*innen eine schwierige Schlisselrolle zu.

Die vielfach —und auch in den hier vorgestellten Stu-
dien — verwendete Formulierung «sozial-6kologi-
sche Transformation» zielt deshalb auf den eingangs
hervorgehobenen zentralen Gedanken ab: Das Oko-
logische lasst sich nur in Verbindung mit dem Sozia-

(2020: 34) weisen darauf hin, dass deshalb in den Studien des Umwelt-
bundesamts die Kohlenstoffabscheidung wegen der damit verbundenen
Umweltrisiken nicht einbezogen wird.
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len verwirklichen, genauso wie umgekehrt das Sozi-
ale nicht ohne das Okologische funktioniert. Die
deutschen und weltweiten Umweltkatastrophen des
Jahres 2021 mit ihren vielfaltig sichtbar gewordenen
Existenzgefahrdungen haben einen Vorgeschmack
darauf gegeben, was in noch viel groReren Dimensi-
onen passieren wird, wenn dieser Zusammenhang
nicht beachtet wird.

Kritisch konnte eingewandt werden, dass es in vielen
Analysen — wie auch in den hier vorgestellten — nur
um Deutschland geht, obwohl der Klimawandel eine
globale Herausforderung darstellt. Doch eine Fokus-
sierung auf Deutschland ist gerade im Zusammen-
hang mit dem Industrieumbau sinnvoll. Denn wenn
es fiur wichtig gehalten wird, dass Deutschland sein
ganzes wirtschaftliches und politisches Gewicht auf
europadischer und internationaler Ebene fir resolute
KlimaschutzmalRnahmen einsetzt, dann muss im ei-
genen Land alles Erforderliche getan werden.* Dazu
gehoren klare und anspruchsvolle gesetzliche Vorga-
ben, die alle Anstrengungen der Industrie zu jenen
Innovationen lenken, aus denen eine vielbeschwo-
rene «weltweite Vorreiterrolle» entstehen kann.

2.3 Umbauprozess heit: Neuland betreten

Wer anstelle von Deindustrialisierung eine «griine,
ressourcenleichte, klimavertragliche und sozial
nachhaltige Reindustrialisierung» (Hennicke u. a.
2019: 33) anstrebt, kann sich nicht allein auf die An-
gebotsseite des Wirtschaftskreislaufs fokussieren,
also auf die Dekarbonisierung von Produktionspro-
zessen und Produkten. Auch die Nachfrageseite
muss grundlegend verdandert werden, um die Klima-
ziele erreichen zu kénnen. So weist Bosch (2022: 4)
darauf hin, dass es hier «nicht wie beim klassischen
Strukturwandel nur um Veranderungen der wirt-
schaftlichen Bedeutung einzelner Branchen oder
Sektoren gemessen an der Zahl der Beschaftigten o-
der der Wertschopfung geht, sondern auch um ei-
nen Umbau der Wirtschaft und in der Folge auch un-
seres Konsums und unserer Lebensweise».

Auf dem Priifstand stehen also nicht allein die Ener-
gie- und Ressourceneffizienz der Produktion, son-
dern ebenso die Energie- und Ressourceneffizienz

4 Ubrigens wiirde es zu kurz greifen, die notwendige Dekarbonisierung
der Industrie zum Anlass fiir eine Reduzierung des chronischen Export-
tiberschusses der deutschen Industrie nehmen zu wollen. Gerade in ei-
ner weltwirtschaftlichen Perspektive wiirde weniger Export von klima-
freundlichen, in Deutschland hergestellten Industriegiitern zunachst,

der Produkte und deren Verwendung. Der quantita-
tive Umfang der materiellen Gliter —und hier richten
sich viele Blicke zuerst auf den Verkehrssektor — darf
deshalb nicht von einem ungeziigelten, der Kapital-
verwertung innewohnenden Wachstumsdrang im-
mer weiter aufgeblaht werden, sondern ist letztlich
sogar zu reduzieren. Dabei ist auch ein ungewiinsch-
ter Nebeneffekt von Effizienzsteigerungen und den
dadurch ermdoglichten Kosten- und Preissenkungen
zu berticksichtigen: «Ungebremste Wachstums-, Le-
bensstil- und Reboundeffekte konnen einen GroRteil
des technisch erreichbaren Energiesparpotenzials
wieder zunichtemachen» (Hennicke u. a. 2019: 115).

Das hier angesprochene Problem ist bekanntlich der
Ausgangspunkt einer umfangreichen Debatte (iber
«Degrowth» und «Postwachstum». Ulrich Brand
(2021: 54) weist dabei zu Recht darauf hin, dass es
bei Letzterem nicht um «den Rickgang des BIP per
se» gehe, sondern im Kern «um ein anderes Ver-
standnis von individuellem und gesellschaftlichem
Wohlstand». Tatsachlich ist das umwelt- und klima-
relevante Problem nicht das Bruttoinlandsprodukt
(BIP), das als Wohlstandsindikator ohnehin seit Lan-
gerem in der nicht-neoklassischen Wirtschaftswis-
senschaft kritisch diskutiert wird, sondern der Natur-
verbrauch. Bis auf Weiteres bleibt es eine strittige
und auch offene Frage, «inwieweit sich Wachstum
und Ressourcenverbrauch entkoppeln lassen» (Tro-
ost 2021: 2). Da die Rettung des Klimas jedoch kei-
nen Aufschub duldet, ist es jetzt zwingend erforder-
lich, jede erdenkliche Moglichkeit auszutesten und
dabei «steuerungsbezogen absolutes Neuland» zu
erkunden (Hennicke u. a. 2019: 113).

Kleine — in ihrer konkreten Ausgestaltung und ihren
moglichen Wirkungen noch unzureichend erforschte
und erprobte — Schritte in diese Richtung kénnen
auch erweiterte Mitbestimmungsrechte von Be-
schaftigtenvertretungen, neue Einflussmoglichkei-
ten offentlicher Kreditgeber und alternative — zum
Beispiel stiftungsbasierte oder genossenschaftliche
— Eigentumsformen sein, um langerfristige gesell-
schaftliche Notwendigkeiten als Gegengewichte zu
kurzfristigen Shareholder-Interessen zur Geltung zu
bringen (vgl. dazu auch Bendel/Haipeter 2022; ich
komme in Kapitel 4.3 darauf zuriick). Bei der Suche

also ohne grundlegende Anderung der Konsumgewohnheiten, vor allem
mehr Import von klimaschadlichen Industriegiitern aus Regionen mit
niedrigeren Umweltstandards nach sich ziehen.
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nach neuen Eigentumsformen wird es jedoch wich-
tig sein, die Frage von Wiethold (2019: 62) stets im
Blick zu behalten, inwieweit «sich die Interessen Be-
schaftigter oder gemeinwirtschaftlicher Betriebe mit
gesellschaftlichen Interessen [decken]». Und nicht
vergessen werden sollte in diesem Zusammenhang
ebenfalls, woran Detlef Hensche (2021: 83) zu Recht
erinnert: «Zukunftsdebatten dirfen insbesondere
die Verfassung offentlichen Eigentums nicht aus-
klammern. Die Privatisierungsinitiativen waren ja
nicht nur deshalb erfolgreich, weil Staat und Kom-
munen durch Sparhaushalte sturmreif geschlagen
worden waren; vielmehr hatten manche offentli-
chen Betriebe durch biirokratische Strukturen, Filz
und obrigkeitlichen Umgang mit den Blirgern Ver-
trauen verspielt.»®

Entscheidend wird sein, praktische Erfahrungen mit
Gehversuchen auf — wie Hennicke u. a. (2019: 113)
es nennen — «steuerungsbezogenem Neuland» zu
sammeln und sie wissenschaftlich zu begleiten. Da-
bei ist auch der Zeithorizont zu bedenken: «Heute
werden weitreichende Entscheidungen Uber die
Ziele der Transformation und neue Technologie-
pfade getroffen, ohne dass man schon alle Parame-
ter dieses Umbruchs kennt» (Bosch 2022: 5). Die so-
zial-6kologische Transformation der Industrie kann
deshalb nur gelingen, wenn sie als Prozess begriffen
wird: Das Ziel ist vorgegeben, aber der Weg dorthin
ist voller Ungewissheiten. Dieser Prozess muss jetzt,
unter den aktuellen Bedingungen, durch konkrete,
rasche und entschlossene Reformschritte eingeleitet
werden. Diese ReformmaRnahmen werden im wei-
teren Verlauf Giberprift und vielleicht erweitert wer-
den missen, aber sie werden dadurch nicht an Aktu-
alitat verlieren: «Sie bleiben unverzichtbare Bau-
steine jeder inklusiven Transformationsstrategie»
(Ebd.: 13).

Auf die Einleitung dieses Prozesses konzentrieren
sich die Studien unseres Projekts, und der vorlie-
gende Uberblick folgt diesem pragmatischen, hand-
lungsorientierten Ansatz. Dieses Herangehen
schliel3t keine Tlren (und verschliel3t auch nicht die
Augen vor ihnen), sondern 6ffnet sie (und 6ffnet die
Augen dafiir). Es geht um praktische Schritte, «die,
an Nachhaltigkeitszielen gemessen, sofort Verbesse-
rungen mit sich bringen und doch an Systemgrenzen
heranfiihren» (Dorre 2021: 239) — oder zumindest

5 Die katastrophalen Umweltzerstérungen, die auch in den Landern des
«realen Sozialismus» im 20. Jahrhundert angerichtet wurden (und in
den betreffenden Landern noch heute besonders relevant sind),
erinnern daran, dass die Uberwindung der kapitalistischen Profitlogik

heranfihren kénnen. Denn nur wenn es gelingt, ei-
nen gesellschaftlichen Prozess der sozial-6kologi-
schen Transformation in Gang zu bringen, kann die
Notwendigkeit weitergehender Formen «einhegen-
der» Marktregulierung auch fiir gréBere Teile der
Gesellschaft (iberzeugender als praktisch erfahr-
bare Notwendigkeit auf die politische Tagesordnung
ricken.

Im Folgenden werden zunachst die wirtschaftlichen
und technologischen Transformationsstrategien und
-mallnahmen in den drei hier betrachteten Bran-
chen zusammengefasst (Kapitel 2). Daran anschlie-
Rend steht die Arbeitspolitik als sozialer Eckpfeiler
der Transformation im Zentrum (Kapitel 3). Vor die-
sem Hintergrund werden die Strategien der mal-
geblichen Akteure beleuchtet — mit besonderer Auf-
merksamkeit fir die Herausforderungen an gewerk-
schaftliches Handeln (Kapitel 4). Den Abschluss bil-
det eine Zusammenfassung der wichtigsten GroR-
baustellen der Transformation (Kapitel 5).

3 Die Transformation beginnt: Der Stand
der Dinge in drei Schliisselindustrien

Beim Betreten des Neulands einer sozial-6kologi-
schen Transformation der Industrie sind bislang
erste Schritte getan worden. Die dariber hinausrei-
chenden Plane wichtiger Akteure und die zu deren
Verwirklichung eingeleiteten MalRnahmen bleiben
zwar teilweise noch deutlich hinter dem zurtick, was
die einschlagigen Forschungsinstitute fur erforder-
lich halten. Doch vieles kommt mittlerweile in Bewe-
gung. Dabei setzen Regierungen bei aller Zégerlich-
keit und Widersprichlichkeit ihres Handelns die
wichtigsten Orientierungsmarken fir die Wirtschaft.

3.1 Treiber und Getriebene: Die Akteurskons-
tellation

Regierungen sind in der Klimapolitik Treibende, zu-
gleich und zunachst aber selbst Getriebene. Sie rea-
gieren auf gesellschaftliche Stromungen und Veran-
derungen der 6ffentlichen Meinung. Jahrzehntelang
wurden die Warnungen der Klimaforschung besten-
falls zur Kenntnis genommen, und wertvolle Zeit fir

mithilfe 6ffentlichen Eigentums eine bestenfalls notwendige, aber in
keiner Weise hinreichende Bedingung fur die Bewaltigung der
Klimakrise sein dirfte.
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das Aufhalten einer weiteren Erhitzung der Erdat-
mosphare wurde vertan. Erst die verstarkte Wahr-
nehmung der drohenden Klimakatastrophe in brei-
teren Teilen der Offentlichkeit in den zuriickliegen-
den zehn Jahren und die diese Tendenz verstarken-
den Basisbewegungen wie Fridays for Future fihrten
dazu, dass immer mehr Regierungen nicht nur Ab-
sichtserklarungen verlauten lieRen, sondern interna-
tionale Verpflichtungen eingingen. Das Pariser Kli-
maabkommen von 2015 ist hier der bislang wahr-
scheinlich wichtigste Meilenstein.

In Verbindung — oder Wechselwirkung — mit dieser
Entwicklung driickt sich die zunehmende 6ffentliche
Aufmerksamkeit fur den Klimawandel in zwei weite-
ren Bereichen aus, die flir Unternehmen von gréRter
Bedeutung sind: zum einen in den Erwartungen von
Konsument*innen und sich daraus ergebenden
Marktchancen und potenziellen Wettbewerbsvor-
teilen, zum anderen in den sich immer starker an
Nachhaltigkeitskriterien orientierenden privaten Ka-
pitalanleger*innen. Besonders wichtig sind hier die
Anlagestrategien grolRer kapitalgebender Institutio-
nen wie Versicherungen und Investmentfonds, die
langerfristig von Wertverlust oder gar Wertlosigkeit
bedrohte Anlagen («stranded assets») in ihren Port-
folios vermeiden wollen (Haas/UnmiRig 2020).
Wenn zum Beispiel umweltschadliche Produkte 6f-
fentlich in Verruf geraten und deren Hersteller fir
eine riskante Kapitalanlage gehalten werden, dann
kann «greenwashing» an Grenzen stol3en, sodass
die Produkt- und Produktionsstrategien von Indust-
rieunternehmen tatsachlich unter Druck geraten.®
All diese Faktoren sind im Zusammenhang zu sehen,
sie wirken aufeinander ein und kdnnen einander ver-
starken.

Vor diesem Hintergrund hat die allmahliche Hinwen-
dung von Regierungen zu praktischen, Gber Ab-
sichtserklarungen hinausgehenden MalRnahmen zu
politisch gesetzten Orientierungspunkten und Rah-
menbedingungen gefihrt, die viele Unternehmen
und ihre Interessenverbdnde in den drei hier be-
trachteten Branchen zu neuen Strategien veranlasst
haben. Teilweise steuern sie dabei tatsachlich ernst-
haft um — der Prozess selbst bleibt aber ein héchst
widersprichlicher.

6 Das Mitglied des Sachverstandigenrats Veronika Grimm (2022) ist da
bereits sehr zuversichtlich: «Unternehmen in den Industrieldndern ha-
ben nun die Gewissheit: Auf der Basis klimaschadlicher Technologien
lasst sich langfristig kein Geld mehr verdienen». In der Tendenz hat sie
sicher Recht, doch stehen vélliger Gewissheit einstweilen noch heftige

Dies lasst sich gut an der Politik der CO,-Bepreisung
beobachten. Die zentrale Rolle spielt hier der bereits
2005 in der Européischen Union eingefiihrte Emissi-
onshandel fir Energiewirtschaft und energieinten-
sive Industrien (EU-ETS; vgl. die Studien von Fritz
(2022) und Witt (2022a) zu dessen Geschichte und
Wirkungsweise). Wegen der zunachst hohen Ober-
grenzen der zuldssigen Emissionsmengen im Rah-
men des EU-ETS blieben die CO,-Preise bis vor weni-
gen Jahren noch sehr niedrig. Das System konnte un-
ter diesen Voraussetzungen also nicht die ihm zuge-
dachte Lenkungswirkung beziglich der ausgestol3e-
nen CO,-Mengen entfalten. Es fehlte der Anreiz zu
Nachhaltigkeits-Investitionen, stattdessen wurde
weiter zum Beispiel in Kohlekraftwerke investiert.
Erstin den letzten Jahren sind nach mehreren Refor-
men CO,-Preissteigerungen zu beobachten. Dadurch
sind vor allem daltere Braunkohleanlagen unwirt-
schaftlich geworden. Die energieintensiven Indust-
riezweige dagegen konnten «bis ins vergangene Jahr
hinein rund 95 Prozent ihrer Emissionen durch Gra-
tiszertifikate abdecken» (Fritz 2022: 10). Erst mit
dem «Fit for 55»-Paket, in dem die EU-Kommission
2021 eine Reihe weitergehender Richtlinien- und
Verordnungsentwiirfe zusammengefasst hat, wir-
den «erstmals groRere Teile der Industrie unter star-
keren Reformdruck» gesetzt (ebd.).

Die Zogerlichkeit des Herangehens der EU-Kommis-
sion und der EU-Mitgliedstaaten lber einen Zeit-
raum von rund 15 Jahren hangt eng mit dem Einfluss
der betroffenen Wirtschaftsverbdnde auf die EU-
Kommission und — mindestens ebenso wichtig — auf
nationale Regierungen zusammen. Diese Lobbypoli-
tik ist die eine Seite der Medaille. Die andere Seite
ist aber die allmahliche Umorientierung dieser Ver-
bande und ihrer wichtigsten Mitgliedsunternehmen.

Dieser Prozess lasst sich sehr gut am Beispiel des
Verbands der chemischen Industrie (VCI) beobach-
ten. Bis vor wenigen Jahren hielt dieser Unterneh-
mensverband die Fahne einer freiwilligen (wenn
auch keineswegs unambitionierten) «Selbstver-
pflichtung» hoch, die ja in anderen Branchen wie der
Nahrungsmittelindustrie auch heute noch eine zent-
rale Rolle spielt. Ziel des VCI war es, «politische Re-
gulierungen des Klimaschutzes, die tiber die Selbst-
verpflichtung der Unternehmen hinausgingen, nach

Meinungsverschiedenheiten darliber im Weg, was unter «klimaschad-
lich» zu verstehen ist. Dies zeigt unter anderem der Konflikt Uber die auf
EU-Ebene geplante «Taxonomie» fiir sogenanntes «griines Invest-
ment».
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Moglichkeit aufzuhalten oder, wenn sie nicht zu ver-
hindern waren, in ihrem Regulierungsgehalt zu mini-
mieren» (Bendel/Haipeter 2022: 19). Bis in die
2000er-Jahre stand dabei die Verhinderung einer
CO,-Bepreisung im Mittelpunkt — was in Deutsch-
land erfolgreich war, aber auf EU-Ebene nicht. Dort
konnte dann aber die Selbstverpflichtung als Pfund
in die Verhandlungen (ber die Regeln des Emissions-
handels eingebracht werden mit dem Ziel, den Emis-
sionsspielraum im Rahmen des EU-ETS moglichst
grolR und die Kosten moglichst gering zu gestalten.
Das Pariser Klimaabkommen machte dann aber die
Grenzen dieser Strategie deutlich. Seitdem geht es
dem VCI nicht mehr primar um die Vermeidung po-
litischer Regulierungen, sondern um die Formulie-
rung von staatlich zu schaffenden Voraussetzungen
fir die Umsetzung von Regulierungen, die die Wett-
bewerbsfahigkeit der deutschen Chemieindustrie
erhalten. Zentrale inhaltliche Bausteine liefert eine
vom VCI in Auftrag gegebene «Roadmap Chemie
2050», die auch als Input flr die Entwicklung ge-
meinsamer Positionen mit der Gewerkschaft IG BCE
und Umweltverbianden genutzt werden konnte.”

Weniger klar und einvernehmlich ist die Umorientie-
rung in der Automobilindustrie. Bei der Reduzierung
des CO,-AusstofRes hinkt der Verkehrssektor allen
anderen Sektoren hinterher. Es gibt immer mehr,
immer schwerere und immer gréBere Autos, die fir
die Automobilhersteller die profitabelsten sind. Die-
ses Geschaftsmodell so lange wie moglich weiterzu-
verfolgen steht im Zentrum der Bemiihungen der
Automobilhersteller und ihres Interessenverbands
VDA. Die deutsche Autolobby war dabei auch auf
EU-Ebene (beraus erfolgreich: Die sogenannten
Flottengrenzwerte der EU, deren Verletzung Straf-
zahlungen der Hersteller nach sich zieht, sind immer
noch so SUV-freundlich gestaltet, dass erhoffte Len-
kungswirkungen in Richtung CO,-Reduzierung bis-
lang ausgeblieben sind. Lenkungswirkungen gehen
allenfalls von massiven Kaufanreizen fiir Kfz mit
Elektro- und Hybridantrieb aus, wobei auch hier
groRe und schwere Fahrzeuge faktisch bevorzugt
werden. Die Bemiihungen des VDA sind derzeit vor
allem darauf gerichtet, ein Ende fiir die Zulassung
von Verbrennern in der EU hinauszuzégern und auf-
zuweichen (zu den hier relevanten Regulierungen
vgl. Hennicke u. a. 2021: 165 ff.).

7 Zu den gewerkschaftlichen Strategien in der Chemie-, Stahl- und Auto-
mobilindustrie vgl. Kapitel 4.2.

Da jedoch enger gefasste Regulierungen in der EU
letztlich unausweichlich sind und auch die Vorgaben
in anderen Weltregionen (wie etwa in China oder Ka-
lifornien) zu beachten sind, konzentrieren sich die
GroRBunternehmen der Automobilindustrie mittler-
weile mit Macht auf das Hochfahren der E-Mobilitat.
Gleichzeitig wird teilweise unter dem Label der
«Technologieoffenheit» versucht, durch den Einsatz
synthetischer Kraftstoffe (die extrem energieauf-
wendig herzustellen sind) auch in Zukunft eine Per-
spektive fiir den Verbrennermotor zu bewahren —
nicht zuletzt flr besonders gerduschbetonte und
profitable Pkw wie Porsche. Diese Orientierung auf
«Technologieoffenheit» hat auch Eingang in den Ko-
alitionsvertrag gefunden und wird vom Verkehrsmi-
nister gegen die Umweltministerin verteidigt. Insge-
samt also verlaufen in der Kernbranche der deut-
schen Industrie «die Pfade der Transformation zwi-
schen Kontinuitat und Bruch» (Blécker 2022b).

Das Wechselspiel der Akteur*innen lasst sich des-
halb etwas vereinfachend so zusammenfassen: Die
gern als «Herzstiick» staatlicher Regulierungen be-
zeichnete Versteigerung von CO,-Emissionsrechten
hat erst seit wenigen Jahren und bislang nur — aber
immerhin — in der Energiewirtschaft begonnen, eine
unmittelbare Lenkungswirkung zu erzielen. In ener-
gieintensiven Industriezweigen ist eine solch unmit-
telbare Wirkung wegen des groen Umfangs von
Gratiszertifikaten bislang ausgeblieben. Dennoch
gibt es eine Lenkungswirkung, und zwar im Vorgriff
auf zukiinftig zu erwartende Preisentwicklungen we-
gen der geplanten enger gefassten Regulierungen im
Emissionshandel sowie — fiir die Automobilindustrie
—in der Erwartung (oder Beflrchtung) restriktiverer
Regulierungen bei den CO»-Flottengrenzwerten und
eines Enddatums fiir die Zulassung von Verbren-
nern. Auch wenn sich Interessenverbande zum Teil
intensiv um die Abschwachung und finanzielle Pols-
terung derartiger Regulierungen bemiihen, wissen
alle, dass grundsatzlich kein Weg an ihnen vorbei-
fihrt. Insbesondere die Politik der EU, die vorrangig
—wenn auch nicht nur —auf Marktregulierung fokus-
siert ist, zeigt also durchaus erste Wirkungen. Wie
konsequent diese Politik in den nachsten Jahren vo-
rangetrieben wird, hdangt aber vor allem vom 6ffent-
lichen Druck ab: sowohl auf die EU und die Regierun-
gen ihrer Mitgliedslander als auch auf grof3e Unter-
nehmen und ihre Interessenverbdnde, die wiede-
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rum sowohl zukiinftige Regulierungen als auch zu-
kiinftige Entwicklungen ihrer Absatzmarkte im Auge
haben missen. Und wenn die gesetzlich verankerten
Klimaschutzziele erreicht werden sollen, muss dieser
Druck erheblich zunehmen.

Im Folgenden wird ein Uberblick iiber die in der
Stahl- und Chemieindustrie und dann Uber die in der
Automobilindustrie eingeleiteten technologischen
Umbriiche sowie die damit verbundenen Anforde-
rungen an die Wirtschafts- und Industriepolitik gege-
ben, bevor in Kapitel 3 die arbeitspolitischen Her-
ausforderungen zusammengefasst werden.

3.2 Die Einleitung des technologischen und
wirtschaftlichen Umbruchs in der Chemie-
und der Stahlindustrie

Wie oben erwdhnt, miissen diese beiden besonders
energieintensiven Branchen innerhalb des Industrie-
sektors die groBten Beitrdge zur Reduzierung des
CO,-AusstoRes bis 2030 leisten. In der Stahlindustrie
betrifft dies vor allem die Erneuerung der Produkti-
onsverfahren, in der Chemieindustrie sowohl die
Produktionstechnologien als auch die Produkte. Da-
bei ist zu beriicksichtigen, dass beides sowohl den
Energieaufwand als auch die stofflichen Prozesse
selbst betrifft.

Bendel und Haipeter (2022) fassen die wissenschaft-
lichen Analysen zusammen, die die technologische
Machbarkeit der erforderlichen CO,-Reduzierung in
der Chemieindustrie aufzeigen. So beschreiben
Agora Energiewende/Wuppertal Institut (2019) fiir
drei der COs-intensivsten Produktionsprozesse der
Grundstoffchemie CO;-neutrale Alternativen. «Auf
Basis der vorgeschlagenen Technologien schatzen
die Autor*innen das Potenzial fiir CO,-Minderungen
in der Chemie als groR ein. Diese Minderungen lie-
Ren sich bereits bis zum Jahr 2030 erreichen» (Ben-
del/Haipeter 2022: 12). In einer weiteren Analyse —
der «Roadmap Chemie 2050» — wird auf der Basis ei-
nes noch breiteren Spektrums technologischer Inno-
vationen der Weg zur Treibhausgasneutralitat der
Chemieindustrie bis 2050 beschrieben. Konkrete

Projekte zur Entwicklung neuer Verfahren werden
beispielsweise im Rahmen einer vom Bundesum-
weltministerium gefdérderten branchenibergreifen-
den «Dialog-Plattform» («Chemistry4Climate») ent-
wickelt. Der Unternehmensverband VCI organisiert
dartber hinaus Netzwerke, Gber die unter anderem
Erfahrungen zur Steigerung der Energieeffizienz in-
nerhalb der Branche ausgetauscht und verbreitet
werden. Wichtig sind auch Pilotprojekte, in denen
Dekarbonisierung in verschiedenen Branchen mitei-
nander verknipft werden («Sektorenkopplung» —
siehe mehr dazu unten). So wird in der Stahlindust-
rie ein Verfahren zur Abspaltung von CO; in Ferti-
gungsprozessen erprobt, das dann als Rohstoff in
der Kunststoffproduktion der Chemieindustrie ein-
setzbar ist.

Bei den technologischen Neuerungen in der Stahlin-
dustrie geht es vor allem um die Erhéhung der Ener-
gieeffizienz und den Umstieg auf griinen Wasser-
stoff mit der dafiir erforderlichen Infrastruktur (zu
den technischen Details sowie Praxisbeispielen zu
ersten Pilotanlagen bei groRRen Stahlherstellern vgl.
Blocker 2022a). In Tabelle 1l werden einige der
Schliisseltechnologien fiir die Stahl- und Chemiein-
dustrie aufgefiihrt, die von den einschlagigen For-
schungsinstituten sowohl fiir erforderlich als auch
flir moglich gehalten werden. Zudem werden die
friihestmoglichen Zeitpunkte genannt, zu denen
diese Technologien im Prinzip zur Verfligung stehen
konnen. Was dabei als «mogliche technische Verfiig-
barkeit» bezeichnet wird, ist so zu verstehen, dass
diese Schlisseltechnologien in den angegebenen
Zeitrdumen noch nicht in voller Breite einsetzbar
sein werden. Und es macht implizit darauf aufmerk-
sam, dass dafiir eine Reihe von Voraussetzungen ge-
geben sein missen. Grundlegende Voraussetzungen
fiir das Gelingen dieser technologischen Umbriiche,
bei denen staatliches Handeln eine Schliisselrolle
spielt, werden in Kapitel 2.4 zusammengefasst. Zu-
nachst bleiben wir bei den wirtschaftlichen Heraus-
forderungen — aber auch Chancen — fir die Unter-
nehmen der betreffenden Branchen.
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Tabelle 1: Schliisseltechnologien zur Minderung der Treibhausgasemissionen in der Stahl- und Chemieindustrie

(Auswahl)

Stahl Schliisseltechnologie

Mogliche technische Verfiigbarkeit

rolichtbogenofen

Direktreduktion mit Wasserstoff und Einschmelzen im Elekt-| 2025-2030 (evtl. Einstieg mit Erdgas)

alkalische Eisenelektrolyse

vorauss. nach 2050

CO,-Abscheidung und Speicherung 2025-2040
Chemie Schliisseltechnologie Mogliche technische Verfiigbarkeit
Warme- und Dampferzeugung aus Power-to-Heat ab 2020
griiner Wasserstoff aus Elektrolyse 2025-2035
chemisches Recycling 2025-2030
CO,-Abscheidung an Kraft-Warme-Koppelungsanlagen 2035-2045

Quelle: Agora Energiewende/Wuppertal Institut (2019).

Die Investition in die neuen Anlagen ist mit einem
wirtschaftlichen und industriepolitischen Kraftakt
verbunden. Agora Energiewende/Wuppertal Institut
(2019: 12) stellt dazu glasklar fest: «Um bis 2050 die
Klimaneutralitdt der Industrie zu erreichen, bedeu-
tet dies, dass alle von nun an getatigten Investitio-
nen bereits klimaneutral sein missen oder zumin-
dest die Moglichkeit der Nachriistung auf eine CO,-
freie Produktion vorsehen. Falls im kommenden In-
vestitionszyklus erneut in die konventionellen Tech-
nologien investiert werden sollte, drohen Stranded
Assets, also die friihzeitige Abschaltung noch funkti-
onsfahiger Anlagen, mit entsprechenden unterneh-
merischen und volkswirtschaftlichen Verlusten».

Dieser Kraftakt ist wegen der grundlegenden tech-
nologischen Innovationen mit einem erheblichen
Mehraufwand verbunden. Fir die Produktionsanla-
gen der Chemieindustrie veranschlagt die «Road-
map Chemie 2050» einen zusatzlichen Investitions-
bedarf von 68 Milliarden Euro bis zum Jahr 2050. Be-
zogen auf die derzeitige Investitionssumme von
sechs bis sieben Milliarden Euro pro Jahr ware dies
ein Anstieg der Investitionen um (iber 30 Prozent im
Zeitraum 2020 bis 2050 (wobei zu berlicksichtigen
ist, dass die Investitionsquote bezogen auf den Um-
satz in den 2010er-Jahren deutlich niedriger war als
1990 ff.). Schatzungen fiir die Stahlindustrie zu den
zusatzlichen Investitions- und Betriebskosten, die bis
2030 vor allem durch den Umstieg auf die Wasser-
stofftechnologie entstehen, belaufen sich auf einen
Forderbedarf von bis zu 35 Milliarden Euro (Agora
Industrie/FutureCamp/Wuppertal Institut/Ecologic
Institut 2022: 33).

Vor diesem Hintergrund stellt sich das Problem, dass
die in den erneuerten Anlagen hergestellten Pro-
dukte wegen dieser Zusatzkosten zunachst nicht mit
den Produkten, die von anderen Herstellern oder
aus herkémmlichen, bereits abgeschriebenen Anla-
gen an anderen Standorten stammen, konkurrieren

kénnen. Es liegt nahe, dass die betrachtlichen Kos-
ten des sogenannten Markthochlaufs zumindest von
Teilen der Wirtschaft nicht ohne verschiedenste
staatliche UnterstitzungsmaBBnahmen zu schultern
sind (zur Diskussion iber diese MaBnahmen und die
Bedingungen, an die diese gekniipft werden sollten,
siehe Kapitel 2.4 und 4.3).

Zum Gesamtbild gehoren andererseits auch Potenzi-
ale der Kostenminderung sowie neue Geschaftsmo-
delle, die sich im Prozess des technologischen Um-
bruchs als moglich oder gar nétig erweisen. Bei die-
sen Potenzialen ist zu unterscheiden, ob sie dem so-
zial-6kologischen Umbau dienen oder ihn de facto
unterlaufen.

Neue Geschaftsmodelle tun sich zum einen in der
Recyclingwirtschaft auf. Wie bereits erwahnt spielt
Recycling fir die Ressourceneffizienz eine Schliissel-
rolle. Im Prinzip gibt es hier in der Stahlindustrie ein
grolRes Potenzial, da Stahl sich nahezu vollstandig re-
cyceln lasst. Mit der Verwendung von Stahlschrott
lassen sich erhebliche Emissionsmengen einsparen.
Allerdings wird bislang die Schrottsammlung in
Deutschland vor allem fiir den Schrottexport genutzt
—was aber zeigt, dass diese Entwicklung wirtschafts-
politisch beeinflussbar ist.

Wichtig fur die Stahlindustrie insgesamt wird der
Aufbau sogenannter griner Leitmarkte sein, also
durch politische MaRnahmen gestiitzte und gefor-
derte Markte fir treibhausgasneutral produzierten
Stahl. Bei etlichen stahlverarbeitenden Unterneh-
men gibt es bereits starkes Interesse an «griinem
Stahl», mit dessen Hilfe sie ihre CO,-Bilanz verbes-
sern konnen. Aus Sicht mancher Beteiligter geht die
Branche dabei aber insgesamt noch zu defensiv vor:
«Statt Uiber steigende Produktionskosten zu klagen,
miisse es darum gehen, ein anderes Preisniveau
durchzusetzen und den Mehrwert von Griinstahl
herauszustellen», zitiert die FAZ (10.3.2022) den
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Vorstandsvorsitzenden eines fiihrenden Stahlhand-
lers. Die 1G Metall fordert, den Trend zu «griinem
Stahl» durch verpflichtende Mindestabnahmequo-
ten fur Stahlabnehmer zu verstarken. Die Etablie-
rung «griiner Leitmarkte» spielt mittlerweile in allen
Strategien fir die Stahlindustrie eine wichtige Rolle.

Noch gréRere Potenziale sowohl in der Kreislaufwirt-
schaft und dem Recycling als auch hinsichtlich neuer
Produkte werden bereits in der Chemieindustrie
sichtbar. Einige GroBunternehmen betrachten den
Kampf gegen den Klimawandel zum Teil sogar als
Chance: Riicknahme- und Recyclingdienstleistungen
werden zukiinftig wesentlich starker nachgefragt;
neue Chemieprodukte werden fiir das Recyceln von
Drittmaterialen, als Dammstoffe fir Gebaude, als
Materialien fir Photovoltaik und Windkraftwerke o-
der als Kunststoffe fiir die Gewichtsreduzierung von
Fahrzeugen bendtigt. Hinzu kommt, dass Industrie-
parks, in denen Betriebe der Grundstoffchemie hdu-
fig angesiedelt sind, Vorteile fir die Kreislaufwirt-
schaft sowie gemeinsame Umweltschutzeinrichtun-
gen bieten. Und nicht zuletzt gilt griner Wasserstoff
als zukunftstrachtiges Produkt, da er zum Ausgangs-
material flr eine Vielzahl von Wertschopfungsket-
ten und zu einem wichtigen Energiespeicher wird.
Eine grolle Wasserstoffwirtschaft bedarf allerdings
hoher Investitionen: nicht allein in den Ausbau der
erneuerbaren Energien in Deutschland, sondern
auch in die Produktionsinfrastruktur heimischer
Chemieunternehmen.

Der Aufbau der Wasserstoffwirtschaft ist auch ein
wichtiger Teil der sogenannten Sektorenkopplung.
Insbesondere in Stahlregionen wird mit ersten —und
offentlich geforderten — Projekten daran gearbeitet,
brancheniibergreifende Verbiinde («Wasserstoff-
Hubs») aufzubauen, in denen Energieerzeugung,
Wasserstoffproduktion und -verteilung sowie die La-
gerung und Nutzung des Wasserstoffs miteinander
verknipft werden.

Klimapolitisch problematischer —zumindest interna-
tional —sind dagegen Geschaftsmodelle, die auf eine
starkere Fokussierung der deutschen Chemieindust-
rie auf Fein- und Spezialchemie zulasten der durch
Klimaschutz kostspieliger werdenden Grundstoff-
chemie setzen. Einerseits entspringt dies sinnvoller-
weise dem Streben nach Spezialisierungsvorteilen
im internationalen Wettbewerb. Wenn dies jedoch
auch damit begriindet wird, dass US-amerikanische
und asiatische Mitbewerber (oder auch Auslands-
standorte deutscher Unternehmen) Basischemika-

lien aufgrund niedrigerer Energie- und Rohstoffkos-
ten glinstiger produzieren, dann handelt es sich im
Ergebnis um eine Verlagerung von Emissionen.

Hier werden bereits die klimapolitischen Herausfor-
derungen der Globalisierung deutlich. Ein wachsen-
der Anteil der Produktion deutscher Chemieunter-
nehmen findet auerhalb des deutschen oder EU-
weiten Regulationsrahmens statt. Vor allem groRe
Unternehmen kdnnen also im Prinzip ihre Auslands-
produktion weiter steigern, um den hiesigen Klima-
schutzvorgaben zu entfliehen. Je nach Marktper-
spektiven und nationalspezifischen Anreizsystemen
gibt es jedoch auch erste Anzeichen fiir eine gegen-
laufige Tendenz. So plant die BASF eine Investition
von {ber zehn Milliarden US-Dollar in Zhanji-
ang/China, wo Produktionsanlagen komplett mit er-
neuerbaren Energien betrieben werden sollen.

Mogliche Wechselwirkungen zwischen Dekarboni-
sierung der Industrie und Digitalisierung werden in
beiden Branchen diskutiert. In der Stahlindustrie
werden sie unter anderem in der Steigerung der
Energieeffizienz und des Ressourcenverbrauchs ge-
sehen und in konkreten Projekten erprobt. Auch in
der Chemieindustrie wird von digital gesteuertem
Energiemanagement eine Verbesserung der Res-
sourcen- und Energieeffizienz erwartet. Bislang ha-
ben die von Bendel und Haipeter (2022) interview-
ten Expert*innen jedoch nur in wenigen Fallen prak-
tische Beispiele fiir Synergien von Digitalisierung
und Dekarbonisierung auf betrieblicher Ebene nen-
nen konnen. Die Potenziale missen also offenbar —
anders als es der offentliche Mainstream nahelegt —
in vielen Fallen erst noch erkundet und erschlossen
werden.

Bei alldem ist zu berlicksichtigen, dass in der 6ffent-
lichen Wahrnehmung der Probleme, die mit der so-
zial-6kologischen Transformation der Industrie zu-
sammenhangen, in der Regel nur die GroBunterneh-
men im Fokus stehen. Im Fall der Stahlindustrie kon-
zentriert sich der Kernbereich mit 68 Prozent der Be-
schaftigten tatsachlich auf eine relativ kleine Anzahl
von groRbetrieblichen Hittenwerken, wobei andere
Bereiche eher mittelstandisch strukturiert sind.
Auch die Grundchemie ist von einigen wenigen
GroBunternehmen dominiert. In der gesamten Che-
mie- und Pharmaindustrie sind 60 Prozent der Be-
schaftigten in Unternehmen mit mehr als 500 Be-
schaftigten angestellt — die allerdings nur acht Pro-
zent aller Unternehmen dieser Branche ausmachen.
Wenn man also die Strukturen beider Branchen ins-
gesamt betrachtet, darf die vergleichsweise hohe
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Anzahl kleiner und mittelstandischer Unternehmen
nicht ibersehen werden.

Fiir die sozial-6kologische Transformation der In-
dustrie ist dies sehr relevant, da nach allen Erfahrun-
gen davon auszugehen ist, dass kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) deutlich weniger personelle
und finanzielle Ressourcen haben, um die technolo-
gischen und arbeitspolitischen Umbriiche dieser
Transformation zu bewaltigen. Am deutlichsten wird
dies bereits jetzt in der Automobilindustrie.

3.3 Die Einleitung des technologischen und
wirtschaftlichen Umbruchs in der Automo-
bilindustrie

Charakteristisch fiir die Automobilindustrie ist eine
«hierarchische, pyramidenférmige Branchenstruk-
tur» (Blocker 2022b): An der Spitze rangieren die
wenigen Autohersteller sowie einige weltweit fiih-
rende Zulieferkonzerne wie Bosch, Conti, ZF und an-
dere GroBunternehmen. Es folgen weitere Zulieferer
auf mehreren Stufen — angefangen bei wichtigen
Maschinenbauern und Chemieunternehmen bis hin
zu Produzenten einfacher Massenkomponenten am
unteren Ende, die weltweit ausschlieBlich iber den
Preis eingekauft werden. Es liegt auf der Hand, dass
es innerhalb dieser Pyramide sehr viele kleine und
mittelgrofRe Unternehmen gibt. Viele von ihnen sind
auf einzelne Teile spezialisiert.

Diese Struktur ist vor allem deshalb relevant, weil in
der Automobilindustrie — noch starker als selbst in
der Chemieindustrie — die klima- und umweltpoliti-
sche Verantwortung nicht allein die Produktionspro-
zesse, sondern vor allem das Produkt betrifft. Kurz-
fristig ist im Verkehrssektor sogar mehr CO,-Minde-
rung erforderlich als im gesamten Industriesektor,
wenn die Reduktionsziele bis 2030 erreicht werden
sollen (siehe Abbildung 2; vgl. Witt (2022a) zu den
sektorspezifischen Minderungszielen im Bundes-Kli-
maschutzgesetz von 2021). Die mittlerweile domi-
nierende Strategie zur Bewaltigung dieser Heraus-
forderung ist —wenn auch mit den oben erwahnten
Brems- und Ausweichmandvern verbunden — der
Abschied vom Verbrennermotor und der Umstieg
auf Elektromobilitdt im motorisierten Individualver-
kehr.

Wegen des starken Interesses der Autohersteller an
einem moglichst langen Aufrechterhalten besonders
profitabler Geschaftsmodelle wie dem SUV gibt es
weiterhin Kontroversen: nicht nur ber den Zeit-
punkt des Ausstiegs aus der Verbrennertechnologie,

sondern Uber alles, was dariber hinausgeht. Neben
der sogenannten Technologieoffenheit hinsichtlich
synthetischer Kraftstoffe (zur Kritik dieses Lobby-Ar-
guments vgl. Remmers u.a. 2019; Hennicke u. a.
2021: 274) betrifft dies unter anderem die Frage, in
welchem Umfang (griiner) Wasserstoff im Fahrzeug-
antrieb eingesetzt werden soll. Angesichts der
Knappheit dieser Ressource halten Fachleute jedoch
den Einsatz von Wasserstoff fir den Fahrzeugan-
trieb allenfalls in Teilen des Lkw-Verkehrs fiir sinn-
voll und realisierbar (vgl. dazu Witt 2022b).

Ungeachtet aller offenen und strittigen Fragen steht
jedoch fest, dass wichtige Wertschopfungsketten im
Bereich des Antriebsstrangs kiinftig wegfallen wer-
den. Dies betrifft nicht allein die Motorenwerke der
Autohersteller, sondern vor allem auch zahlreiche
kleine und mittlere Unternehmen im Zuliefersektor.
Fur diese KMU ist zuséatzlich relevant, dass die Auto-
hersteller planen, zur Kompensation von wegfallen-
den Tatigkeiten in den eigenen Fabriken zukinftig
insgesamt mehr Komponenten «inhouse» zu ferti-
gen. Umso bedenklicher ist in diesem Zusammen-
hang der Befund, der sich aus der Betriebsrate-Be-
fragung der 1G Metall (2019) ergibt: In nur 28 Pro-
zent der Betriebe der Automobilindustrie gab es zu
diesem Zeitpunkt nach Einschatzung der Betriebs-
ratsmitglieder eine klar erkennbare Strategie zur Be-
waltigung der mit Digitalisierung und Umstellung auf
E-Mobilitdt verbundenen Probleme, in 30 Prozent
dagegen «gar keine» und in 11 Prozent «eher
keine». Aus manchen Zulieferbetrieben wird berich-
tet, das Management oder die Investoren wollten
«das Pferd reiten, bis es tot ist» (zit. nach Candeias
2022: 398).

Eine weitere Unsicherheit kommt hinzu: Teile der
Branche sehen die technologischen Herausforde-
rungen immer noch primar im Zusammenhang mit
dem Abschied vom Verbrenner. Doch eine mindes-
tens ebenso weitreichende Verdnderung wird die
Verknipfung mit digital organisierten Mobilitats-
plattformen sein. Dieses Konzept, so Boes und Zieg-
ler (2021: 189), «wird in Zukunft noch groRere Be-
deutung erhalten. Denn je weiter die Entwicklung im
Feld des Autonomous Driving voranschreitet, umso
wahrscheinlicher ist es, dass die Mobilitatsdienst-
leistungen der Plattformen nicht mehr von prekar
beschéaftigten Scheinselbststdandigen, sondern von
Robo-Taxis realisiert werden kénnen, deren Organi-
sation und deren Fahigkeit zum autonomen Fahren
wesentlich von der Verfligbarkeit von effizienten
Cloud-Umgebungen im Zusammenspiel mit KI-Syste-
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men in den Fahrzeugen abhangt.» Mit anderen Wor-
ten: Die Automobilindustrie steht nicht «nur» vor
dem Abschied vom Verbrennermotor, sondern vor
einem moglicherweise grundlegenden Wandel des
Geschaftsmodells.

Eine unmittelbare Folge dieser Gleichzeitigkeit von
Antriebswende und Digitalisierung besteht darin,
dass die Kosten (ebenso wie mogliche Gewinne) im
Zuge der bevorstehenden technologischen Umwal-
zungen schwer bezifferbar sind. Blécker (2022b) ver-
weist auf das Beispiel einer Berechnung des Ver-
bands der Automobilhersteller (VDA), der zufolge
sich die Investitionssumme der Automobilindustrie
bereits bis 2025 auf rund 150 Milliarden Euro belau-
fen wird. In dieser Summe sind alle Innovationen
enthalten, die von den Interessenvertreter*innen
dieser Branche in irgendeiner Weise mit Dekarboni-
sierung von Produktion und Produkten in Verbin-
dung gebracht werden, also auch solche Felder wie
Digitalisierung und autonomes Fahren. Zu diesem In-
novationskomplex gehoren die weitere Automati-
sierung von Produktionsprozessen, die weitere Digi-
talisierung der Fahrzeuge selbst und last but not
least die eben erwdhnten digital gesteuerten neuen
Mobilitatsdienstleistungen.

Die Gleichzeitigkeit von Antriebswende und Digitali-
sierung hat weitreichende Konsequenzen. Die Mog-
lichkeit, neue Mobilitatsdienstleistungen fiir zukiinf-
tige regionale Shuttle- oder Robo-Taxi-Netze nutzen
zu kdnnen, dirfte zu einer Schlisselfrage fiir die De-
karbonisierung des Verkehrssektors werden. So pla-
dieren Boes und Ziegler (2021: 198) fir ein «inte-
griertes gesellschaftliches Mobilitdtskonzept» mit
dem Ziel, «<im systemischen Zusammenwirken mit
anderen Verkehrstragern auf Basis durchsetzungs-
starker kommunaler Akteure alternative und hoch-
gradig nachhaltige intermodale Verkehrssysteme
[zu] entwickeln, in denen das Auto ein integraler Be-
standteil, aber nicht mehr das dominante Konzept
ware».

Allerdings werden bislang lokale Modelle von Shut-
tle-Services und Mobilitatsplattformen von Platt-
formunternehmen wie Uber ebenso wie von Auto-
herstellern oder groRRen Zulieferern zumeist als Kon-
kurrenz zum oOffentlichen Personennahverkehr
(OPNV) konzipiert. Aus unternehmerischer Sicht ist
das naheliegend, aber dadurch «besteht die Gefahr,
dass der OPNV teilweise verdrangt wird» (Blocker
2022b). In diesem Fall wiirde der Zugang zu regiona-
len Netzen von der Lage des Ortes, von Technikver-

flgbarkeit, Einkommen, Alter und weiteren Fakto-
ren abhangen. A & O der Verkehrswende wird dage-
gen die Schaffung automatisierter regionaler Ver-
kehrsnetze als Bestandteil des OPNV sein (es geht
also nicht allein um den innerstadtischen Verkehr,
auf den sich die Diskussion Gber die Verkehrswende
bislang konzentriert; vgl. dazu Bell u. a. 2020: 16 ff.).
Hennicke u. a. (2021: 236 ff.) halten es deshalb fiir
erforderlich, regionale Pooling-Plattformen so stark
auszuweiten, dass die Anteile des «Umweltver-
bunds», darunter vor allem des o6ffentlichen Nah-
und Fernverkehrs, am gesamten Verkehrsaufkom-
men bis 2050 verdoppelt werden kénnen. Erst
dadurch ware der Pkw-Bestand im erforderlichen
Umfang zu reduzieren. Wenn dies mit einer Verlan-
gerung der Nutzungsdauer und einer Verringerung
der GroRRe und des Gewichts der Fahrzeuge verbun-
den wird, kénnen die Klimaziele im Verkehrssektor
mithilfe der Elektrifizierung des Pkw-Antriebs er-
reichbar gemacht werden.

Dies gilt umso mehr, als das durchschnittliche Ge-
wicht von Neuwagen in Deutschland von 2010 bis
2020 um zwolf Prozent und die durchschnittliche
Motorleistung um 23 Prozent gesteigert wurden,
was eine Erhéhung des durchschnittlichen Verkaufs-
preises um rund 50 Prozent ermdoglichte — eine Stra-
tegie, die laut Handelsblatt (7.2.2022) auch bei E-Au-
tos weiter verfolgt werden soll. Zu bedenken ist da-
bei, dass die Herstellung von Elektroautos vor allem
wegen des fir die Batterieproduktion erforderlichen
Rohstoff- und Energieaufwands zunachst einen gro-
Reren 6kologischen FuRRabdruck im Vergleich zu Ver-
brennern verursacht, der durch Lebensdauer, Fahr-
leistung und Gewicht des Fahrzeugs sowie —und dies
wird mehr und mehr zur strategischen Schlissel-
frage — durch umfangreiches Recycling von Rohstof-
fen und Fahrzeugteilen ins Positive gedreht werden
muss (vgl. dazu Blécker 2022b und Kéncke 2022; zu
Recycling und Kreislaufwirtschaft vgl. Arbeitsgruppe
Alternative Wirtschaftspolitik 2022). Burmeister
(2022: 337) stellt deshalb zu Recht fest: «Der Wech-
sel der Antriebstechnologie ist noch keine Mobili-
tatswende».

Eine solche Uber die Dekarbonisierung der Antriebs-
technologie hinausgehende Verkehrs- oder Mobili-
titswende hadtte Auswirkungen auf die gesamte
Wertschopfungskette. Einerseits wirde vor allem
die Nachfrage nach Vorprodukten aus der Stahl- und
Chemieindustrie, aber auch aus dem Maschinenbau
zurlickgehen. Andererseits wiirden mehr Vorpro-
dukte aus diesen Branchen in anderen mobilitatsre-
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levanten Industriebranchen bendtigt. Hinzu kom-
men neue Wertschépfungsfelder, die dem Wegfall
des Verbrenner-Antriebsstrangs gegeniiberstehen
werden — sowohl bei den Autoherstellern als auch
bei Zulieferern, insbesondere im Maschinenbau so-
wie in der Chemieindustrie. Dazu gehoren die Batte-
rietechnik, das Batterierecycling und weitere Berei-
che der Kreislaufwirtschaft sowie die Entwicklung
und Herstellung neuer (recyclingfahiger) Werk-
stoffe. Zur Kreislaufwirtschaft gibt es bislang ein-
zelne Forschungskooperationen und Start-ups. Mit
industriell rentablen Batterie-GroRRrecyclinganlagen
ist aufgrund der Hochlaufkurve der E-Autos friihes-
tens ab 2030 zu rechnen. Und nicht zuletzt gibt es
einen steigenden Bedarf an Vorleistungen aus Bran-
chen der Digitalisierungs-Wertschopfungskette wie
zum Beispiel der Chipproduktion, die jetzt in der EU
einschlieRlich Deutschlands erheblich ausgebaut
werden soll.

Die Nettobilanz dieser Umbriiche in der Automobil-
industrie — sowohl hinsichtlich der Geschaftsent-
wicklung als auch der Beschaftigungsprognosen
(siehe Kapitel 3.1) — muss deshalb zunachst als eine
offene Frage betrachtet werden. Nur eines steht be-
reits heute fest: Je konsequenter die sozial-6kologi-
sche Transformation der Automobilindustrie ange-
gangen wird, desto vielfdltiger sind nicht nur die
technologischen, sondern vor allem auch die ar-
beits- und gesellschaftspolitischen Herausforderun-
gen. Und was Letztere betrifft lasst sich jetzt schon
sagen, dass sie sich erheblich nach Regionen, Tatig-
keitsfeldern sowie im Zeitverlauf unterscheiden
werden.

Als wichtiger Einflussfaktor kommt schliefRlich die
weitere Entwicklung der Globalisierung der Automo-
bilindustrie hinzu. Die ausléandischen Standorte der
deutschen Endhersteller produzieren mittlerweile
11 Millionen Fahrzeuge — gegenliber 4,7 Millionen
im Inland. Das Hochfahren neuer Fabriken in Markt-
ndahe wird vor allem fir den rasch wachsenden
Markt fur Elektroautos in China relevant, der von der
dortigen Regierung durch Quotenvorgaben und an-
dere Regulierungen vorangetrieben wird. Zugleich
wurden bereits vor dem Einleiten der E-Auto-Wende
von den Herstellern groRe Restrukturierungspro-
gramme mit hohen Einsparvorgaben aufgelegt (Va-
riantenreduzierung, Produktivitatsvorgaben, Perso-
nalabbau). Aus Arbeitgebersicht bietet es sich des-
halb an, Personaleinsparungen — sei es bei den End-
herstellern, sei es bei Zulieferern — mit dem 6kologi-
schen Umbau der Branche zu begriinden, auch wenn
dies im Einzelfall mehr als fragwirdig sein mag. Die

Bandbreite der damit entstehenden wirtschaftlichen
und (gesellschafts-)politischen Konfliktfelder ist
enorm.

Trotz all dieser Ungewissheiten lassen sich einige
grundlegende — und weithin unstrittige — Vorausset-
zungen festhalten, die fiir ein Gelingen der hier skiz-
zierten technologischen Umbaustrategien in der
Stahl-, Chemie- und Automobilindustrie geschaffen
werden missen.

3.4 Zwischenbilanz: Elementare technologi-
sche und wirtschaftliche Voraussetzungen
fiir das Gelingen

Nur in einem sind sich alle einig: Die ausreichende
Verfiigbarkeit von Okostrom ist das A & O samtlicher
Plane zur Dekarbonisierung der Industrie und des
Verkehrssektors, auch wenn die Schatzungen des
langerfristigen Bedarfs an Strom aus erneuerbaren
Energien noch weit auseinandergehen. «Elektrizitat
aus regenerativen Quellen wird (ber die klassischen
Strom-Anwendungsfelder hinaus gebraucht fir Pro-
zesswarme in der Industrie, fir die Nutzung von
Warmepumpen in Gebduden, flir Mobilitdt mit
Elektroautos und im 6ffentlichen Nah- und Fernver-
kehr sowie fir «griinen» Wasserstoff» (Witt 2022a:
20).

Dass der Umstieg auf E-Mobilitat nur dann zu CO,-
Minderungen fihren kann, wenn er auf griinem
Strom basiert, ist mittlerweile ein Gemeinplatz (wei-
tere Voraussetzungen wurden in Kapitel 2.3
angesprochen). Weniger geldufig ist die Tatsache,
dass die massive Beschleunigung des
Okostromausbaus auch die grundlegende
Voraussetzung dafir ist, dass insbesondere in der
Chemie- und Stahlindustrie der Umstieg auf
Wasserstoff tatsachlich zu CO,-Einsparungen fihrt.
Die «Roadmap Chemie 2050» unterstreicht, wie
stromintensiv der Wasserstoffeinsatz ist: Danach
wird allein in dieser Branche ab dem Jahr 2040 mehr
griner Strom pro Jahr bendtigt als aktuell insgesamt
in Deutschland pro Jahr an Strom verbraucht wird.
Hinzu kommt, dass selbst bei hohem Importanteil
von griinem Wasserstoff die Produktionskapazitaten
dafiir im In- und Ausland erst noch geschaffen
werden missen (zu diesem Problem vgl. Witt
2022b).

Um die Klimaziele 2045 erreichen zu konnen, ist
nach den Berechnungen der einschlagigen Institute
bereits bis 2030 eine Verdreifachung des Ausbau-
tempos beim Okostrom erforderlich. Dieses Ziel hat
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jetzt das Wirtschafts- und Klimaschutzministerium
Gbernommen. Dafilir wird ein rascher Ausbau erfor-
derlicher Infrastrukturen (wie Stromleitungen oder
Wasserstoffnetze) bendtigt. All dies erfordert nach
Ubereinstimmender Einschatzung vor allem deutlich
vereinfachte und kiirzere Genehmigungsverfahren.
Auch dies hat die Ampelkoalition zu einer ihrer vor-
dringlichen Aufgaben erklart und zwecks Beschleu-
nigung eine wesentlich starkere Beteiligung der
Kommunen an den Ertragen der griinen Strompro-
duktion angekiindigt.® Sie wird sich an der — abseh-
bar und notwendigerweise mit harten Konflikten
einhergehenden — Realisierung ihrer Plane messen
lassen missen.

Hinzu kommt die Schaffung einer flichendeckenden
Schnellladeinfrastruktur fir den Umstieg auf E-Mo-
bilitdit — und dies nicht allein in Deutschland. Die
maRgeblichen Akteur*innen der Automobilindustrie
halten die Schaffung von einer Millionen Ladepunk-
ten bis 2030 fiir erforderlich — und dies zu 100 Pro-
zent auf Okostrombasis. Die neue Regierungskoali-
tion hat die Unterstiitzung dieser Zielsetzung be-
schlossen und zu Recht festgestellt: «Der Ausbau der
Ladeinfrastruktur muss dem Bedarf vorausgehen.»
(SPD/Die Griinen/FDP 2021: 40)°

Bezieht man dariber hinaus die Voraussetzungen ei-
ner Verkehrswende mit ein, geht es selbstverstand-
lich um noch wesentlich gréBere Dimensionen — ins-
besondere um den Ausbau des Schienennetzes, des-
sen Entlastungswirkungen auf den Pkw- und Lkw-
Verkehr allerdings erst mittel- bis langerfristig ein-
treten konnen. Auch hier muss der Ausbau der Infra-
struktur dem Bedarf vorausgehen, damit eine umzu-
steuernde Nachfrage Gberhaupt befriedigt werden
kann (oder marktwirtschaftlich formuliert: damit ein
erweitertes, verbessertes und kostenmaRig attrakti-
ves Angebot eine Nachfrage auf sich zieht, die den
umweltpolitischen Erfordernissen entspricht).

Diese einfache Wahrheit gilt selbstverstandlich nicht
allein fur Ladesdulen oder Bahnstrecken, sondern
flr die Infrastruktur einer sozial-6kologischen Trans-
formation der Industrie insgesamt. Sowohl die 6f-
fentlichen als auch die privaten Investitionen mis-

8 Um die Widerstande gegen die Windkraft auf regionaler und lokaler
Ebene besser Gberwinden zu kdnnen, will die Regierung laut Koalitions-
vertrag daflir sorgen, «dass Kommunen von Windenergieanlagen und
groReren Freiflichen-Solaranlagen auf ihrem Gebiet finanziell angemes-
sen profitieren kénnen» (SPD/Die Griinen/FDP 2021: 45).

9 Weiter heilt es dazu im Koalitionsvertrag: «Wir werden deshalb den
vorauslaufenden Ausbau der Ladesduleninfrastruktur mit dem Ziel von

sen — um die Formulierung im Koalitionsvertrag auf-
zugreifen — «vorauslaufend» getéatigt werden. Bei
den o6ffentlichen Investitionen stellt sich das Prob-
lem, wie dies mit dem von der neuen Bundesregie-
rung erneut bekraftigten Festhalten an der Schul-
denbremse und der Verweigerung einer umvertei-
lungsbasierten Steuerreform zu vereinbaren ist —
und dies bei einer massiven Steigerung der Ris-
tungsausgaben.

Bei den privaten Investitionen wiederum stellt sich
das oben angesprochene Problem der Kosten des
sogenannten Markthochlaufs. In vielen Bereichen
werden sie sich bestenfalls erst mittelfristig rechnen.
Auch wenn, wie von den einschlagigen Instituten
empfohlen, der Zyklus der in den nachsten Jahren
ohnehin anstehenden Erhaltungs- und Erneuerungs-
investitionen fir den technologischen Umbruch ge-
nutzt wird, entstehen teilweise erhebliche Mehrkos-
ten. Die erforderlichen Investitionen sind deshalb
zumindest teilweise ohne staatliche Unterstiitzung
(vorzugsweise auf Kreditbasis) nicht zu realisieren —
was die Anforderungen an die 6ffentlichen Haus-
halte weiter verscharft. Das Spektrum moglicher
Malnahmen reicht von staatlichen Investitionen
Uber direkte und indirekte Subventionen und Markt-
regulierungen (darunter insbesondere die CO,-Be-
preisung und die Verbilligung von Strom) bis hin zu
Grenzausgleichsmechanismen, die das Unterlaufen
hoher Okostandards in Deutschland und der EU
durch preisglinstigere Konkurrenz aus Landern mit
niedrigen Standards verhindern sollen (vgl. dazu
Fritz 2022).

Auch auf dem Feld der Arbeitspolitik wird nicht alles
zum Nulltarif zu haben sein, was fir die sozial-6kolo-
gische Transformation der Industrie erforderlich ist.

4 Vorausschauende Arbeitspolitik als
sozialer Eckpfeiler der Transformation

Wenn das Soziale an einer sozial-6kologischen
Transformation der Industrie diskutiert wird, stehen
zwei Themen im Fokus der offentlichen (und teil-
weise auch gewerkschaftlichen) Diskussion: erstens

einer Million offentlich und diskriminierungsfrei zuganglichen Lade-
punkten bis 2030 mit Schwerpunkt auf Schnellladeinfrastruktur ressort-
Ubergreifend beschleunigen, auf Effizienz Gberpriifen und entburokrati-
sieren». Und: «Unser Ziel sind mindestens 15 Millionen vollelektrische
Pkw bis 2030.» (SPD/Die Griinen/FDP 2021: 40 u. 22)
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die Auswirkungen des steigenden CO,-Preises auf
die Verbraucherpreise und die Kosten individueller
Mobilitat (dieser Problembereich war nicht Gegen-
stand der hier vorgestellten Studien; vgl. dazu aber
Troost/Otsch 2019; Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik 2020; Gechert/Dullien 2021). Zweitens
die Sicherheit der bestehenden Arbeitsplatze. Letz-
teres ist zwar sehr berechtigt, greift aber zu kurz,
denn es miissen «arbeitspolitische Leitplanken fir
einen langeren Zeitraum entwickelt werden» (Bosch
2022: 4).

Deshalb legt Gerhard Bosch seiner Studie den um-
fassenden Begriff der Arbeitspolitik zugrunde. Die zu
I6senden Probleme sind hier dhnlich vielfiltig wie
die bislang zusammengefassten technologischen
und wirtschaftlichen Herausforderungen. Denn hier
geht es um Menschen, und zwar zu allererst um die-
jenigen, die vom Wandel unmittelbar betroffen sein
werden oder es schon sind. «Sie missen den Wandel
mittragen und bereit sein, weiter zu lernen und neue
Aufgaben mit Motivation, Engagement und hoffent-
lich auch Begeisterung zu Ubernehmen. Im
schlimmsten Szenario (berwiegen die Angste vor
der Zukunft, es kommt zu inneren Kiindigungen und
zur Blockade des Wandels etwa durch die Hinwen-
dung zu rickwartsgewandten Klimaleugnern» (Ebd.:
4). Letzteres ist sehr ernst zu nehmen, denn «Er-
werbstatige, die auf weniger Bildungs- und Einkom-
mensressourcen zurlickgreifen konnen und sich we-
niger anerkannt fiihlen, erleben Transformations-
prozesse als bedrohlicher fiir ihre demokratische In-
tegration als andere Erwerbsgruppen» (Hovermann
u. a. 2021: 15).

Kurz- bis mittelfristig geht es also im Kern um die so-
ziale Absicherung bei Ubergéngen in eine neue Be-
schaftigung sowohl innerhalb als auch zwischen Be-
trieben oder gar Branchen. In einer mittel- bis lan-
gerfristigen Perspektive gilt es dariber hinaus zu be-
ricksichtigen, dass die Arbeitskrafte, die dann in ei-
nem heute vielleicht nur teilweise erschlossenen
Wirtschaftsneuland beschiftigt sein werden, in den
vor uns liegenden Jahren bereits im Bildungs- und
Ausbildungssystem fiir dieses Neuland fit gemacht
werden missen. Die sozial-6kologische Transforma-
tion der Industrie erfordert also ein Sofort- und ein
Generationenprogramm.

Beginnen wir mit den Schatzungen der Beschafti-
gungseffekte, die die sozial-6kologische Transforma-
tion der Industrie mit sich bringen kann.

4.1 Strukturwandel und Beschiftigungsper-
spektiven

Angesichts des friihen Stadiums, in dem sich der in-
dustrielle Umbruch befindet, kommen die vorliegen-
den Schatzungen zu teilweise sehr unterschiedlichen
Ergebnissen. Wie immer bei der Entwicklung von
Szenarien ist dabei entscheidend, auf welchen An-
nahmen sie beruhen. Wichtig ist hier vor allem, wel-
cher Zeitraum betrachtet wird, wie eng oder wie
breit das Spektrum der einbezogenen mdglichen
Veranderungen ist und welche generellen Schatzun-
gen zu Wachstum und Strukturwandel den jeweili-
gen Szenarien zugrunde liegen.

Besonders deutlich werden diese Unterschiede bei
der Automobilindustrie, die ja die groRte der drei
hier betrachteten Branchen ist und deren Umbriiche
in Kapitel 2.3 skizziert worden sind. Die von Blocker
und Bosch referierten Schatzungen stimmen zwar
grundsatzlich in der Prognose Uberein, dass es mit
der Umstellung auf E-Mobilitdt zu erheblichen Ar-
beitsplatzverlusten im Bereich des Antriebsstrangs
kommen wird (die GréRenordnung liegt hier bei
rund 150.000 Arbeitsplatzen). Dies betrifft vor allem
Zulieferer in diesem Bereich, deren Geschaftsfelder
teilweise vollig wegfallen, mittel- bis langerfristig
aber auch die Autohersteller selbst, da die Montage-
zeit von E-Autos kirzer ist als die von Verbrennern.

Damit korrespondieren auch die Einschatzungen
von Betriebsratsmitgliedern in Unternehmen der
Automobilindustrie, die von der IG Metall (2019) im
Rahmen ihres «Transformationsatlas» erhoben wur-
den: Fir 54 Prozent der Betriebe wird mittelfristig
von einer Abnahme der Beschaftigung ausgegangen
(in den Bereichen Fertigung und Montage sind es so-
gar 61 Prozent), nur flr acht Prozent der Betriebe
von einer Zunahme. Wichtig ist aber auch die Zuord-
nung der Ursachen: In 43 Prozent der Betriebe wird
wegen Verlagerungen ins Ausland mit Beschafti-
gungsabbau gerechnet, in 28 Prozent der Betriebe
wegen der Umstellung auf E-Mobilitat. Hier wird er-
neut das Problem deutlich, auf das bereits in Kapitel
2.3 hingewiesen wurde: Durch das Ineinandergrei-
fen verschiedener gleichzeitig ablaufender Prozesse
bietet es sich fir die Arbeitgeberseite an, Personal-
einsparungen mit dem sozial-6kologischen Umbau
der Branche zu begriinden, auch wenn es in vielen
Fallen andere Hauptursachen gibt.

Regionalpolitisch lieRe sich dies allerdings steuern.
So wurden beispielsweise auch fiir das Kohlerevier
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Lausitz Konzepte beschaftigungsintensiver Beitrage
zur Kreislaufwirtschaft entwickelt (Blocker 2022a).

Mit diesen Veranderungen ist vor allem in Regionen
mit starken Automobilindustrie-Clustern zu rech-
nen, und zwar teilweise in erheblichem Umfang. Zu-
gleich entstehen jedoch neue Tatigkeitsfelder — von
der Batterieproduktion Uber den Ausbau und Be-
trieb der Ladeinfrastruktur, des Stromnetzes und di-
gital gestitzter Mobilitdtsdienstleistungen bis hin
zum Wachstum anderer Verkehrstrager-Branchen
im Zuge einer Verkehrswende. Teilweise, wie im Fall
der Batterieproduktion, kann dies in denselben Re-
gionen oder gar Unternehmen geschehen, in denen
Arbeitsplatze weggefallen sind. Aber in vielen Fillen
—vor allem dort, wo es sich um Verschiebungen zwi-
schen Branchen handelt — ist damit nicht ohne Wei-
teres zu rechnen.®

Zu bedenken ist auch die Verflechtung zwischen ver-
schiedenen Branchen, hier vor allem die Abhangig-
keit von Wertschopfung und Beschaftigung in der
Stahl- und Chemieindustrie von der Automobilin-
dustrie. Die Schatzungen der Gesamteffekte der Mo-
bilititswende reichen deshalb von minus
114.000 Beschaftigten bis zum Jahr 2035 bis plus
60.000 Beschiaftigte bis 2040 (vgl. Bosch 2022; BI6-
cker 2022b; zu unterschiedlichen Szenarien einer
Verkehrswende mit Netto-Beschaftigungszuwach-
sen vgl. Candeias 2022). Festzuhalten bleibt, dass
hinter diesen Nettozahlen, in denen Arbeitsplatzver-
luste mit -zuwéachsen verrechnet werden, die teil-
weise sehr unterschiedlichen Wirkungen nach Regi-
onen und Berufszweigen nicht vergessen werden
diirfen.

Weniger zahlreich und divergierend sind die Schat-
zungen zur Chemieindustrie. Hier wird fir einen
Zeitraum von 30 Jahren ein Verlust von 40.000 Ar-
beitsplatzen prognostiziert, was einen Riickgang von
rund zehn Prozent gegeniber dem heutigen Be-
schaftigungsstand bedeuten wiirde. Bedenkt man,
dass 20 Prozent der Beschaftigten dieser Branche al-
ter als 55 Jahre alt sind und das Qualifikationsniveau
Uberdurchschnittlich hoch ist, sind die Probleme im
Vergleich zur Automobilindustrie sicherlich leichter
zu bewaltigen.

In der Stahlindustrie liegen die Dinge etwas kompli-
zierter. Zwar ist auch hier das Qualifikationsniveau

10 Regionalpolitisch lieBe sich dies allerdings steuern. So wurden
beispielsweise auch fir das Kohlerevier Lausitz Konzepte
beschaftigungsintensiver Beitrage zur Kreislaufwirtschaft entwickelt
(Blocker 2022a).

hoch und die Beschaftigungseffekte im Zusammen-
hang mit dem Ubergang zu emissionsarmen Techno-
logien werden als eher gering eingeschatzt. Das
Problem sind hier vor allem die weltweiten Uberka-
pazitdten in Verbindung mit starken Produktivitats-
steigerungen in dieser Branche, sodass die Beschaf-
tigungsentwicklung in der deutschen Stahlindustrie
bereits seit Jahrzehnten stark riicklaufig ist (um rund
120.000 Beschéftigte seit Anfang der 1990er-Jahre).
Deshalb wird die weitere Entwicklung in hohem Maf
von der staatlichen Begleitung und Forderung des
technologischen Umbruchs unter den Bedingungen
der Weltmarktkonkurrenz abhdngen (vgl. dazu Witt
2022b und Fritz 2022).

Der zuletzt genannte Aspekt erinnert an die Bedeu-
tung der politischen Rahmenbedingungen, die impli-
zit oder explizit allen Schatzungen zugrunde liegen.
Ein Klassiker ist hier die Beschaftigungsentwicklung
bei den erneuerbaren Energien. Durch den Einbruch
beim Ausbau der Windkraftwerke in der Zeit der
letzten Bundesregierung ging innerhalb von nur zwei
Jahren — von 2016 bis 2018 — die Zahl der in dieser
Branche Beschaftigten von 160.000 auf 122.000 zu-
riick (BWE 2021).1* Wenn die jetzige Bundesregie-
rung mit ihren Planen zum Ausbau der erneuerbaren
Energien ernst macht, wird sich dieser Trend in den
kommenden Jahren wieder zum Positiven wenden.

Der Effekt politischer Weichenstellungen auf die ge-
samte Beschaftigungsentwicklung kann sich jedoch
auch in anderer Weise zeigen. Geht man in den zu-
grunde gelegten Annahmen von insgesamt deutli-
cheren Einschrankungen des Ressourcenverbrauchs
aus, werden die Prognosen zu gréBeren Umstruktu-
rierungen der Wirtschaft als in anderen Szenarien
flhren. Zunachst kann es dann unter anderem durch
den starkeren Ausbau des 6ffentlichen Verkehrssek-
tors und den Umbau der Stadte zu einem erhebli-
chen zusatzlichen Investitions- und Beschaftigungs-
bedarf kommen, bevor langerfristig das Arbeitsvolu-
men wieder zurlickgeht (Heinrich-Boll-Stiftung
2021). Die langerfristige Entwicklung hangt dann vo-
raussichtlich am starksten von der Frage ab, in wel-
chem Umfang das Gesundheitswesen, das Bildungs-
wesen und andere «systemrelevante» personenbe-
zogene Dienstleistungen ausgebaut werden, die in
hohem Mal Aufgaben des 6ffentlichen Sektors sind

1 Nur zum Vergleich: In der deutschen Braunkohleindustrie sind
insgesamt weniger als 20.000 Menschen beschaftigt.
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oder wieder werden sollten. Damit riickt nicht zu-
letzt die Frage noch starker in den Vordergrund, wie
die Einkommensschere zwischen Industrie und sozi-
alen Dienstleistungen geschlossen werden kann.

Vor dem Hintergrund der entscheidenden Bedeu-
tung von Politik fiir die sozial-6kologische Transfor-
mation der Industrie bleibt deshalb zweierlei festzu-
halten: Zum einen werden die Strukturveranderun-
gen nach Branchen und Regionen sehr unterschied-
liche Beschaftigungswirkungen haben. Kurz- bis mit-
telfristig kann dies dhnlich grofRe soziale Probleme
der Regionalentwicklung aufwerfen wie in den Koh-
lerevieren. Zum anderen ist davon auszugehen, dass
auch die Zeitraume, in denen positive oder negative
Effekte zu erwarten sind, sehr verschieden sein wer-
den. Aus diesem Grund muss erneut hervorgehoben
werden: Die sozial-6kologische Transformation der
Industrie erfordert sowohl ein Sofort- als auch ein
Generationenprogramm.

Die Transformation kann nur gelingen, wenn nicht
allein die Weiterbildung in den Blick genommen
wird, sondern die ganze Bandbreite der staatlichen,
tariflichen und betrieblichen Instrumente, mit de-
nen Arbeit und Mobilitatsprozesse auf dem Arbeits-
markt beeinflusst werden kénnen.

4.2 Die Bandbreite der Arbeitspolitik

Gerhard Bosch (2022) beleuchtet in seiner Studie
fliinf Dimensionen der Arbeitspolitik, die fir die so-
zial-6kologische Transformation der Industrie von
besonderer Bedeutung sind: erstens die Vorberei-
tung auf innerbetriebliche Umbriche in betroffenen
Branchen und Unternehmen; zweitens die «inves-
tive» Arbeitsmarktpolitik, die den Weg zu zwischen-
betrieblichen Ubergéngen im Fall drohender Entlas-
sungen bahnen muss; drittens die Unterstiitzung des
freiwilligen Wechsels von schrumpfenden in wach-
sende Branchen und Betriebe; viertens die generati-
oneniibergreifende Modernisierung der Berufsbil-
dung; und flinftens die lohnpolitische Flankierung
des Strukturwandels durch Starkung der Tarifbin-
dung. Seine detailliert begriindeten und ausgearbei-
teten Reformvorschldage sollen im Folgenden skiz-
zenhaft zusammengefasst werden.

Vorbereitung auf innerbetriebliche Umbriiche

Viele Unternehmen, die in wenigen Jahren massiv
vom Umbau der Industrie betroffen sein werden, ha-
ben sich bislang nur ungeniigend oder noch gar nicht
darauf eingestellt. Weit verbreitet ist ein Mangel an

vorausschauenden Personalstrategien, den Bosch
(2022: 14) als «reaktive» Personalpolitik bezeichnet.
Besonders ausgepragt ist dies in kleineren und mitt-
leren Unternehmen, die keine eigenen Personalab-
teilungen haben.

Dies betrifft vor allem die Weiterbildung als wichtige
Stellschraube sowohl innerbetrieblicher als auch
zwischenbetrieblicher Neuorientierung. Laut
«Transformationsatlas» der IG Metall, der auf einer
Umfrage unter knapp 2.000 Betriebsratsmitgliedern
im Jahr 2019 beruht (IG Metall 2019), attestierten le-
diglich 45 Prozent der Befragten ihrem Betrieb ganz
oder teilweise eine systematische Ermittlung des
Qualifizierungsbedarfs.

In der bevorstehenden Umbruchphase missen je-
doch in relativ kurzer Zeit groRe Teile der Beleg-
schaften weitergebildet werden. GroRere Unterneh-
men sind in der Lage, wie Bosch es am Beispiel eines
VW-Werks beschreibt, «die erheblichen Aufwen-
dungen fir den Umbau der Werke und die Aus- und
Weiterbildung der Beschéaftigten selbst zu tragen. Da
sie spater von den Ertrdgen der Transformation pro-
fitieren, gehort die Finanzierung dieser Investitionen
auch ordnungspolitisch zu ihren Aufgaben und sollte
nicht durch offentliche Mittel erfolgen» (Bosch
2022: 15).

Kleine und mittlere Unternehmen dagegen sind zu
einer eigenstdandigen Weiterbildungspolitik haufig
weniger in der Lage und sind deshalb auf externe An-
gebote und — meistens noch zu schaffende — Netz-
werke mit anderen Unternehmen angewiesen. Auch
wenn dies nichts an der Verantwortung der Betriebe
fir die Weiterbildung dndert, kdnnen insbesondere
KMU durch die Bundesagentur fiir Arbeit dabei fi-
nanziell unterstiitzt werden. Um in Perioden tiefer
Umbriiche die Umstrukturierungs- und Qualifizie-
rungszeiten noch besser bewidltigen zu kénnen,
schldgt die IG Metall die Einrichtung eines Transfor-
mationskurzarbeitergelds vor.

Ein weiteres wichtiges Hilfsmittel sind bestimmte
Formen der Arbeitszeitverkiirzung. Viele Tarifver-
trage bieten mittlerweile die Mdglichkeit von tem-
pordren betrieblichen oder branchenspezifischen
Verkiirzungen der Regelarbeitszeit (wenn auch nur
vereinzelt mit Teillohnausgleich). Je nach weiterem
Verlauf der Umstrukturierungen geben temporare
Verkiirzungen moglicherweise auch einen AnstoR zu
einer neuen Phase allgemeiner Arbeitszeitverkir-
zungen. Vom Interesse an Beschaftigungssicherung
im Zusammenwirken mit dem Bedarf an variablen
Arbeitszeiten im Lebensverlauf kdnnen zumindest
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mittel- bis langerfristig Impulse fiir die allmahliche
Verankerung von «kurzer Vollzeit» als neuem gesell-
schaftlichen Standard ausgehen (Lehndorff 2019).

Tempordre oder dauerhafte Arbeitszeitverkiirzung
ist ein bewahrtes Instrument zur Sicherung von Be-
schaftigungsverhaltnissen in Umbruchphasen, sie
kann jedoch nichts daran dndern, dass eine proak-
tive Personalstrategie weit im Vorfeld derartiger
Umbriche entwickelt werden muss. Ein AnstolR, sich
mit diesen Problemen zu befassen, soll mit dem Ab-
schluss betrieblicher Zukunftsvereinbarungen gege-
ben werden. Fir die Metallindustrie ist dafir seit
2021 ein tarifpolitischer Rahmen geschaffen wor-
den. Je nach konkreter Ausgestaltung erlangen Be-
triebsrdate damit neue Maoglichkeiten, eine wichtige,
die reaktive Personalpolitik begilinstigende Hiirde zu
Uberwinden: unzureichende Informations- und Mit-
bestimmungsrechte.

Nach Einschatzung der von der IG Metall (2019) be-
fragten Betriebsrate ist die Belegschaft in 41 Prozent
der Betriebe «gar nicht» ausreichend dartber infor-
miert, welche Veranderungen in den nachsten Jah-
ren auf sie zukommen, in weiteren 31 Prozent «eher
nicht». Die Betriebsrdte selbst sehen sich nur in
zwolf Prozent der Betriebe lber Veranderungspro-
jekte friihzeitig informiert und in noch weniger Be-
trieben (acht Prozent) in die Entwicklung und Um-
setzung solcher Projekte einbezogen. Aus Sicht der
IG Metall missen sie friihzeitig an den Planungen
beteiligt werden, damit sie «die strategische Aus-
richtung der Unternehmen und Betriebe mitgestal-
ten kénnen» (Benner 2022). Zumindest erste An-
satzpunkte dafiir bieten einige der Zukunftsverein-
barungen in der Metallindustrie, die zum Beispiel
Betriebsraten die Moglichkeit geben, auf die Fest-
stellung des Weiterbildungsbedarfs und den Ausbau
der Berufsbildung hinzuwirken.

Investive Arbeitsmarktpolitik

Wenn es um die Vorbereitung zwischenbetriebli-
cher Uberginge geht, ist eine «investive Arbeits-
marktpolitik» gefordert. Daflir miissen noch konse-
guenter alsin den letzten Jahren die Fehlentwicklun-
gen Gberwunden werden, die von den sogenannten
Hartz-Gesetzen ausgelost oder verstarkt worden
sind. Notwendig ist der Bruch mit dem «work-first»-
Paradigma, nach dem die moglichst schnelle Ver-
mittlung auf jeden verfiigbaren Arbeitsplatz oberste

12 Weitergehende Strategien der Verknlpfung von regionaler Struktur-
und Arbeitsmarktpolitik werden weiter unten in Kapitel 4.3 beleuchtet.

Prioritdit der Arbeitsmarktpolitik ist. Stattdessen
missen die vom Strukturwandel Betroffenen durch
Beratung und Qualifizierung befahigt werden, eine
andere gleich- oder héherwertige Tatigkeit auszu-
tiben. An die Stelle von «work-first» muss «train-
first» treten: Weiterbildung muss Vorrang vor
schneller Vermittlung bekommen.

Erste Schritte in diese Richtung wurden in den letz-
ten Jahren getan. Besser ware es jedoch, «wieder
ein eigenes Unterhaltsgeld fiir WeiterbildungsmaR-
nahmen einzufiihren, das nicht — wie der Bezug von
Arbeitslosengeld — als Stigma empfunden wird»
(Bosch 2022: 22).

Eine weitere Briicke in neue Beschaftigung sind
Transfergesellschaften, mit denen eine mogliche Ar-
beitslosigkeit um bis zu zwolf Monate verschoben
wird, ohne dass sich der Anspruch auf das Arbeitslo-
sengeld | verringert. Diese Zeit kann fir Weiterbil-
dung und Vermittlung genutzt werden — aber nur bei
qualitativ hochstehenden Dienstleistungen, die bis-
lang in etlichen Fallen nicht gegeben waren. Das «Ar-
beit-von-Morgen-Gesetz» ermoglicht es seit 2020,
Weiterbildungsmalnahmen auch Uber die Dauer
der Transfergesellschaften hinaus fordern zu lassen,
was eine investive Ausgestaltung der Betriebsliber-
ginge erleichtert.?

Unterstitzung individueller Neuorientierung

Einen noch starkeren Schub in diese Richtung geben
friher ansetzende Forderinstrumente, die Beschaf-
tigte zu eigener, freiwilliger Initiative ermutigen. An-
regungen dazu bieten erfolgreiche Erfahrungen in
Osterreich. Mit Fachkriftestipendien wird die Aus-
bildung in Mangelberufen geférdert. Zudem bieten
eine Bildungskarenz oder eine Bildungsteilzeit fi-
nanziell unterstiitzte Moglichkeiten der Weiterbil-
dung bei Aufrechterhaltung des Beschaftigungsver-
haltnisses bzw. in Verbindung mit einer temporaren
Arbeitszeitverkirzung (zur Ausgestaltung und zu bis-
herigen Erfahrungen vgl. Bosch 2022). Die Koaliti-
onsvereinbarung der neuen Bundesregierung sieht
die Einfihrung einer Bildungsteilzeit vor (SPD/Die
Griinen/FDP 2021: 53).

Fortschritte sind auch bei Stipendien fiir individuell
initiierte Aus- und Weiterbildung angekiindigt. Die
beiden wichtigsten Instrumente sind hier das BAfoG
und das sogenannte Meister- oder Aufstiegs-BAfOG.
Anzustreben ist hier ein «Erwachsenen-BAfoG» nach
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schwedischem Vorbild mithilfe von Reformen wie
der Heraufsetzung der Altersgrenze im BAf6G und
hoherer Fordersatze fiir alle schon langer Berufstati-
gen. Die Koalitionsvereinbarung sieht Schritte in
diese Richtung vor — unter anderem mit einem «Le-
benschancen-BAfoG», das eine deutliche Erhéhung
der Altersgrenzen, eine Erhdhung der Regelsdtze
und den Ausbau der elternunabhangigen Férderung
beinhalten soll (ebd.).

Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Berufsbera-
tung im Erwerbsverlauf. Bislang war die Weiterbil-
dungsberatung der Bundesagentur fiir Arbeit weit-
gehend auf Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit Be-
drohte konzentriert und eng mit dem Vermittlungs-
geschéaft verbunden. Jetzt wird in einigen Arbeits-
markregionen eine offene Beratung fiir alle verande-
rungsinteressierten Personen im Erwerbsalter — vor
allem gering Qualifizierte — ohne direkte Verknip-
fung mit einer Vermittlung getestet. Diese als «Le-
bensbegleitende Berufsberatung» bezeichneten
Modellversuche sind durch Kooperation mit Unter-
nehmen, Gewerkschaften und Betriebsraten fir
eine zielgenauere regionale Steuerung des Arbeits-
angebots ausbaubar.

Modernisierung der Berufsausbildung

Im Zuge der sozial-6kologischen Transformation
kann zuklnftig noch haufiger als bisher das, was fri-
her ein Berufswechsel war, zu einem Tatigkeits-
wechsel in einem umfangreicheren Berufsfeld wer-
den. Und dies nicht nur einmal, sondern vielleicht
mehrfach im Laufe eines Erwerbslebens. Das deut-
sche System der beruflichen Bildung bietet dafiir —
auch im internationalen Vergleich — gute Vorausset-
zungen. Es beruht bereits seit Langem auf dem Kon-
zept technologieoffener Grundberufe, die Zugang zu
einem breiten Spektrum von Tatigkeiten eroffnen.
Auf dieser Grundlage muss und kann die weitere
Modernisierung der Ausbildungsinhalte zu einer
permanenten Aufgabe in Betrieben und Berufsschu-
len gemacht werden.

Die groRte Herausforderung in der Transformation
sind jedoch nicht die Ausbildungsinhalte, sondern
die sinkenden Ausbildungsquoten. Die Griinde hier-
flr reichen von der aus Kostengriinden abnehmen-
den Ausbildungsbereitschaft zahlreicher Betriebe
Giber die unzureichende Schulbildung vieler junger
Menschen und das Abschieben von Fachkraften in
den Niedriglohnsektor bis hin zur zunehmenden Ori-
entierung von Jugendlichen und ihrer Eltern auf eine
akademische Ausbildung.

Unmittelbar erforderlich ist vor diesem Hintergrund
zunachst eine Umlagefinanzierung der betrieblichen
Berufsbildung, die die ausbildenden Betriebe entlas-
tet und die Trittbrettfahrer belastet. In der Bauwirt-
schaft gibt es bereits erfolgreiche Beispiele dafir.
Dies allein wird jedoch «an den unzureichenden
schulischen Kenntnissen vieler Jugendlicher und an
der sinkenden Attraktivitat einer Ausbildung in Bran-
chen mit hohen Niedriglohnanteilen wenig andern
kénnen. Sie muss daher eingebettet sein in eine Po-
litik schulischer Reformen, der aktiven Forderung
von Jugendlichen beim Ubergang in eine Berufsaus-
bildung und einer lohnpolitischen Aufwertung von
Facharbeit durch eine Erhéhung der Tarifbindung»
(Bosch 2022: 33).

Erhhung der Tarifbindung

Ein noch viel zu wenig beachtetes Hindernis, das ei-
ner sozial-6kologischen Transformation der Indust-
rie im Weg steht, ist die als «Dualisierung» bezeich-
nete Spaltung oder gar Polarisierung des deutschen
Arbeitsmarkts. Bosch (2022: 38) hebt deshalb her-
vor: «Auch die Diskussion um die Verteilungsfrage
darf sich nicht allein auf die CO,-Preise und den Aus-
gleich hoherer Preise fir Geringverdiener*innen
konzentrieren».

Anfang der 1990er-Jahre wurden 85 Prozent aller
Beschaftigten nach Tarif bezahlt, heute sind es nur
noch 53 Prozent mit abnehmender Tendenz und
starkem West-Ost sowie Industrie-Dienstleistungs-
Gefalle. Letzteres ist nicht zuletzt im Hinblick auf den
dringend erforderlichen Ausbau und die Schaffung
wesentlich attraktiverer Beschaftigungsbedingun-
gen in sozialen Dienstleistungen ein grofRes Hinder-
nis fir den notwendigen Strukturwandel. Es erhdht
aber auch unmittelbar die Hiirden fir den 6kologi-
schen Umbau. So gaben zwei Drittel der in einer Er-
hebung der IG Metall (2017) befragten Betriebsrate
der Windindustrie an, dass ihr Betrieb Probleme bei
der Stellenbesetzung habe: In Betrieben mit Tarif-
vertrag waren es 57 Prozent, in Betrieben ohne Ta-
rifvertrag 90 Prozent.

Gleichzeitig ist der Anteil nicht mitbestimmter Be-
triebe sowie prekarer Beschaftigungsverhaltnisse
gewachsen: «Wenn man im Zuge der Transforma-
tion seinen gut bezahlten Arbeitsplatz in einem tarif-
gebundenen Unternehmen verliert, ist selbst bei gu-
ter Ausbildung oder nach einer Weiterbildung die
Gefahr sehr hoch, in Arbeitsmarktsegmenten mit
niedrigen Lohnen und prekaren Arbeitsbedingungen
zu landen.» (Bosch 2022: 5) Hinzu kommt der hohe

24



2022 | 04

Anteil des Niedriglohnsektors, in dem 2019 Uber
70 Prozent der dort Beschaftigten eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung hatten.

Das hohe Schutzgefille macht sich insbesondere bei
unfreiwilligen Betriebswechseln bemerkbar. Hier ris-
kiert man durch den Wechsel in nicht tarifgebun-
dene Betriebe nicht nur Einkommensverluste selbst
bei gleicher Tatigkeit, sondern auch eine Entwertung
der eigenen Qualifikationen durch den Wechsel auf
nicht fachaddquate Tatigkeiten. Einen kleinen Ein-
druck von diesen Risiken vermittelt das Ergebnis ei-
ner 2012 durchgefiihrten Erwerbstatigenbefragung:
Danach sank der mittlere Bruttostundenlohn nach
einem «erzwungenen Berufswechsel» bei Mannern
von 19,50 Euro auf 14,70 Euro und bei Frauen von
17,40 Euro auf 11,10 Euro. Der «erzwungene» Be-
triebs- oder gar Berufswechsel diirfte in Branchen
mit besonders einschneidenden Umbriichen wie der
Automobilzulieferindustrie in einigen Regionen eher
die Regel als die Ausnahme werden.

Die Erh6éhung der Tarifbindung ist deshalb eine der
Schliisselaufgaben der arbeitspolitischen Flankie-
rung der sozial-0kologischen Transformation der In-
dustrie und wird absehbar eines der groflen Konflikt-
felder der kommenden Jahre. Vor diesem Hinter-
grund ist die jetzt beschlossene Erhéhung des Min-
destlohns auf zwolf Euro zwar (iberaus wichtig und
ein grolRer Fortschritt, aber ebenso wichtig — und die
letztlich starksten Hebel zur Umkehrung des Deregu-
lierungstrends — sind Erleichterungen der Allgemein-
verbindlicherklarung (AVE) sowie Tariftreuegesetze
fur offentliche Auftrage.

Letzteres soll laut Koalitionsvertrag mit der Ver-
pflichtung in Angriff genommen werden, «die o6f-
fentliche Auftragsvergabe des Bundes an die Einhal-
tung eines reprasentativen Tarifvertrags der jeweili-
gen Branche» zu binden (SPD/Die Griinen/FDP
2021: 56). Einige Bundeslander gehen bei einer sol-
chen «Sozialpolitisierung der Auftragsvergabe» be-
reits voran (Jaehrling/Stiehm 2022). Angesichts ei-
nes offentlichen Auftragsvolumens von insgesamt
rund 500 Milliarden Euro pro Jahr wére die Wirkung
noch groRer, wenn diese Regelung fiir alle Auftrage
auf bundes-, landes- und kommunaler Ebene sowie
far die Sozialversicherungen obligatorisch gemacht
wirde (Schulten 2021a). Dies ware ein wichtiger Bei-
trag zum Zurtckdrangen tariffreier Zonen im Indust-
rie- und Dienstleistungssektor.

Nur punktuell positiv und zum Teil widerspriichlicher
sind die Absichtserklarungen im Koalitionsvertrag

zur Starkung der Tarifbindung. Unklar bleibt vor al-
lem, ob und wie die Blockadehaltung von Arbeitge-
berverbanden gegen Allgemeinverbindlicherklarun-
gen Uberwunden werden soll. Interessant wird in
diesem Zusammenhang der praktische Umgang der
Bundesregierung mit dem aktualisierten Entwurf der
EU-Kommission fiir eine Mindestlohnrichtlinie sein.
Dieser sieht namlich vor, dass die Mitgliedsstaaten
Aktionspldne unter Beteiligung der Sozialpartner er-
stellen missen, um eine nationale Tarifabdeckung
von mindestens 70 Prozent zu erreichen (Posselt
2021). Daflr dirfte allerdings der in dem Entwurf
vorgeschlagene «Dialog mit den Sozialpartnern»
nicht ausreichen. Letztlich unverzichtbar sind klare
regulatorische Erleichterungen einer AVE. Konzepte
dazu liegen vor; eine diesbezligliche Gesetzesinitia-
tive der Lander Bremen, Berlin und Thiiringen fand
jedoch im Bundesrat bislang keine Mehrheit (vgl.
dazu auch Schulten 2021b).

All dies wiirde selbstverstandlich nichts an der Be-
deutung gewerkschaftlicher Organizing- und Er-
schlieBungsprojekte @ndern, die auf die Erhohung
der Organisationskraft und die Starkung der Ta-
rifbindung gerichtet sind (zu wichtigen Erfahrungen
der 1G Metall mit «beteiligungsorientierter Erschlie-
Bungsarbeit» vgl. Flach/Zitzelsberger 2021). Die po-
litisch vorangetriebene Erhohung der Tarifbindung
konnte derartigen Kampagnen sogar Riickenwind
verschaffen —ahnlich wie sich dies bereits im Vorfeld
der Erhéhung des gesetzlichen Mindestlohns auf
zwoOlf Euro abzeichnet (Bispinck 2022). Anders als
bisher wiirde allerdings nicht das Ob eines Tarifver-
trags, sondern seine Qualitat im Zentrum der Kam-
pagnen stehen. Flr das Gelingen einer sozial-6kolo-
gischen Transformation der Industrie wére dies eine
wertvolle und unverzichtbare lohnpolitische Flankie-
rung.

Alles in allem lasst sich festhalten, dass arbeitspoli-
tisch die sozial-6kologische Transformation der In-
dustrie im Prinzip zu bewaltigen ist. Die nachsten da-
fir erforderlichen arbeitspolitischen Schritte lassen
sich realistisch beschreiben. Auf einigen Politikfel-
dern wie der Bildungspolitik sind sie jedoch sehr
komplex und kostenintensiv. Auf anderen Feldern
wie der Erhéhung der Tarifbindung wiederum setzen
sie erhebliche Konfliktbereitschaft nicht nur der Ge-
werkschaften, sondern auch des Staates voraus.

Auch wenn der Staat eine Schlisselrolle einnimmt:
Er kann die Unternehmen nicht von ihrer Verantwor-
tung befreien —ihre aktive Teilnahme am arbeitspo-
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litischen Teil der Transformation wird in vielen Be-
reichen von entscheidender Bedeutung sein. Ge-
werkschaften und Betriebsrdte konnen und missen
auf Branchen- und Betriebsebene eine vorwarts-
drangende Rolle einnehmen, wofiir sie auch mehr
regulatorische Haltegriffe bendtigen. All dies wird
mehr Beschaftigte ermutigen, auch eigene Initiati-
ven in der Vorbereitung auf neue Tatigkeiten und
berufliche Anforderungen zu ergreifen. Von grund-
legender und strategischer Bedeutung ist die Zu-
rickdrangung der Polarisierung des Arbeitsmarkts,
die die Hauptursache fiir die Verlustangste von vie-
len Beschaftigten ist und erhebliche politische Bri-
sanz birgt. Entscheidende, auRerst konfliktreiche
Schritte sind die Reform der Allgemeinverbindlicher-
klarung und die erhebliche Ausweitung der Ta-
riftreueregelungen bei der Vergabe o6ffentlicher Auf-
trage.

5 Alle Blicke richten sich auf den Staat —
zu Recht, aber reicht das?

Der bisher vorgestellte Uberblick unterstreicht, dass
dem Staat auch bei der sozial-6kologischen Transfor-
mation der Industrie eine Schlisselrolle zukommt.
Dies ist im Prinzip mittlerweile weitgehend unstrit-
tig, aber nach Jahrzehnten der Dominanz neolibera-
ler Ideologie zumindest erwdahnenswert. Wenn Wirt-
schaftsverbdnde wie der Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI) davor warnen, «in eine energe-
tische Staatswirtschaft ~ abzugleiten» (FAZ,
14.1.2022), unterstreichen sie nur die Kluft zwischen
ihren unverriickbaren Dogmen und den eigenen
praktischen Anforderungen an den Staat. Denn be-
zlglich der wichtigsten zu ergreifenden MalRnahmen
gibt es mittlerweile in vielen Punkten Ubereinstim-
mungen zwischen den einschlagigen Forschungsin-
stituten, den Interessenverbanden der betroffenen
Unternehmen, den Gewerkschaften und den Um-
weltverbanden. Im Einzelnen gibt es selbstverstand-
lich eine Reihe von offenen Fragen und strittigen
Themen. Teilweise sind diese — wie angesichts der
Unsicherheiten beim Beschreiten von Neuland nicht
anders zu erwarten — fachlicher Natur, doch vielfach
driicken sich darin auch wirtschaftliche und soziale
Interessenunterschiede und -gegensatze aus.

Die Schliisselrolle des Staates hervorzuheben |6st al-
lerdings noch nicht das Problem, wie er die Hand-
lungsfahigkeit entwickeln kann, die zur Bewaltigung
der Mammutaufgaben benétigt wird, und welche

Vor- oder Gegenleistungen Unternehmen fiir staat-
liche Hilfen erbringen missen. Die Frage der Vorleis-
tungen stellt sich in einem anderen Sinne aber auch
gesellschaftlichen Akteuren wie den Gewerkschaf-
ten. Denn ohne die Entwicklung eigener Konzeptio-
nen und Initiativen wird nicht der gesellschaftliche
und politische Druck aufgebaut werden kdénnen, der
fir den Erfolg der sozial-6kologischen Transforma-
tion entscheidend ist.

Bevor diese konzeptionellen Fragen beleuchtet wer-
den, wird zunachst ein Blick auf die wichtigsten ge-
meinsamen und strittigen Positionen der Akteure
geworfen: Was fordern sie, und was ist von der
neuen Bundesregierung geplant?

5.1 Unternehmen und ihre Interessenverbdnde

Die Wirtschaftsverbdnde der drei hier betrachteten
Branchen und ihre groRten Mitgliedsunternehmen
formulieren einige sehr einheitliche Grundforderun-
gen an die Bundesregierung sowie die EU-Kommis-
sion (vgl. u. a. BDI 2021b). Der gemeinsame Nenner
lasst sich mit folgenden Stichworten zusammenfas-
sen:

1. Verfigbarmachung grofRer Mengen
griinen und kostengtinstigeren Stroms;

2. Bereitstellung der dafiir (und fir griinen
Wasserstoff) notwendigen Infrastruktur;

3. finanzielle Férderung von Forschung und
Produkt- bzw. Prozessinnovationen;

4. Schutz vor Preisdumping im Aulenhan-
del;

5. finanzielle Entlastung im Prozess der
Transformation zur Sicherung der internati-
onalen Wettbewerbsfidhigkeit sowie

6. Planungssicherheit fur langerfristig wirk-
same Investitions- und Produktentscheidun-
gen.

Insbesondere die ersten beiden Punkte gehoéren zu
den elementaren technologischen und wirtschaftli-
chen Voraussetzungen einer sozial-6kologischen
Transformation der Industrie, die bereits in Kapi-
tel 2.4 angesprochen wurden und fiir deren Verwirk-
lichung ein enormer wirtschaftlicher und politischer
Kraftaufwand erforderlich sein wird. Das Bundesmi-
nisterium fiir Wirtschaft und Klimaschutz hat in sei-
ner «Eréffnungsbilanz» im Januar 2022 die Einschat-
zung der Umweltinstitute, dass zur Erreichung der
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Klimaziele noch in diesem Jahrzehnt das Ausbau-
tempo der erneuerbaren Energien verdreifacht wer-
den miusse, zur Grundlage seiner Gesetzesplanun-
gen erklart (BMWK 2022).

Die Wirtschaftsverbande zeigen sich gegeniliber den
Ausbauplanen der Regierung prinzipiell offen, po-
chen aber — wenig lGiberraschend — auf deutlich nied-
rigere Strompreise fir die Industrie; das zweite
groRe Thema ist die Versorgungssicherheit. In die-
sem Zusammenhang fordern sie einen massiven
Ausbau moderner Gaskraftwerke (die umristbar auf
Wasserstoff sein sollen) als Ubergangstechnologie
und Versorgungsreserve. Dass die Bundesregierung
diese Sichtweise teilt, wird zwar von Umweltverban-
den kritisiert, «stimmt jedoch», wie Uwe Witt
(2022a: 21) anmerkt, «auch mit sehr ambitionierten
Energiewendeszenarien wissenschaftlicher Institute
iberein. Diese sahen — jedenfalls bis zum Uberfall
Russlands auf die Ukraine — ebenfalls den Zubau von
20 bis 30 Gigawatt Gaskraftwerkskapazitat bis 2030
vor». Generell gelte fur die verbliebenen und gege-
benenfalls noch zu bauenden Gaskraftwerke: «Sie
dirfen nur wenige Hundert Stunden im Jahr laufen,
etwa bei Windflaute am Abend, und keinesfalls Tau-
sende Stunden in Grundlast. Fiir den Klimaschutz
wadre Ersteres unproblematisch. Zum Problem
wiirde es erst, wenn der Ausbau der Okostromer-
zeugung und von Speichern langsamer vonstatten-
ginge als geplant. Dann wiirde Erdgas langer ein-
springen missen — mit entsprechenden Folgen fir
das Klima.» Die genaue Ausgestaltung dieser «Brii-
ckentechnologie» dirfte ein kontroverses Thema in
den kommenden Jahren bleiben und bekommt
durch die im Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg
aufgeflammte Debatte (iber die Abkoppelung von
russischen Ol- und Gaslieferungen zusatzliche Bri-
sanz. Denn noch ist es nicht ausgemacht, ob die «Zei-
tenwende» einen Schub in Richtung eines beschleu-
nigten Ausbaus der erneuerbaren Energien geben
wird oder ob sie als Vorwand fiir ein Rollback auch
in der Energiepolitik genutzt wird.3

Grundsatzlich unstrittig ist dagegen der dritte Punkt,
die staatliche Forderung von Forschung und Innova-
tion. Dies ist Teil einer Renaissance der Industriepo-

13 L etzteres ist insbesondere im Zusammenhang mit dem in einigen Me-
dien und von Teilen der CDU entfachten Hype um eine angebliche «Re-
naissance der Atomenergie» nicht auszuschlieBen. Bis zum Marz 2022
konnte man den Eindruck haben, dass dies zumindest in Deutschland
weniger relevant sei als zum Beispiel in Frankreich, da die deutschen
Energiekonzerne sich am erneuten Beschreiten dieses Wegs bereits aus
wirtschaftlichen Griinden nicht interessiert zeigten. Ob das so bleibt, ist

litik, die von der letzten Bundesregierung in einzel-
nen Bereichen eingeleitet wurde und von der neuen
Regierung fortgesetzt wird. Dazu gehoren das 2020
zwischen Bundesregierung und Branchenverbanden
vereinbarte und 2021 aktualisierte Handlungskon-
zept Stahl ebenso wie die Wasserstoffstrategie (Witt
2022b), zu der Industrieverband VCI und die Ge-
werkschaft 1G BCE gemeinsame Vorschlage einge-
bracht haben. Gerade in diesen Sektoren gibt es be-
reits zahlreiche Forderprogramme auf Bundes- und
EU-Ebene. Blocker listet diese am Beispiel der Stahl-
industrie auf und restimiert, dass es zwar keinen
Mangel an staatlicher Forderung gebe, was aber
fehle seien «gezielte Unterstitzungsleistungen fir
a) tragfahige Geschaftsmodelle fur griinen Stahl bei
steigenden Betriebskosten mit klaren Quoten fiir die
Stahlabnehmer und b) die schnelle Umsetzung von
Infrastrukturprojekten, die direkt an den Stahlstand-
orten ausgerichtet sind» (Blocker 2022a)

Bei all diesen Gemeinsamkeiten im Herangehen der
Hauptakteure gehen allerdings die Positionen deut-
lich bei der Frage auseinander, ob und wie der Staat
auch an den Innovationsgewinnen teilhaben soll.
Grundsatzlich halt Kajsa Borgnds, Geschaftsfihrerin
der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE, dazu
fest: «Anders als in der Finanzkrise sollen nicht nur
Forderkosten und Verluste sozialisiert werden, son-
dern auch die Ertrage» (Zit. nach IMK 2020). Fiir das
Wie gebe es jedoch verschiedene Moglichkeiten: Die
FordermaRBnahmen kdnnten auf Kreditbasis gestal-
tet, an spatere Gewinnbeteiligungen geknipft oder
mit dem Erwerb von Eigentumsrechten verbunden
werden. Eine offentliche Auseinandersetzung Gber
diese Frage ist noch nicht erkennbar (siehe hierzu
auch Kapitel 4.3).

Fachlich und politisch sehr kompliziert sind die
Punkte 4 und 5. Das Grundsatzproblem ist hier, wie
der «Wettbewerb im Treibhaus» (Fritz 2022; vgl.
zum Folgenden seine Studie) gestaltet werden soll:
Wie kann die preisliche Konkurrenzfahigkeit gegen-
Uber Anbietern aus Nicht-EU-Regionen aufrecht-
erhalten werden, die nicht am EU-Emissionshandel
teilnehmen. Oder anders formuliert: Wie kann ver-
mieden werden, dass kosten- und preisglinstigere

nicht sicher. Hochrelevant ist dieses Thema jedoch auf jeden Fall auf EU-
Ebene, da die geplante Einbeziehung der Atomenergie in die sogenannte
Taxonomie klimafreundlicher Investitionen bedeutende Teile der EU-
Forderprogramme in diese gefdhrliche Richtung lenken kann und damit
zugleich einen extrem kostenaufwendigen Wirtschaftszweig mit 6ffent-
lichen Mitteln erneut profitabel machen wirde.
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Importe aus Landern mit niedrigeren Umweltstan-
dards Anbieter aus EU-Ldndern verdrdngen («Car-
bon Leakage») —wobei nicht auszuschlieRen ist, dass
diese Importeure zu denselben Konzernen gehdren,
deren Standorte innerhalb der EU wegkonkurriert
werden. Hier soll ein — noch in Arbeit befindlicher —
sogenannter Grenzausgleichsmechanismus (Carbon
Border Adjustment Mechanism, CBAM) helfen. Er
soll EU-Anbieter, die hohere CO,-Kosten zu schul-
tern haben als Anbieter aus anderen Weltregionen,
vor Preisdumping-Konkurrenz schiitzen. Teile der In-
dustrie beflirworten dies grundsatzlich, kritisieren
aber an diesem Modell die Beschrankung auf Im-
porte, wahrend die Herstellung preislicher Wettbe-
werbsfahigkeit von Exporten aus der EU bei hohem
CO,-Preisniveau ungeklart sei. Hauptkritikpunkt der
meisten Industrieverbande ist aber der damit ver-
bundene Wegfall von Gratiszertifikaten im EU-Emis-
sionshandel.

Als Alternative zu CBAM — oder als mittel- bis langer-
fristig bessere Losung, die CBAM ablésen kdnnte —
wird seit einiger Zeit der Vorschlag zur Etablierung
eines lber die EU hinausreichenden internationalen
«Klimaclubs» diskutiert, in dem Regeln der CO,-Be-
preisung gemeinsam vereinbart werden, sodass ein
Grenzausgleich zwischen den teilnehmenden Lan-
dern tiberfliissig ware. Diese Idee findet sich auch im
Koalitionsvertrag der Ampelregierung: «Wir nutzen
die Europdische Union und die internationalen Gre-
mien gemeinsam mit europaischen Partnern fiir eine
Initiative zur Griindung eines fiir alle Staaten offe-
nen internationalen Klimaclubs mit einem einheitli-
chen CO,-Mindestpreis und einem gemeinsamen
CO>-Grenzausgleich.» (SPD/Die Grinen/FDP 2021:
21) Johan Rockstrém, Direktor am Potsdam-Institut
fur Klimafolgenforschung, sieht darin die Moglich-
keit, «machtvolle Allianzen» zu bilden: «Die gréRten
Emittenten missten sich zusammentun und ihre
Krafte blindeln. Wenn man nur vier von ihnen
nimmt, die USA, China, Europa und Indien, wiirden
wir mehr als die Hélfte der globalen Emissionen re-
gulieren.» (FAZ, 2.3.2022)** Allerdings waére auch
dann das noch grundsatzlichere Problem nicht ge-
|6st, auf das Fritz (2022: 21) aufmerksam macht,
«dass der Transformationsbedarf in Schwellen- und

14 Da im allgemeinen Sprachgebrauch mit «Europa» haufig die EU ge-
meint ist, bleibt hier die in mehrfacher Hinsicht duBerst wichtige, aber
schwer zu beantwortende Frage offen, wie auch Russland perspektivisch
in einen solchen Klimaclub einbezogen werden kdonnte.

15 Ein Beispiel fur die Einseitigkeit der offentlichen Debatte war im
Bundestagswahlkampf 2021 zu beobachten. Biindnis 90/Die Griinen
(2021: 62) hatten in ihrem Wahlprogramm unter anderem darauf
hingewiesen, dass der Maschinenbau «beim weltweiten Einsatz griiner

Entwicklungslandern weitgehend vernachlassigt
wird». Es bestehe die Gefahr, dass Grenzausgleich
und Klimaclub «wirtschaftlich schwacheren Han-
delspartnern Anpassungskosten [aufblirden], die
diese moglicherweise kaum tragen konnen».
Klimapolitik und Entwicklungspolitik missen des-
halb im Zusammenhang gesehen werden.

Angesichts der Fokussierung groRer Teile der aktuel-
len Debatten auf die Kosten, die vielen Unterneh-
men durch Klimaschutzregulierungen entstehen, ge-
rat haufig aus dem Blickfeld, dass durch innovative
Produkte und Herstellungsverfahren auch Konkur-
renzvorteile erzielt werden kénnen. Die Moglich-
keit, durch umweltpolitische Regulierungen Innova-
tionen auszulésen und damit auch internationale
Wettbewerbsvorteile zu erzielen, wird in der nicht-
orthodoxen Wirtschaftswissenschaft als «Porter-Hy-
pothese» diskutiert (vgl. dazu Fritz 2022). Dass die-
ser Aspekt in der 6ffentlichen Wahrnehmung eine
untergeordnete Rolle spielt, ist insbesondere fir
eine kapitalistische Marktwirtschaft wie die deut-
sche bemerkenswert, deren spezifische Starke seit
Langem eher auf produkt- als auf preisbasierter in-
ternationaler Wettbewerbsfahigkeit beruht (vgl.
dazu Lehndorff u. a. 2009).%> Auch die Beispiele fur
neue Geschaftsmodelle, auf die in den Kapiteln 2.2
und 2.3 hingewiesen wurde, machen auf derartige
Potenziale aufmerksam. Allerdings missen bis zur
Erringung derartiger Wettbewerbsvorteile zunachst
die bereits erwdhnten Kosten des Markthochlaufs
geschultert werden. In vielen Fallen wird deshalb auf
staatliche Subventionen nicht verzichtet werden
kénnen.

Ein Uber CBAM hinausgehendes Instrument, mit
dem Unternehmen ein Teil der Markthochlaufkos-
ten beim Ubergang zu CO,-neutralen Verfahren ab-
genommen werden soll, sind sogenannte Klima-
schutz- oder Differenzvertrage (Carbon Contracts for
Difference, CCfD) zwischen Regierung und Unter-
nehmen. Folgt man der Analyse von Agora Industrie
u. a.(2022: 47), dann sind sie ein «fiir die langfristige
Klimaneutralitdt und Wettbewerbsfihigkeit der
deutschen Volkswirtschaft [...] strategisch wichtiges
Instrument, um die dafiir notwendigen Investitionen

Technologien made in Germany eine Schlisselrolle einnehmen» kdénne.
Als die Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock dann im Wahlkampf ganz
in diesem Sinne und vollig zu Recht darauf hinwies, dass gesetzliche
Verbote wichtige Innovationstreiber zum Erreichen dieses Ziels seien,
loste dies einen heftigen medialen Proteststurm interessierter Kreise
aus.

28



2022 | 04

anzustoBen, missen aber in Abstimmung mit einer
umfassenden Reform der deutschen und europai-
schen Klima- und Industriepolitik einhergehen.»
Auch Edenhofer und Grimm (2022) betrachten sie
als eine im Prinzip — trotz Risiken und Nebenwirkun-
gen—sinnvolle Uberbriickungsstrategie. lhre genaue
Ausgestaltung, zu der auch die Anpassung des EU-
Beihilferechts gehort, ist allerdings noch in Arbeit (zu
all diesen Problemen vgl. Fritz 2022 und Witt 2022a).
Im Koalitionsvertrag der Ampelregierung wird die
Einflhrung dieses Instruments in allgemeiner Form
angekindigt (SPD/Die Griinen/FDP 2021: 21).

Man mag diese starke Fokussierung auf marktba-
sierte MaRRnahmen und finanzielle Unterstiitzung fur
Unternehmen kritikwirdig finden. Es sollte aber klar
sein, dass das zugrundeliegende wirtschaftliche
Problem nicht allein durch die denkbare Alternative
eines Primats des Ordnungsrechts zu bewaltigen
ware. In einer kapitalistischen Weltwirtschaft |6sen
nationalstaatliche oder EU-weite Ge- und Verbote
ebenfalls Kosten- und Preisreaktionen aus, die nicht
einfach ignoriert werden kénnen und die durch ge-
zielte MalRnahmen eingehegt werden missen (wo-
bei die Regeln und Normen der Welthandelsorgani-
sation zu bericksichtigen sind). AuBer Zweifel steht
aber, dass grofe Summen von Unterstlitzungsgel-
dern nicht bedingungslos verteilt werden diirfen. So
ist zu allererst zu priifen, ob die betreffenden Unter-
nehmen diese 6ffentlichen Mittel Gberhaupt brau-
chen: «Viele der Unternehmen kénnten die erfor-
derlichen Investitionen aus ihren Gewinnen decken
— ohne staatliche Subventionen oder Steuererleich-
terungen.» (Oxfam 2021: 5) Wenn jedoch Subventi-
onsbedarf besteht, und dies wird vor allem bei vielen
kleineren und mittleren Unternehmen der Fall sein,
ist es — wie bereits erwahnt — notwendig, die Unter-
stitzung aus offentlichen Mitteln an Bedingungen
des Staates zu kniipfen, die von den betreffenden
Unternehmen als Gegenleistungen zu erfiillen sind
(mehr dazu in den folgenden beiden Kapiteln).

Auf ein weiteres, wenig beachtetes Problem der di-
versen Kostenentlastungs-Forderungen der Indust-

16 Der Lobbyaktivismus der Automobilindustrie irritiert gelegentlich so-
gar Wirtschaftsredakteur*innen der FAZ (28.12. 2021): «Die deutsche
Autoindustrie verabschiedet sich so aus dem alten Jahr, wie man sie
kennt: mit Milliardengewinnen und der Forderung nach finanzieller Un-
terstlitzung durch den Steuerzahler. [...] Es ist also nicht nur ordnungs-
politisch geboten, sondern finanziell auch mehr als zumutbar, von der
Branche zu verlangen, die offentliche Ladeinfrastruktur maRgeblich
selbst aufzuziehen». Und am Tag darauf (FAZ, 29.12.2021): «Die Auto-
branche tate gut daran, etwas leisere Tone anzuschlagen. Denn als

rieverbande macht Witt (2022a) aufmerksam. Bran-
chen wie die drei hier betrachteten erhalten derzeit
bereits zum Teil erhebliche finanzielle Erleichterun-
gen. Hervorzuheben ist hier die kostenlose Zuteilung
von Emissionszertifikaten, die zum Beispiel einigen
Stahlkonzernen Extraprofite eingebracht hat, die
jetzt —unter den Bedingungen eines steigenden CO,-
Preises seit der Verknappung der zuldssigen Mengen
im EU-Emissionshandel — realisiert werden kdnnen.
Kurz: Das Problem der Markthochlaufkosten ist sehr
ernst zu nehmen, aber die konkrete Ausgestaltung
der zu seiner Bewaltigung zu ergreifenden Mal3nah-
men erfordert sowohl Sachkenntnis als auch Kon-
fliktbereitschaft staatlicher (und auch gewerkschaft-
licher) Akteur*innen gegeniber Lobbygruppen.

Diese Konfliktbereitschaft sollte sinnvollerweise ge-
geniliber der Automobilindustrie besonders ausge-
pragt sein, deren Interessenverbande die bislang
starkste Bremswirkung beim Klimaschutz erreicht
haben — von den EU-Emissionsrichtlinien, deren Re-
form immer noch umkampft ist, bis hin zu den tber-
aus zaghaften Neuerungen bei der Ausgestaltung
des Dienstwagenprivilegs in Deutschland, die im Ko-
alitionsvertrag der neuen Bundesregierung zu finden
sind (SPD/Die Griinen/FDP 2021).1¢

Es bleibt Punkt 6, die viel beschworene Planungssi-
cherheit. Verbande wie der VDA, die dies am vehe-
mentesten fordern, sind die Aktivsten beim Hinaus-
zogern klarer Richtlinien wie zum Beispiel dem Da-
tum, ab dem in der EU keine Verbrenner mehr zuge-
lassen werden, oder der brisanten Frage, ob das Ver-
brennerverbot «technologieoffen» definiert wird.
Dies heil’t nicht, dass die Forderung nach Planungs-
sicherheit unbegriindet ware. Die beste Planungssi-
cherheit entsteht jedoch durch einen allgemein ver-
bindlichen Ordnungsrahmen, so wie dies vor (iber
20 Jahren mit dem FCKW-Verbot gelungen ist. Der
Fokus sollte deshalb auf alle MaRnahmen gerichtet
werden, die flir die Schaffung elementarer Voraus-
setzungen fiir das Erreichen der klimapolitisch gebo-
tenen Zielmarken entscheidend sind — sowohl ord-
nungsrechtlicher als auch infrastrukturpolitischer
Art. Einerseits Planungssicherheit zu verlangen und

machtigste Industrie Deutschlands findet sie ohnehin Gehor in Berlin.
Sie hat es nicht nétig, stets am lautesten zu schreien».
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zugleich sowohl Steuersenkungen als auch die ra-
sche Ruckkehr zur Schuldenbremse zu fordern, wie
dies einige Interessenverbdnde (unterstitzt insbe-
sondere von CDU und FDP) gern tun, lasst leider die
Frage offen, wie denn die flrr die Bewaltigung der
Transformation erforderliche Infrastruktur geschaf-
fen werden soll. Die Anbahnung der 6ffentlichen In-
vestitionen, die zum Beispiel in den gemeinsamen
Vorschlagen vom Institut fir Makrokonomie und
Konjunkturforschung (IMK) und dem Institut der
deutschen Wirtschaft (IW) (Bardt u. a. 2019) aufge-
fuhrt werden, wiirde helfen, die besten Fundamente
fur Planungssicherheit zu schaffen.’

Hinzu kommt ein Aspekt, der seltener zur Sprache
gebracht wird — vielleicht Gberraschend selten ange-
sichts des haufig vorgebrachten Mantras, dass «der
Staat kein besserer Unternehmer» sei. Bendel und
Haipeter (2022) berichten Uber ihre Expertengespra-
che in der Chemieindustrie, in denen auch eine eher
klassische unternehmerische Sichtweise vorgetra-
gen wurde. Es komme, so fassen sie diese Aussagen
zusammen, «darauf an, mit der gegebenen Unsi-
cherheit umzugehen und sich ihr addaquat zu stellen.
Nur Unternehmen, die sich am schnellsten auf ver-
andernde Umweltbedingungen einlassen kdnnen,
wirden demnach zukiinftig bestehen. Deshalb Uber-
erfiillen einzelne Unternehmen gegenwartig gel-
tende Regularien bei der Einfiihrung neuer Produk-
tionstechnologien, um etwaigen Gesetzesanderun-
gen einen Schritt voraus zu sein. Dies gilt insbeson-
dere fiir investitionsintensive Anlagen, die Uber
mehrere Jahrzehnte Bestand haben missen und
nicht umstandslos technisch angepasst werden kén-
nen. Die Notwendigkeit langfristiger und weitrei-
chender Investitionen steht allerdings in einem
Spannungsverhaltnis zu kurzfristigen Gewinninte-
ressen der Shareholder» (ebd.: 22 f.).

Hier wird — wohlgemerkt aus unternehmerischer
Sicht — ein Problem angesprochen, das gewdhnlich
eher in kapitalismuskritischen Diskussionen eine
Rolle spielt: Welche praktischen Mdoglichkeiten gibt
es, Nachhaltigkeitskriterien gegeniber den im Fi-
nanzmarktkapitalismus vielfach dominierenden
Kurzfristinteressen groReres Gewicht zu verleihen?
Aufgeworfen werden hier grundsatzliche Probleme

17 Diese bemerkenswerten Vorschlage wurden gemeinsam vom For-
schungsinstitut der gewerkschaftlichen Hans-Bockler-Stiftung IMK und
dem IW vorgelegt, das vom BDI und weiteren Wirtschaftsverbanden ge-
tragen wird. Wie widerspriichlich und teilweise sogar unterschiedlich je-
doch die Positionen von Unternehmensverbanden zur Frage der Finan-
zierung offentlicher Investitionen sind, kam auch im Vorfeld der Bundes-
tagswahlen in einer Stellungnahme des BDI zum CDU-Wahlprogramm

der Eigentumsformen, aber auch unmittelbar anste-
hende Fragen — zum Beispiel, wie staatliche Subven-
tionen an Bedingungen wie die Ausweitung von Mit-
bestimmungsrechten geknipft werden koénnen.
Diese Themen sind im Zusammenhang mit gewerk-
schaftlichen Forderungen und Uberlegungen hoch-
relevant.

5.2 Gewerkschaften

Die Fihrungsebenen der beiden Industriegewerk-
schaften IG Metall und IG Bergbau, Chemie, Energie
verfolgen einen Kurs, der deutlich tiber die Beschaf-
tigungssicherung in vom Industrieumbau betroffe-
nen Betrieben hinausreicht. Dies kommt auch in
starkerer Kooperation mit Umweltverbanden zum
Ausdruck, die ja seit Langem in diesen Fragen eine
treibende Kraft sind und auch ihrerseits die sozialen
Aspekte der Transformation jetzt starker betonen.
Eine zentrale Rolle spielt dabei, wie bereits oben er-
wahnt, eine Reihe von Forschungsinstituten, die mit
Studien (etwa Agora Energiewende/Wuppertal Insti-
tut 2019) und darauf aufbauender Beratungstatig-
keit maRgeblich zur allmahlichen Neuorientierung
wichtiger Akteure in der Industrie beitragen. Dies
zeigt sich auch an einigen im Folgenden geschilder-
ten Beispielen gemeinsamer Initiativen von Unter-
nehmensverbianden, Gewerkschaften und Umwelt-
verbanden.

Die neuen, Uber die unmittelbare Beschaftigungssi-
cherung hinausreichenden Orientierungen in der Po-
litik der IG Metall und der IG BCE sind durchaus nicht
selbstverstandlich und knlipfen an zwei recht unter-
schiedliche Traditionslinien an.

Die deutlichste Verdanderung ist in den letzten Jahren
bei der IG BCE zu beobachten, die ja sowohl die Be-
schéftigten des Kohlebergbaus und (teilweise) von
Energiekonzernen als auch die der Chemieindustrie
vertritt. Bendel und Haipeter (2022: 25) fassen es so
zusammen: «Die defensive Verteidigungshaltung ge-
genilber ambitionierten Dekarbonisierungszielen
wich der Beflirwortung einer industriepolitisch ori-
entierten Transformation». Die programmatische
Basis dafir lieferte 2019 eine Studie der Stiftung Ar-

zum Ausdruck. Nach einem Bekenntnis zur Schuldenbremse, die fur den
BDI nicht zur Disposition stehe, wird diese fiir «entscheidender als das
Erreichen einer sogenannten schwarzen Null» erkldrt: «Eine Orientie-
rung der Finanzpolitik des Bundes an einem ausgeglichenen Haushalt ist
aus Sicht des BDI nicht zielfihrend [...] Es ware fatal, die Zukunftsinves-
titionen an einer schwarzen Null scheitern zu lassen» (BDI 2021a: 39).
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beit und Umwelt zu einer «gerechten Energie-
wende», die seitdem durch weitere konzeptionelle
Veroffentlichungen ausgebaut wurde. Spéatestens
seit dem Kohlekompromiss dominiert deshalb in der
offiziellen Politik der Gewerkschaft nicht mehr der
Versuch, klimapolitisch drangende Veranderungen
zwecks Beschaftigungssicherung zu bremsen. Insbe-
sondere in der Chemieindustrie wird zunehmend —
der Tradition der IG BCE folgend in enger Koopera-
tion mit der Arbeitgeberseite — eine proaktive Stra-
tegie des sozial-6kologischen Umbaus verfolgt.

In der IG Metall ist die Entwicklung etwas komple-
xer, da sie ein noch breiter gefachertes Politikfeld
bearbeitet. In der Stahlindustrie agiert sie sowohl
auf Branchen- als auch auf Betriebsebene seit eini-
gen Jahren ebenso proaktiv wie jetzt die IG BCE in
der Chemieindustrie. In der Automobilindustrie da-
gegen ist die Entwicklung gebrochener und wider-
sprichlicher. Bereits in den 1980er-Jahren begann
die Gewerkschaft eine konzeptionelle Strategiede-
batte Uber die Zukunft dieser Branche. Diese Traditi-
onslinie geriet jedoch im Zuge der wirtschaftlichen
und politischen Umbriiche der 1990er-Jahre weitge-
hend in Vergessenheit. Heute gibt es innerhalb der
IG Metall je nach Betrieb, Gremium und Handlungs-
ebene teilweise sehr unterschiedliche oder gar ge-
gensatzliche Einstellungen zur sozial-6kologischen
Transformation der Automobilindustrie — insbeson-
dere dann, wenn sie in Verbindung mit einer Ver-
kehrswende gesehen wird (vgl. dazu Boewe u. a.
2022). Die erklarte Politik der IG Metall, die von gro-
Ren Teilen der Organisation einschlieRlich vieler Be-
triebsrdte auch der Automobilindustrie getragen
wird, hat jedoch eine vorrangig proaktive Orientie-
rung und nimmt ein weites Feld von Handlungserfor-
dernissen fir die sozial-6kologische Transformation
in den Blick.*®

Ausdruck dieser Orientierung sind auch Gesprachs-
runden, Initiativen und gemeinsame Plattformen
mit Umweltverbanden und anderen gesellschaftli-
chen Akteuren auf verschiedenen Ebenen. Das
Spektrum ist hier mittlerweile recht breit und reicht
von Formaten wie dem «Biindnis sozialvertragliche
Mobilitatswende» aus DGB, |G Metall, ver.di, BUND,
NABU, Verkehrsclub Deutschland (VCD), Evangeli-

18 Besonders pragnant in diese Richtung argumentiert der Betriebsrats-
vorsitzende des von der Antriebswende massiv betroffenen VW-Mo-
torenwerks Baunatal, Carsten Batzold: «Was wir brauchen sind weniger
Autos, kleinere Autos, ein Ausbau des 6ffentlichen Nahverkehrs mit be-
darfsgerechten Rufbus- und Carsharing-Angeboten fiir den landlichen

scher Kirche in Deutschland (EKD) und dem Sozial-
verband Deutschland (SovD) (ber ortliche Diskussi-
onsrunden mit Fridays for Future oder Gesprachs-
kreise wie «Zukunft Automobilindustrie.Um-
welt.Mobilitdt» der Rosa-Luxemburg-Stiftung (Cand-
eias/Krull 2022) bis hin zu regionalen Akteursnetz-
werken wie dem «Frankischen Transformationsnetz-
werk Automotive» oder dem «Regionalen Transfor-
mationsnetzwerk Slidostniedersachsen» (mehr dazu
im nachsten Kapitel).

Die Vorstdande beider Industriegewerkschaften set-
zen sich vor allem hinsichtlich der Infrastruktur- und
der Industriepolitik (insbesondere mit Blick auf die
Stahl- und Chemieindustrie) fiir eine Strategie ein,
die im Kern breite Uberschneidungen mit den Unter-
nehmen der betreffenden Branchen und ihren Inte-
ressenverbdnden aufweist. Dazu gehoren Forderun-
gen nach staatlichen Investitionen in den Netzaus-
bau und die Versorgungssicherheit mit erneuerba-
ren Energien, der Forderung neuer Schlisseltechno-
logien, staatlichen Anreize fir Investitionen in sich
erst mittelfristig rechnende Umwelttechnologien
und der Schaffung stabiler EU-weiter Rahmenbedin-
gungen flr energieintensive Industrien wie «Car-
bon-Leakage»-Schutz und einheitliche (vorzugs-
weise niedrigere) Industriestrompreise. Wachsende
Aufmerksamkeit insbesondere in der Chemieindust-
rie wird auch der Frage gewidmet, wie durch eine
moglichst effiziente Anbindung an Erneuerbare-
Energie-Netzwerke ein «Green Leakage» vermieden
werden kann (Stiftung Arbeit und Umwelt 2021: 64),
also ein Abwandern von Betrieben in Lander mit ef-
fizienteren «griinen» Infrastrukturen.

Diese — wenn auch selbstverstandlich nicht in allen
Einzelheiten — gemeinsamen Positionen bieten eine
Basis fir die Zusammenarbeit sowohl mit Industrie-
verbanden als auch mit Umweltverbdnden. So gibt
es seit 2021 eine sogenannte Stakeholder-Plattform
«Chemistry for Climate», in deren Rahmen Sachver-
standige aus Unternehmen, Gewerkschaften, Um-
weltverbanden und Politik branchenspezifische Kon-
zepte zu den drangendsten Problemen des Indust-
rieumbaus entwickeln.

Raum. Naturlich braucht man fiir so ein Verkehrssystem immer noch Au-
tos. Daflir miissen wir in den nachsten zehn Jahren die Voraussetzungen
schaffen. [...] Wir brauchen regionale Konzepte. Wir haben etwa bei uns
Firmen, die bauen Schienenfahrzeuge oder Bus-Komponenten. [...] Dort
kénnen Arbeitsplatze entstehen, wenn wir OPNV und Schienennetze
ausbauen» (Carsten Bitzold zit. nach Boewe/Schulten 2021).
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Wie bereits erwdhnt setzen die beiden Gewerk-
schaften in anderen Politikbereichen der sozial-6ko-
logischen Transformation jedoch eigene Akzente
und gehen zum Teil deutlich Gber den industriepoli-
tischen Konsens mit der Arbeitgeberseite hinaus. Ein
Beispiel dafiir sind die Forderungen der IG Metall an
die neue Bundesregierung unter dem Titel «#Fair-
wandel» (IG Metall 2021a u. 2021b). Neben weithin
unstrittigen Forderungen zur Energiewende, zur
Schaffung einer Wasserstoffinfrastruktur sowie zu
massiven Investitionen in den Schienenverkehr und
OPNV als Kernelemente einer Mobilititswende um-
fasst das Programm Forderungen zur Arbeitspolitik
(etwa zur Forderung einer zweiten Ausbildung und
nach einer 4-Tage-Woche im Rahmen von Zukunfts-
tarifvertragen), nach Verknipfung staatlicher Unter-
stitzung von Unternehmen mit Beschaftigungs- und
Investitionszusagen oder dem Abschluss eines Zu-
kunftstarifvertrags, zur Forderung ressourcenscho-
nender Recyclingwirtschaft, zur Tarifbindung als Vo-
raussetzung offentlicher Auftragsvergabe sowie zu
umfassenden 6ffentlichen Investitionen mithilfe von
Steuerreformen und einer «Anpassung» der Schul-
denbremse.

Vergleicht man solche liber den Grundkonsens mit
der Arbeitgeberseite hinausreichenden gewerk-
schaftlichen Forderungen mit dem Koalitionsver-
trag, dann zeigt sich dort zunachst eine Reihe von zu-
mindest tendenziellen Ubereinstimmungen (etwa
bei der finanziellen Férderung von Weiterbildung
bzw. zweiter Ausbildung, der Einfihrung von Quoten
flir grinen Wasserstoff bei der 6ffentlichen Beschaf-
fung oder der Bindung von Auftragen des Bundes an
die Einhaltung von Umwelt- und Tarifstandards),
auch wenn die Plane der neuen Bundesregierung
vielfach noch konkretisiert und konsequenter gestal-
tet werden missen. In einigen Kernfragen der sozial-
Okologischen Transformation der Industrie reichen
gewerkschaftliche Konzepte jedoch weit lber den
Konsens nicht nur mit den Wirtschaftsverbanden,
sondern auch mit der Regierung hinaus. Hervorzuhe-
ben sind hier zunachst grundsatzliche gewerkschaft-
liche Forderungen nach

e einer Abkehr von der schwarzen Null und ei-
ner Reform der Schuldenbremse (inkl. der
Ubernahme der Altschulden {iberschuldeter
Kommunen), ohne die es unrealistisch sein
diirfte, die (nicht nur) von den Gewerkschaf-
ten fir erforderlich gehaltenen zusatzlichen
offentlichen Investitionen in Hohe von
500 Milliarden Euro bis 2030 zu schultern, so-
wie

e UmverteilungsmaBBnahmen durch Steuerre-
formen (progressive Vermdgensteuer, ho-
here Besteuerung von Unternehmensgewin-
nen und hohen Einkommen, Entlastung ge-
ringer und mittlerer Einkommen), die sowohl
der Finanzierung der Transformation als auch
der sozialen Abfederung von Transformati-
onskosten dienen.

Es ist absehbar, dass diese Themen in den kommen-
den Jahren eine zentrale Rolle in den 6ffentlichen
Kontroversen im Zusammenhang mit der Klimapoli-
tik spielen werden. Und absehbar ist ebenso, dass
die Klimapolitik nach der von Bundeskanzler Scholz
am 27. Februar 2022 erklarten «Zeitenwende» in
scharfe Konkurrenz mit massiven Aufriistungspro-
grammen geraten wird. Programmatisch sind die
Gewerkschaften hier — auch mit ihrer auf dem DGB-
Kongress bekraftigten Ablehnung einer Festlegung
auf das Zwei-Prozent-Ziel der NATO (DGB 2022) —im
Prinzip gut aufgestellt, um ihr politisches Mandat in
diesen Kontroversen in die Waagschale werfen zu
kénnen.

Hinzu kommen Themen, die fir die praktische (!)
Umsetzung einer sozial-6kologischen Transforma-
tion der Industrie besonders relevant sind. Dies be-
trifft

o die bereits angesprochene Frage nach den
Bedingungen, an die 6ffentliche Férdermal3-
nahmen fiir Unternehmen geknlipft werden
sollen,

e die konkrete Gestaltung der regionalen
Strukturpolitik, die insbesondere im Zusam-
menhang mit der Verkehrswende zentrale
Bedeutung erlangen wird, und

e die Erweiterung von Mitbestimmungsrech-
ten der Betriebsrate auf Fragen der Personal-
planung oder gar der Investitionsstrategien.

Die von der Regierung angebotenen (und zweifellos
sehr wertvollen) Kooperationsangebote werden
nicht ausreichen, um in solch kontroversen Schliis-
selfragen Fortschritte zu erzielen (Urban/Ehlscheid
2022). Es handelt sich hier um Themen, in denen ge-
werkschaftliche Handlungs- und Konfliktfahigkeit
moglichst rasch zu entwickeln und aufzubauen ist.
Dies setzt voraus, sich mit noch ungeldsten konzep-
tionellen und praktischen Problemen auseinander-
zusetzen und dazu auch in den eigenen Reihen De-
batten zu fiihren. Denn unstrittig ist nur eines: Auch
wenn — oder gerade weil — alle Blicke auf den Staat
gerichtet sind, bedarf es eines breiten Engagements
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gesellschaftlicher Akteure, um den Staat handlungs-
fahiger zu machen und die Richtung seines Handelns
beeinflussen zu kénnen.

Diese Probleme und erste Schritte zu ihrer Bearbei-
tung sollen im Folgenden kurz beleuchtet werden —
ohne den Anspruch erheben zu kénnen, bereits Ant-
worten auf offene Fragen anzubieten.

5.3 Der Staat allein wird es nicht richten

Bei jedem der drei zuletzt genannten Themen — Ge-
genleistungen der Unternehmen fiir die Férderung
aus offentlichen Mitteln, regionale Strukturpolitik
inklusive Verkehrswende, und Ausweitung von Mit-
bestimmungsrechten — gibt es einen Zusammen-
hang zwischen konzeptioneller Vorarbeit und politi-
scher Durchsetzungsfahigkeit gesellschaftlicher Ak-
teure. Dies ist mit neuen Aufgaben — nicht nur, aber
auch — fiir die Gewerkschaften selbst verbunden.

Beim Thema Gegenleistungen der Unternehmen fiir
die Forderung aus 6ffentlichen Mitteln waren wei-
tere konzeptionelle Klarungen und politische Fokus-
sierungen hilfreich. Es geht um die grundsatzliche
Frage, ob die finanzielle Unterstiitzung der Transfor-
mation durch Politik und Gesellschaft als einseitige
Leistung des Staates gewahrt werden soll oder dies
auch mit finanziellen und prozeduralen Verpflich-
tungen der Unternehmen verknlpft werden muss.
Bei alldem ist ohnehin vorauszusetzen, dass auch ein
Eigenbeitrag der Unternehmen gefordert werden
sollte, sofern es ihre Gewinnsituation zuldsst. Aus
gewerkschaftlicher Sicht dirfte hier der Gedanke
Minimalkonsens sein, den Wolfgang Lemb (2021:
18), geschaftsfiihrendes Vorstandsmitglied der
IG Metall, in dem Satz zusammenfasst: «Wenn Un-
ternehmen aus Steuermitteln unterstiitzt werden,
miussen sie zur Sicherung von Beschaftigung und
Standorten verpflichtet werden.» In dieselbe Rich-
tung zielen weitergehende — aber sicherlich noch
schwerer durchsetzbare — Uberlegungen, die Einhal-
tung von Tarifvertragen, die Erweiterung von Mitbe-
stimmungsrechten oder die Verpflichtung der Un-

19 Die Frage nach Maoglichkeiten einer institutionellen Verankerung
misste selbstverstdndlich ebenso bei noch weitergehenden — etwa wirt-
schaftsdemokratischen —Ideen beantwortet werden. Dem soll hier nicht
nachgegangen werden, da es in dem vorliegenden Uberblick um die Ein-
leitung einer sozial-6kologischen Transformation der Industrie unter ak-
tuellen Bedingungen geht. Auf einen spezifischen Ansatzpunkt macht je-
doch Krull (2022: 52) aufmerksam, der auf die prinzipielle Moglichkeit
des Landes Niedersachsen und der IG Metall im Aufsichtsrat von VW hin-
weist, dieses Unternehmen zu einem Mobilitatsanbieter umzubauen,

ternehmen zu klimagerechten Produktionsverfah-
ren auch im Ausland zu Voraussetzungen offentli-
cher Férderung zu machen.

Je starker diesbezligliche gewerkschaftliche Vorstel-
lungen ausgearbeitet werden, desto konkreter stellt
sich die Frage nach Modglichkeiten einer institutio-
nellen Verankerung der betreffenden Bedingun-
gen.? Einen wichtigen AnstoR gibt hier die insbeson-
dere von der IG Metall erhobene Forderung nach
Transformationsfonds, mit denen Unternehmen, da-
runter vor allem kleine und mittlere Unternehmen,
bei der Umstellung auf Zukunftstechnologien, den
damit verbundenen Markthochlaufkosten und ar-
beitspolitischen Neuorientierungen unterstitzt wer-
den sollen. Richtungweisend ist hier ein Gutachten,
das die Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE zu-
sammen mit dem Institut fir Makrodkonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Bockler-Stif-
tung erstellt hat (Stiftung Arbeit und Umwelt u. a.
2021). Es schlagt die Schaffung eines kreditfinanzier-
ten Transformationsfonds in Héhe von 120 Milliar-
den Euro vor, der Beteiligungen des Bundes mit Blick
auf klimafreundliche Technologien, Produktionspro-
zesse und Produkte biindelt und Grofinvestitionen
in den Industriesektoren fordern soll. Durch die Be-
teiligung kann der Bund zukiinftig an Renditen parti-
zipieren, ein Beteiligungsvermoégen aufbauen und
vermeiden, Kosten zu sozialisieren und Gewinne zu
privatisieren: «Eine direkte Beteiligung oder Finan-
zierung des Bundes in Schliisselindustrien hat zudem
im Prinzip den Vorteil, dass ein direkter Einfluss auf
die Umsetzung von Klima- und Nachhaltigkeitszielen
genommen werden und beispielsweise eine aktive
Beteiligung der Gewerkschaften unterstitzt werden
kann» (ebd.: 5).

Die Beteiligung der Gewerkschaften ist im Prinzip fiir
alle Ebenen der Politik relevant: von der Betriebspo-
litik bis hin zur Wirtschafts-, Industrie- und Arbeits-
politik auf Bundesebene (zum Teil auch auf EU-
Ebene). Dazwischen liegt die Branchen- und Regio-
nalpolitik, die zu einer transformationsorientierten
regionalen Strukturpolitik geblindelt werden muss.

der auch weniger profitbringende Produkte anbietet, die fiir eine Ver-
kehrswende bendotigt werden.
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Im Zentrum der Vorschldage und Initiativen von Ge-
werkschaften, Umweltverbdanden und anderen Akt-
euren steht hier die Schaffung bzw. Weiterentwick-
lung regionaler Transformationsrdte und -fonds.
Doch wie Blocker (2022b) insbesondere mit Blick auf
die Zulieferbranchen der Automobilindustrie fest-
stellt, fehlen «fiir eine zielorientierte Strukturpolitik
in besonders betroffenen Regionen noch viele prak-
tische Schritte».

Anders als bei der Verknipfung von staatlicher For-
derung mit Gegenleistungen der Unternehmen ist
hier zwar kein Widerstand von Wirtschaftsverban-
den zu Gberwinden, aber das macht die Sache nicht
einfacher. Aus den reichhaltigen und sehr gemisch-
ten Erfahrungen in der regionalen Strukturpolitik gilt
es jetzt zu lernen.® «Notwendig wire eine Fokussie-
rung auf zentrale Themen und Herausforderungen
der Transformation, dies setzt klare programmati-
sche Schwerpunkte und Vorgaben voraus.» (Gart-
ner/Rehfeld 2021: 105) Das tibergreifende Thema in
von der Transformation besonders betroffenen Re-
gionen ist die Frage, wie im Zuge dieses Prozesses
soziale Verwerfungen verhindert und zukunftstrach-
tige Strukturen geschaffen werden kénnen. Es geht
also darum, besonders betroffene Regionen zu Or-
ten und Vorreitern des innovativen Wandels zu ma-
chen.

Vor dem Hintergrund dieser anspruchsvollen Zielset-
zung machen sowohl die Erkenntnisse, die im jahr-
zehntelangen Strukturwandel des Ruhrgebiets ge-
sammelt worden sind, als auch die aktuellen Ausei-
nandersetzungen um die Zukunft der Lausitz auf ei-
nige neuralgische Punkte und weiterfiihrende Uber-
legungen aufmerksam:

e Dreh-und Angelpunkt sind innovative regi-
onale Akteursnetzwerke (Beese u.a.
2019).2! Angesichts der GréRe der aktuel-
len Herausforderungen hat das Umwelt-
bundesamt ein Gesamtkonzept flir «neue
Allianzen fir sozial-6kologische Transfor-
mationen» vorgestellt (UBA 2020). Neu
deshalb, weil die Akteur*innen heute aus
sehr unterschiedlichen Milieus kommen,
sehr unterschiedliche Interessen und

20 Dieses Thema gehort zu den eingangs erwdhnten Fassern, die hier
nicht aufgemacht werden kénnen. Ich beschréanke mich im Folgenden
auf einige Stichworte aus der Literatur sowie auf Hinweise aus den Stu-
dien unseres Projekts.

21 Beese u.a. (2019: 131) fassen deren Bedeutung einpragsam
zusammen: «Regionen, die noch immer damit beschéftigt sind, sich
tiberhaupt Voice-Optionen in der politischen Arena zu verschaffen, die
von der Konkurrenz zwischen mafRgeblichen regionalen Spielern gepragt

Sichtweisen und auch unterschiedliche
personelle Ressourcen einbringen. «Lokale
und regionale Plattformen fir systemati-
schen Austausch zur Gestaltung von Struk-
turwandelprozessen» kénnen deshalb
«ein wichtiger Hebel sein, um die notwen-
digen Neuorientierungsprozesse in den Or-
ganisationen anzustofRen und gleichzeitig
ein tiefergehendes Verstandnis Uber die
Logiken, Handlungsmoglichkeiten, aber
auch Zwange des Gegenilbers zu entwi-
ckeln» (ebd.: 33 u. 14).

e Ganz entscheidend ist die Entwicklung von
gemeinsamen Leitbildern, von Gemein-
schaftsprojekten und von «leistungsfahi-
gen Umsetzungsorganisationen, die in der
gesamten Region bzw. Branche akzeptiert
werden» (Hennicke/Noll 2020: 2f.). So
schlagen etwa Sittel u.a. (2020: 171 ff.)
vor, in Thiringen eine «Modellregion
nachhaltige Mobilitdt» zu entwickeln, in
der viele EinzelmaBnahmen gebiindelt
werden — vom Betrieb {ber die Industrie-
politik bis hin zur Hochschulforschung.
Wenn derartige Leitbilder und darauf zu-
geschnittene Fordereinrichtungen fehlen,
kann es —wie Bosch (2022) am Beispiel der
Arbeitspolitik aufzeigt —in breit angelegten
regionalen Transformationsfonds passie-
ren, dass finanzielle Mittel versickern,
wahrend sie in auf spezifische Zwecke hin
ausgerichteten Einzelfonds gezielt einge-
setzt werden kdnnten. Die gemeinsam ge-
tragenen Leitbilder werden auch regionale
Daseinsvorsorge und Bildungspolitik als
zentrale Bestandteile der Potenzialent-
wicklung einschlieBen mussen.

e Ebenso wichtig ist die Verknlpfung derar-
tiger Leitbilder mit den «aktuellen Stand-
ortfaktoren» und den «sektoralen Kompe-
tenzen» der jeweiligen Region (Greib u. a.
2019: 49), damit sie Bodenhaftung bekom-
men. Dies ist fiir industriell schwache wie

werden; die es versaumen, Cluster und Kompetenzfelder zu definieren
und unter verdnderten Bedingungen zu reorganisieren; die sich in
Rechtfertigungsschleifen fir konzeptionellen Stillstand ergehen und
Schwarze-Peter-Spiele mit libergeordneten Politikinstanzen
organisieren, um die eigene Konzeptionslosigkeit zu kaschieren, werden
— zumal vor dem Hintergrund verdnderter Forderkulissen — weiter
zuriickfallen.»
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fir industriell starke Regionen gleicherma-
Ren relevant, da Letztere in besonderem
Mafe vom Umstieg auf E-Mobilitat betrof-
fen sind. Schwarz-Kocher und Stieler
(2019: 53 f.) berichten von lokalen und be-
trieblichen «Potenzialworkshops» zur Ent-
wicklung von Zukunftskonzepten, die die
vor Ort vorhandenen Fahigkeiten vor dem
Hintergrund der zukiinftigen Erfordernisse
und Chancen analysieren. Ein erster Schritt
in diese Richtung kdnnen auch «Betriebli-
che Transformationsseminare» sein, die
von Betriebsraten oder gewerkschaftli-
chen Vertrauenskorpern mit Beschaftigten
durchgefihrt werden. Letztlich geht es
hier um das, was Doérre (2021: 231) als «Po-
litisierung von Fachwissen» bezeichnet.
Wenn derartige Initiativen regional ver-
netzt werden, kdnnen auch bislang kaum
existierende «Verknlpfungen zwischen
Automobilproduktion und anderen Berei-
chen der Mobilitatswirtschaft» aufgebaut
werden (Blocker 2020: 222).

e Wichtig sind 6ffentliche, transparente und
beteiligungsbasierte Férderstrukturen. An-
gesichts der Vielzahl von Programmen auf
EU-, Bundes- und Landesebenen fehlt eine
Forderlandkarte. Hier gibt es groRen Re-
formbedarf, wie ein vom DGB vorgelegter
umfassender Sachstandsbericht aufzeigt
(Hennicke 2021). Transparenz und Beteili-
gung sind gerade auch fiir Gewerkschaften
und Betriebsrate wichtig, die Ressourcen
fir professionelle Unterstltzung ihrer Be-
triebs- und Regionalpolitik benotigen.

o Offentliche Institutionen sind unverzicht-
bar flr die transformationsorientierte regi-
onale Strukturpolitik und hier kommt es
vor allem auf die Kommunen an. |hre Be-
deutung beruht zum einen auf ihrem gro-
RBen Anteil — immerhin 55 Prozent — an al-
len offentlichen Investitionen. Zum ande-
ren sind sie — zumindest potenziell — der
nachstliegende «unmittelbare Ansprech-
partner», an denen erfahrbar wird, «ob
der Staat sich als handlungsfahig im Anpas-
sungsprozess erweist oder eben nicht»
(Hennicke/Noll 2020: 4). Dies unterstreicht
die grundséatzliche Bedeutung von steuer-
politischen Alternativen, wie auch das Kli-
maforum der SPD betont: «Die sozial-6ko-

logische Wende muss verwaltet und umge-
setzt werden. Die <kaputtgesparten> Ver-
waltungen und Kommunen, die unter der
Schuldenlast achzen, missen ertichtigt
werden» (Bannister u. a. 2021).

e Die Kommunen spielen auch eine Schlis-
selrolle bei der Verkehrswende als wesent-
lichem Bestandteil jeder transformations-
orientierten regionalen Strukturpolitik.
Und zwar nicht allein innerhalb der jeweili-
gen Stadtgrenzen, sondern ebenso im Ver-
bund der Region. So wird, wie in Kapi-
tel 2.3 betont, die Entwicklung 6ffentlicher
regionaler Mobilitdtsdienste ein zentraler
Beitrag zur Reduzierung des Individualver-
kehrs und des Pkw-Bestands werden mis-
sen (Hennicke u. a. 2021).

e Der wichtige Beitrag der Kommunen zur
regionalen Strukturpolitik beruht letztlich
auf ihrem Potenzial zur «Sektorenkopp-
lung» von Energieversorgung und Mobili-
tat. Claudia Kemfert vom Deutschen Insti-
tut fr Wirtschaftsforschung sieht hier eine
«Schnittstellenfunktion» kommunaler Ver-
sorgungsunternehmen, weil sie jetzt schon
mit Modellprojekten eine Verbindung von
Wasserstoffproduktion und Elektrifizie-
rung des OPNV voranbringen kénnen (vgl.
Boewe 2021). All dies setzt natirlich vo-
raus, dass diese Bereiche nicht privatisiert
sind und die Kommunen den erforderli-
chen finanziellen Riickhalt haben.

In den drei in unserem Projekt betrachteten Bran-
chen gibt es erfolgversprechende Ansatze, mit de-
nen die hier skizzierten Herausforderungen ange-
gangen werden. Dazu gehoren unter anderem der
Aufbau regionaler Netzwerke zur Entwicklung von
Wasserstoff-Clustern fiir die Stahlindustrie oder die
oben erwahnte Entwicklung regionaler und 6rtlicher
Transformationsprojekte, die im Rahmen des «Zu-
kunftsfonds Automobilindustrie» vom Bundesminis-
terium fir Wirtschaft und Klimaschutz gefordert
werden. Eines der ersten Beispiele ist hier das «Re-
gionale Transformationsnetzwerk Sidostnieder-
sachsen zur Entwicklung einer regionalen Transfor-
mationsstrategie in der Fahrzeug- und Zulieferin-
dustrie», das als Teil einer «Allianz fir die Region»
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von der IG Metall initiiert wurde.? Ein weiteres Bei-
spiel ist das Saarland, wo die IG Metall am Aufbau
eines ahnlichen Kooperationsprojekts beteiligt ist
und bereits mit einer «Transformationswerkstatt
Saar» begonnen hat, regionale Entwicklungskon-
zepte und Netzwerke von Betriebsraten zu entwi-
ckeln.?

In derartigen Zusammenhdngen kénnen sich regio-
nale und lokale Gewerkschaftsorganisationen sowie
Betriebsrate aktiv in den Transformationsprozess
einbringen. Dies sind, wohlgemerkt, erste Ansatze.
Entscheidend wird sein, wie der Erfahrungsaus-
tausch sowohl zwischen den gesellschaftlichen Akt-
euren als auch innerhalb der beteiligten Verbande —
und hier vor allem innerhalb der Gewerkschaften —
vorangebracht werden kann. Konzeptionelle Vorar-
beit und Akteursvernetzung sind Voraussetzungen
fir die Entwicklung von Handlungs- und Durchset-
zungsfahigkeit.

Dieser Zusammenhang ist auch bei dem dritten der
hier behandelten Themen entscheidend, bei denen
gewerkschaftliche Konzepte lber den Konsens mit
Wirtschaftsverbanden und Regierung hinausrei-
chen: der Ausweitung von Mitbestimmungsrech-
ten. Hier ist zunachst genauer zu klaren, worauf die
von IG Metall und IG BCE geforderte Ausweitung der
Mitbestimmung in der Gestaltung von Transformati-
onsprozessen fokussiert werden soll und in welcher
Weise die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats
und die der gewerkschaftlichen Seite im Aufsichtsrat
berihrt sind. Wie Bendel und Haipeter (2022: 33)
anmerken, kann sich Mitbestimmung auf mehrere
Aspekte dieser Prozesse beziehen: auf «die Auswahl
von Technologien, die Einfihrung der Technologien
und die Bearbeitung ihrer Folgen fir Arbeitsorgani-
sation, Arbeitsbedingungen oder Qualifikationsbe-
darfe. [...] Fir Mitbestimmungsrechte in diesen Fra-
gen ware eine Ausweitung der Unternehmensmitbe-
stimmung erforderlich, die sich auf neue Schlich-
tungsverfahren beziehen kann, aber auch auf die er-
forderlichen Quoren fiir die Verlagerung von Pro-
duktion oder Standorten. Hier kdnnte man sich die
Regelung der VW AG zum Vorbild nehmen, nach der

22V/gl. die Pressemitteilung der Allianz fur die Region vom 16.2.2022 un-
ter:  www.allianz-fuer-die-region.de/aktuelles/presse/pressemeldun-
gen-details/news/allianz-fuer-die-region-ig-metall-und-bmwk-stellen-
neues-projekt-zum-aufbau-eines-regionalen-transformationsnetz-
werks-vor. Vgl. dazu ausfihrlicher Bosch (2022) und Blocker (2022b).

2 Vgl. die Mitteilung auf der Homepage der IG Metall/Bezirk Mitte un-
ter: www.igmetall-bezirk-mitte.de/transformation/transformations-
werkstatt-saar.

solche Verlagerungen einer Zustimmung von zwei
Dritteln der Aufsichtsratsmitglieder bedirfen».

Ungeachtet der weiteren Prazisierung gewerkschaft-
licher Forderungen nach erweiterten Mitbestim-
mungsrechten, die sich auf Fragen der Investitions-
strategie erstrecken, ist es vollig klar, dass diese in
enger Wechselwirkung mit den eben skizzierten Ini-
tiativen einer regionalen Strukturpolitik stehen: Das
eine ist auf das andere angewiesen. Und auRer Frage
steht auch, dass die «systematische Uberlastung von
Betriebsraten» (Brinkmann u. a. 2022) zu bertick-
sichtigen ist und bereits mit dem Anspruch auf pro-
aktive, transformationsorientierte Betriebsratspoli-
tik erhebliche Anforderungen an die innergewerk-
schaftliche Qualifizierung verbunden sind. Wie Ben-
del und Haipeter (2022: 27) in ihren Interviews mit
Betriebsrat*innen in der Chemieindustrie feststell-
ten, «ist das Thema [Dekarbonisierung] deutlich we-
niger prasent und kaum Gegenstand ihrer Mitbe-
stimmungspolitik. Dies liegt zunachst einmal daran,
dass die Rahmenbedingungen der Transformation
aktuell auf Industrieebene bestimmt werden und sie
in den Betrieben noch wenig Niederschlag gefunden
haben. [...] Die Kenntnis Uber die technologischen
und betriebswirtschaftlichen Implikationen des Kili-
mawandels [ist] in den Betrieben noch unzu-
reichend. Im Vergleich zur Digitalisierung ist dieses
Kompetenzdefizit im Fall der Dekarbonisierung aller-
dings deutlich stirker ausgepragt».?*

Selbstverstandlich gehort eine transformationsori-
entierte Betriebsratspolitik, die mit dem Anspruch
auf Einfluss auf strategische Unternehmensent-
scheidungen verbunden ist, nicht zum traditionellen
Brot-und-Butter-Geschaft der meisten Betriebs-
rat*innen. Fur 6kologische Produktinnovationen be-
darf es enger Zusammenarbeit mit Vertretern aus
technischen Abteilungen, zu denen Betriebsrate und
Gewerkschaften in vielen Betrieben noch zu wenig
Zugang haben (Blocker 2014: 133). Der Férderung
genau dieser Zusammenarbeit, der Mobilisierung
dieses Fachwissens dienen die oben erwdahnten,

2 Konzeptionelle und Kompetenzdefizite im Hinblick auf die Analyse und
Mobilisierung betrieblicher Potenziale zur Einleitung der Transformation
gibt es natirlich nicht nur bei Betriebsraten. Schwarz-Kocher und Stieler
(2019) beschreiben dies als groRes Problem im Management vieler KMU
der baden-wirttembergischen Automobil-Zulieferindustrie, dem mit
den «Potenzialworkshops» begegnet werden kann. Auch beziglich der
Chemieindustrie betrachtet der VCI dies als groRe interne Schwierigkeit
bei vielen seiner Mitgliedsunternehmen und entwickelt Netzwerke der
Beratung und des Austauschs insbesondere fiir die KMU dieser Branche.
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vom IMU-Institut untersuchten betrieblichen «Po-
tenzialworkshops» zur Entwicklung von Zukunfts-
konzepten (Schwarz-Kocher/Stieler 2019).

Selbstverstandlich konnen Gewerkschaften und Be-
triebsrdate auch ohne erweiterte Mitbestimmungs-
rechte bereits heute eine vorwartsdrangende Rolle
auf betrieblicher Ebene spielen, wie erste Erfahrun-
gen im Zusammenhang mit Zukunftstarifvertragen
in der Metallindustrie zeigen (Bosch u. a. 2020). Sie
bieten der 1G Metall einen wichtigen Ansatzpunkt,
um in strategische Gesprache mit Arbeitgebern zu
kommen. Doch, wie ein an diesen Prozessen betei-
ligter Berater sagt, «die Verhandlungen und die Zu-
kunftstarifvertrage missen noch mit Inhalten, mit
Leben gefillt werden» (IMU 2021: 6). Dazu gehore,
dass «Zukunftsprodukte und Standortperspektiven
vereinbart werden, in Beschéaftigte und deren Quali-
fikation investiert wird [...], die Beschéftigten bei den
Zukunftsbildern und die Betriebsrate auch nach Ab-
schluss einer Vereinbarung konkret bei der Umset-
zung und der Erfolgskontrolle beteiligt werden»
(ebd.).

Alle Erfahrungen sprechen dafiir, dass aus einzelnen
Vorreiter-Beispielen am ehesten dann eine verbrei-
tete Praxis werden kann, wenn sich eine Wechsel-
wirkung zwischen errungenen Rechten einerseits
und gewerkschaftlichem Engagement fir deren Nut-
zung andererseits entwickelt. Doch der Ausgangs-
punkt dafiir ist notwendigerweise die Férderung von
Kompetenzen gewerkschaftlicher Akteur*innen auf
betrieblicher und ortlicher Ebene, aus denen der
Druck fur erweiterte Rechte erwachst.

Um hier voranzukommen, hat die I1G Metall damit
begonnen, viele ihrer Funktionar*innen zu «Veran-
derungsmoderatoren» auszubilden, die Betriebs-
ratsmitglieder in partizipativen Projekten unterstit-
zen. Dennoch bleibt die unzureichende Ressourcen-
ausstattung fiir eine echte Partizipation eine groRe
Leerstelle. Die Gewerkschaften werden mit ihren be-
grenzten Ressourcen Betriebsrdat*innen nicht dhn-
lich intensiv beraten kbnnen, wie dies mit externen
Berater*innen in Modellprojekten gelingt. Deshalb
hélt Bosch «eine 6ffentliche Finanzierung von Trans-
formationsagenturen, die diese Beratung lberneh-
men konnten, [flir] dringend notwendig, vor allem
angesichts der enormen Forschungs- und Entwick-
lungsmittel, die den Unternehmen und ihren Netz-
werken durch die groRen Technologieprogramme
zur Verfligung gestellt werden» (Bosch 2022: 20).

Sowohl das Beispiel der Entwicklung regionaler
Transformationsrate als auch das der Mitbestim-
mung machen darauf aufmerksam, wie sehr es auf
die Starkung von Kompetenzen und Handlungsfahig-
keit gesellschaftlicher Akteur*innen auf allen Ebe-
nen ankommt. Nur daraus kann sich die erforderli-
che Wechselwirkung mit staatlichem Handeln erge-
ben. Dies ist auch bei dem nun abschlieRenden
Uberblick tber die politischen Weichenstellungen
im Hinterkopf zu behalten, die vor allem auf den
Ebenen der Bundesregierung und der EU vorgenom-
men werden missen: den wichtigsten aktuellen
Baustellen der sozial-6kologischen Transformation
der Industrie.

6 Resiimee: Ein GroBprojekt mit vielen
Baustellen

Die sozial-6kologische Transformation der Industrie
wird meistens als eine in erster Linie technologische
Herausforderung betrachtet. Dass diese Betrach-
tungsweise zu kurz greift, deutet bereits das Wort
sozial-6kologisch an. Nicht allein aus gewerkschaftli-
cher Sicht ist die Verbindung von technologischen
und wirtschaftspolitischen Innovationen mit Guter
Arbeit eine Schlisselfrage. Denn nur wenn diese
Verbindung gelingt, bekommen die bevorstehenden
Umwalzungen eine gesellschaftliche Basis, die die
Transformation politisch durchsetzbar macht.

Was die fir das Erreichen der Klimaziele notwendi-
gen technologischen Erneuerungen betrifft, halten
die einschlagigen Forschungsinstitute diese im Prin-
zip zwar fiir moéglich. Doch die Institute heben immer
hervor, dass die technologischen Herausforderun-
gen nur mit noch nie dagewesenen politischen An-
strengungen gemeistert werden konnen. Diese An-
strengungen mussen auf sehr verschiedenen Politik-
feldern in Angriff genommen oder verstarkt werden,
wie der Finanz- und der Industriepolitik, dem Ord-
nungsrecht, der Arbeitspolitik oder der Regionalpo-
litik. Etliches davon ist kontrovers, und wie beim Be-
schreiten von Neuland zu erwarten: Nicht wenige
zentrale Fragen sind noch offen. Tabelle 2 vermittelt
einen immer noch unvollstdndigen und notwendi-
gerweise vereinfachenden Eindruck von den Grol3-
baustellen der sozial-6kologischen Transformation
der Industrie (zu genaueren Informationen vgl. die
Literaturhinweise zu den Studien des Projekts).
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Tabelle 2: Baustellen, Probleme,

Konfliktthemen — ein grober Uberblick

Politikfelder

Baustellen

Probleme/Konflikte

Infrastrukturpolitik/-investitio-
nen

(vgl. dazu Bendel/Haipeter
2022; Blocker 2022a u. 2022b;
Witt 2022a u. 2022b)

Okostrom- und Netzausbau:
Verdreifachung des Ausbautempos
(Koalitionsvertrag)

Flachen und Akzeptanz;

Beschleunigung von Genehmigungsverfahren
mit demokratischer Beteiligung;

Beteiligung der Kommunen — wie ausgestal-
ten?

Griner Wasserstoff (H,):
Wasserstoff-Infrastruktur

(H-Netze);

Markthochlauf von klimaneutralem Hy;
Startnetz von den Produktionsstatten zu
zentralen Industrie-Clustern

Kontrovers v. a.: Welche Einsatzbereiche von
H, haben Prioritat?

Weitere Probleme:

Oko-sozial nachhaltige H,-Importe:

70 Prozent ab 2030? Woher, unter welchen
Bedingungen?

Wie werden ineffiziente Beimischungen von H,
ins Erdgasnetz verhindert?
Ubergangsldsungen mit grauem oder blauen
H, bis zur ausreichenden Verfligbarkeit von
grinem H,?

Verkehrswende:

- Lade-Infrastruktur

- OP(N)V-Investitionen

- Offentliche (!) regionale Mobilitatsplatt-
formen

Zeithorizont; Finanzierung; Tragerschaft
Kontrovers: fast alles

Industriepolitik
(vgl. dazu Bendel/Haipeter

Forschungspolitik;

Beteiligung des Staates an Innovationsgewin-
nen

2022; Blocker 2022a u. 2022b;
Witt 2022a u. 2022b)

Abbau umweltschadlicher Subventionen
(Koalitionsvertrag)

Folgt die Regierung den Kriterien des UBA?
Gestaltung von Alternativregeln (z. B. zur
Pendlerpauschale)

Forderung von Technologieinnovationen
(v. a. bei KMU);

Vorschlag IMK u. a.: Transformationsfonds
verknipft mit Gegenleistungen der Unter-
nehmen

Kontrovers:

Wer tragt welche Kosten?

Wer bendtigt Forderung?

Welche Gegenleistungen der Unternehmen?
Wie werden bei Subventionen bisherige Extra-
profite aus Emissionshandel gegengerechnet?

Neue Geschaftsmodelle der Unternehmen
(inkl. Recycling)

Bei Gegenleistungen fiir Subventionen zu be-
ricksichtigen

Offentliche Beschaffungspolitik mit Klima-
Kriterien ...

... auf allen Ebenen!

CO,-Reduzierung liber den Preis
(vgl. dazu

Witt 2022a;

Fritz 2022)

EU-ETS: Wirksamkeit starken;
Sozialausgleich fiir CO,-Preis-induzierte
Belastung von Haushalten;

preisliche Wettbewerbsfahigkeit
(CBAM/CCfD —s. u.)

In welchen Branchen werden bei welchem
Preis Lenkungswirkungen erzielt, welche Ver-
teilungseffekte haben sie?

Wie ist der Sozialausgleich fiir Haushalte zu ge-|
stalten?

Wo sind Ordnungsrecht und 6ffentliche For-
derpolitik wirksamer und gerechter?

CO,-Reduzierung liber Ge- und
Verbote

(vgl. dazu Bendel/Haipeter
2022; Blocker 2022a u. 2022b;
Witt 2022a)

Vorgezogenes Enddatum fiir den Einsatz
fossiler Energietrager rechtlich verankern,
darunter: Enddatum fiir die Zulassung von
Verbrennern;

CO,-Grenzwerte in weiteren Bereichen
verbindlich festschreiben (inkl. Bonus-Ma-
lus-System)

Neue Entschadigungszahlungen an Kohlekraft-
werksbetreiber bei friitherem Ausstieg?

Auch Ge- und Verbote haben (indirekte) Preis-
effekte

Kontrovers:

fast alles

Energie- und Ressourceneffizi-
enz

(vgl. dazu Bendel/Haipeter
2022; Blocker 2022a u. 2022b;
Witt 2022a)

Verlangerung der Lebensdauer von Pro-
dukten;

Mobilitdtswende inkl. Verringerung des
Pkw-Bestands;

Export von recyclingfahigen Produkten in
nicht-regulierte Weltregionen;

wirksamere Gestaltung von Regulierungen fur
Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und
mehr Ressourceneffizienz (durch Ordnungs-
recht und/oder wirtschaftliche Anreize);
Rohstoffbedarf der Elektrifizierung!
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Kreislaufwirtschaft (It. Koalitionsvertrag
werden verbindliche Recycling- und Min-
destquoten fiir den Einsatz von Rezyklaten
auf EU-Ebene angestrebt);
EU-Okodesignrichtlinie und Energie-
effizienzrichtlinie:

ausweiten, verpflichtend machen;
Okologischen FuRabdruck in Lieferketten-
gesetz einbeziehen

Handelspolitik/globale Implika-
tionen

(vgl. dazu Fritz 2022; Witt
2022a)

CO,-Grenzausgleich (CBAM)
und mogliche Alternativen; Verhinderung
von Carbon Leakage (CL)

Wer ist wie stark von CL betroffen?
Wie CBAM genau ausgestalten (Treffsicher-
heit, Verhinderung neuer windfall profits)?
Regionale und Produkt-Reichweite

Ergdnzung von CBAM durch Differenzver-
trége (CCfD)

WTO-Konformitat;
EU-Beihilferecht;
mogliches Ausbremsen des CO,-Preisanstiegs

H,-Import aus dem globalen Stiden

Konkurrenz zum Aufbau griner Infrastruktur
in Afrika/Lateinamerika?

Arbeitspolitik:

Gute Arbeit in der Transforma-
tion

(vgl. dazu Bosch 2022)

Innerbetriebliche Mobilitat:
Zukunftsvereinbarungen, betriebliche Wei-|
terbildung, Transformations-KuG; tempo-
rare Arbeitszeitverkirzung; Mitbestim-
mung

Anséatze vorhanden, Ausbau ist z. T. kostenin-
tensiv
Kontrovers: v. a. Mitbestimmung

Investive Arbeitsmarktpolitik:
Vorrang von Weiterbildung, Transferge-
sellschaften

in Arbeit

Individuelle Neuorientierung:
Bildungsteilzeit; Erwachsenen-Bafog

in Arbeit, aber Ausbau z. T. kostenintensiv

Berufsbildung als Mehrgenerationenpro-
jekt;
Erhéhung der Ausbildungsquote!

Berufsbildungs-Umlagefinanzierung;
hohere Ausbildungsquote erfordert Reform
der Bildungspolitik

Tarifbindung starken:
Allgemeinverbindlicherklarungen (AVE);
flichendeckende Tariftreuegesetze

Kontrovers: alles

Gesellschaftliche Mobilisierung

Beteiligung der Kommunen: finanzielle
Vorteile beim Ausbau der Erneuerbaren im
Koalitionsvertrag vorgesehen ...

... aber generelles Problem bleibt: meistens zu
schwache finanzielle Basis, vielfach Uberschul-
dung

Regionale und Branchen-Transformations-
rate; Entwicklung von gemeinsamen Leit-
bildern der regionalen Strukturpolitik

Transformationsrate im Prinzip unstrittig, aber
praktische Relevanz, Konzepte und Kompeten-
zen vielfach unklar

Betriebliche Mitbestimmung Gber Trans-
formationsplanung;

Bindung von o6ffentlichen Mitteln z. B. an
Zukunftstarifvertrage, Beschaftigungssi-

cherung oder Mitbestimmungsrechte

Kontrovers: fast alle Verkniipfungen mit Aus-
weitung gewerkschaftlicher Rechte;
konzeptionell z. T. noch nicht fokussiert; Kom-
petenzentwicklung erst am Anfang

Ausbau der innergewerkschaftlichen Kom-
petenzentwicklung und -mobilisierung fiir
Betriebs-, Branchen- und Regionalpolitik

(z. B. IG Metall: «Verdanderungsmoderato-

ren»)

Personelle/finanzielle Ressourcen

Quelle: Eigene Darstellung.

Aus der Ubersicht ist auch die komplexe Ak-
teurskonstellation ablesbar: Unternehmen und de-
ren Interessenverbiande, Gewerkschaften und Be-
triebsrate, Umweltverbande und staatliche Akteure
auf allen Ebenen — von der Kommune tber Land und

Bund bis hin zur EU-Kommission und supranationa-
len Institutionen wie der Welthandelsorganisation.
Nach Jahrzehnten des Neoliberalismus wird dem
Staat heute wieder weithin eine Schlisselrolle als
strategischer Investor und regulatorischer Wegbe-
reiter zuerkannt. Was im Einzelnen dazugehort, wie
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es ausgestaltet wird, wessen Interessen dabei Vor-
rang genieBen — all dies bleibt selbstverstandlich
umstritten. Kern dieser Konflikte ist immer wieder,
wie «stark» der Staat insbesondere im Verhaltnis zu
privatwirtschaftlichen Gewinninteressen werden
soll.

So wichtig diese Kontroversen sind, so sehr diirfen
sie eine dahinterliegende Frage nicht verdecken:
Wie kann aus einem «starken» ein «handlungsfahi-
ger» Staat werden? Klarheit, Zielstrebigkeit, Trans-
parenz und Verlasslichkeit staatlichen Handelns sind
Bedingungen gesellschaftlichen Vertrauens in den
Staat, das hat die Corona-Krise in haufig negativer
Weise demonstriert. Klarheit, Zielstrebigkeit, Trans-
parenz und Verlasslichkeit setzen aber Handlungsfa-
higkeit voraus. Zur (Wieder-)Herstellung von Hand-
lungsfahigkeit bedarf es nicht allein einer griindli-
chen Abwendung vom Privatisierungskurs und von
dem Glauben, der Markt regele alles am besten.
Ebenso wichtig ist die finanzielle Handlungsfahigkeit

durch umverteilungsbasierte Erhdhung der Steuer-
einnahmen. Und schlieBlich: die demokratische Ver-
ankerung.

Fir die sozial-6kologischen Transformation der In-
dustrie ist die Demokratie von ganz besonderer Be-
deutung. A & O fiir das Gelingen dieser Transforma-
tion, die in den Alltag von Millionen Menschen ein-
greifen wird, ist die Entwicklung einer breiten gesell-
schaftlichen Akzeptanz und Unterstiitzung der Ver-
anderung. Es gilt, das politische Mandat der Gewerk-
schaften in enger Kooperation mit Umweltverban-
den und anderen gesellschaftlichen Kraften in die
Waagschale zu werfen, um aus marktwirtschaftlich
dominierten technologischen Innovationen eine so-
wohl soziale als auch 6kologische Transformation zu
machen. Die daflr erforderliche Entwicklung kon-
kreter Konzepte kann nicht an staatliche Stellen de-
legiert werden, auch wenn sie deren umfassender
Unterstlitzung bedarf. Denn der Staat wird erst dann
handlungsfahig, wenn er sich auf dieses Engagement
gesellschaftlicher Akteur*innen stiitzt.

40



2022 | 04

7 Literatur

Die Studien des Projekts «Sozial-6kologische Transformation der Industrie»

Bendel, Alexander, und Thomas Haipeter. 2022. Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und
Industriepolitik.

Blocker, Antje. 2022a. «Grliner Stahl» — wie geht das?

Blocker, Antje. 2022b. Die Autoindustrie: Es geht um mehr als den Antrieb.

Bosch, Gerhard. 2022. Arbeitspolitik in der Transformation: Soziale Harten vermeiden.

Fritz, Thomas. 2022. Wettbewerb im Treibhaus: EU-Emissionshandel und CO,-Grenzausgleich.
Witt, Uwe. 2022a. Klimapolitischer Rahmen fiir den Industrieumbau.

Witt, Uwe. 2022b. Wasserstoff: Zentrales Element fir den Industrieumbau.

Alle Studien sind online zu finden unter
https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/de/topic/10627459.materialien.html

Weitere verwendete Literatur

Aichinger, Wolfgang, Rainer Baake, Matthias Buck, Benjamin Fischer, Andreas Graf, Patrick Graichen,

Michaela Holl, Glinter Hormandinger, Mara Marthe Kleiner, Philipp Kosok, Philipp Litz, Urs Maier, Julia

Metz, Kerstin Meyer, Gerd Rosenkranz, Barbara Saerbeck, Frank Steffe und Janek Steitz. 2021. Das
Klimaschutz-Sofortprogramm. 22 Eckpunkte fiir die ersten 100 Tage der neuen Bundesregierung. Berlin:

Agora Energiewende/Agora Verkehrswende/Stiftung Klimaneutralitat. a1

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. 2019. Klimakollaps, Wohnungsnot, kriselnde EU, KoIn.

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. 2020. Gegen Markt- und Politikversagen. Aktiv in eine soziale
und 6kologische Zukunft, KéIn.

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. 2021. Corona. Lernen aus der Krise, KoIn.

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. 2022. Raus aus dem Klimanotstand. Ideen fiir den Umbruch,
Koélin.

Aulenbacher, Brigitte, Frank Deppe, Klaus Dorre, Christoph Ehlscheid, Klaus Pickshaus. Hrsg. 2021.
Mosaiklinke Zukunftspfade. Gewerkschaft, Politik, Wissenschaft. Minster: Verlag Westfalisches Dampfboot

Bannister, Helen, Johannes Enzmann, Harald Ginzky, Pil Lehmann, Inge Maltz-Dethlefs und Tim Vollert.
2021. Klimapolitik im Koalitionsvertrag. Die Zeit des Bremsens ist vorbei. vorwaerts.de, 03.12.2021. (Zugriff
08.06.2022) Volltext.

Bardt, Hubertus, Sebastian Dullien, Michael Hiither und Katja Rietzler. 2019. Fiir eine solide Finanzpolitik.
Investitionen ermdoglichen, Report basierend auf einem gemeinsamen Forschungsprojekt des Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW) und des Instituts fiir Makrodkonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-
Bockler-Stiftung, IMK Report 152. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

BDI — Bundesverband der Deutschen Industrie. 2021a. Wahlprogramm der Union — Bewertung des BDI, Juli
2021.

BDI — Bundesverband der Deutschen Industrie. 2021b. Kommentierung des Koalitionsvertrags von SPD,
Biindnis 90/Die Griinen und FDP, 25.11.2021.

Beese, Birgit, Klaus Dorre und Bernd Roéttger. 2019. Von Seilschaften zu innovativen Netzwerken?
Strukturwandel, regionale Industriepolitik und die Gewerkschaften. In Nach der Kohle. Alternativen fiir
einen Strukturwandel in der Lausitz. Hrsg. Rosa-Luxemburg-Stiftung Studien 4/2019: 113-135.



https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/de/topic/10627459.materialien.html
https://www.vorwaerts.de/artikel/klimapolitik-koalitionsvertrag-zeit-bremsens-vorbei
https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_152_2019.pdf

2022 | 04

Bell, Hans Giinter, Astrid Kraus, Elisabeth Lange, Hans Lawitzke, Steffen Lehndorff, Alexander Recht und
Paul Schafer. 2020. Thesen zur sozialékologischen Transformation und wie sie organisiert werden sollte,
Supplement der Zeitschrift Sozialismus 6/2020.

Benner, Christiane. 2022. Happy Birthday, Mitbestimmung! In Handelsblatt, 18.1.2022.

Bispinck, Reinhard. 2022. 12 Euro Mindestlohn: Wer profitiert, was bleibt zu tun? DGB Gegenblende,
(Zugriff: 24.1.2022) Volltext.

Blocker, Antje.2014. Arbeit und Innovationen fiir den sozialokologischen Umbau in Industriebetrieben,
Disseldorf: Hans-Bockler-Stiftung. Edition 289.

Blocker, Antje. 2020). Auf dem Sprung in die E-Mobilitdt? Transformationsdynamiken im Autoland Sachsen,
In Abschied von Kohle und Automobilindustrie? Sozial-6kologische Transformationskonflikte um Energie und
Mobilitéit, Hrsg. Klaus Dérre, Madeleine Holzschuh, Jakob Késter und Johanna Sittel, 181-222. Frankfurt a.
M./New York: Campus Verlag.

BMU — Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 2021. Novelle des
Klimaschutzgesetzes vom Bundestag beschlossen, Pressemitteilung, 24.6.2021.

BMWK — Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz (2022): Er6ffnungsbilanz Klimaschutz,
Bundespressekonferenz, 11.1.2022, unter: www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/11012022-rede-
habeck-eroeffnungsbilanz-klimaschutz.pdf?__blob=publicationFile&v=6.

Boes, Andreas, und Alexander Ziegler. 2021. Umbruch in der Automobilindustrie. Analyse der Strategien
von Schlisselunternehmen an der Schwelle zur Informationsékonomie, ISF Minchen. Volltext.

Boewe, Jorn. 2021. Die vier Farben des Wasserstoffs. Der Freitag 32/2021. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Boewe, Jorn, Stephan Krull, Johannes Schulten. 2022. «E-Mobilitdt — Ist das die Lésung?» Eine Befragung
von Beschiftigten. In Spurwechsel. Studien zu Mobilitétsindustrien, gerechten Ubergéngen und alternativer
Produktion, Hrsg. Mario Candeias, Stephan Krull, 19-58. Hamburg: VSA-Verlag.

Boewe, Jorn, und Johannes Schulten. 2021. «Elektro-SUVs l6sen kein Problem», Interview mit Carsten
Batzold. Der Freitag 12/2021. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Bosch, Gerhard, Jutta Schmitz, Thomas Haipeter und Anne-Christin. 2020. Gestaltung von Industrie 4.0
durch gewerkschaftliche Betriebspolitik. Arbeit. Zeitschrift fiir Arbeitsforschung, Arbeitsgestaltung und
Arbeitspolitik 29 (1): 3—23.

Brand, Ulrich. 2021. Wohlstand statt Wachstum! Anregungen der Postwachstums-Perspektive fiir eine
emanzipatorische Organisation der Arbeit. In Mosaiklinke Zukunftspfade. Gewerkschaft, Politik,
Wissenschaft, Hrsg. Brigitte Aulenbacher, Frank Deppe, Klaus Dorre, Christoph Ehlscheid, Klaus Pickshaus,
52-60. Minster: Verlag Westfalisches Dampfboot.

Brinkmann, Ulrich, Luca Karg, Maurice LaRhof. 2022. Von der Uberdehnung in die Offensive. Uberlegungen
zur Zukunft der Tarifautonomie und zum Funktionswandel der Industriellen Beziehungen. In Solidarisch in
die Offensive. Beitrdge fiir eine starke IG Metall in Betrieb, Wirtschaft und Gesellschaft, Hrsg. J6rg Koéhlinger,
105-119. Hamburg: VSA-Verlag.

Biindnis 90/Die Griinen. 2021. Bundestagswahlprogramm. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Burmeister, Kai. 2022. Gute Arbeit in Zeiten von industrieller Transformation und Mobilitdtswende. In
Spurwechsel. Studien zu Mobilitétsindustrien, gerechten Ubergéngen und alternativer Produktion, Hrsg.
Mario Candeias, Stephan Krull, 331-340. Hamburg. VSA-Verlag

BWE — Bundesverband WindEnergie. 2021. Windenergie in Deutschland. Zahlen und Fakten. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

Candeias, Mario. 2022. ... das braucht unglaublich viel Arbeitskraft! Beschaftigungspotenzial alternativer
Produktion als Basis der Mobilitatswende. In Spurwechsel. Studien zu Mobilitétsindustrien, gerechten

42


https://gegenblende.dgb.de/artikel/++co++18ee41ba-7cf6-11ec-a8ca-001a4a160123
https://www.isf-muenchen.de/wp-content/uploads/2021/06/Forschungsreport-Umbruch-in-der-Automobilindustrie.pdf
https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/die-vier-farben-des-wasserstoffs
https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/elektro-suvs-loesen-kein-problem-1
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/brigitte-aulenbacher
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/frank-deppe
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/klaus-doerre
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/christoph-ehlscheid
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/klaus-pickshaus
https://www.gruene.de/artikel/wahlprogramm-zur-bundestagswahl-2021
https://www.wind-energie.de/themen/zahlen-und-fakten/deutschland/

2022 | 04

Ubergéngen und alternativer Produktion, Hrsg. Mario Candeias, Stephan Krull, 386—-405. Hamburg: VSA-
Verlag.

Candeias, Mario, und Stephan Krull. Hrsg. 2022. Spurwechsel. Studien zu Mobilitétsindustrien, gerechten
Ubergéngen und alternativer Produktion. Hamburg: VSA-Verlag.

DEHSt — Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt. 2020. Treibhausgasemissionen 2019.
Kurzfassung. Emissionshandelspflichtige stationdre Anlagen und Luftverkehr in Deutschland. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

Detje, Richard, und Dieter Sauer. 2021. Solidaritat in der Transformation. Fortschrittspotenziale in Zeiten
der Krise. Berlin: Rosa-Luxemburg-Stiftung. Volltext.

DGB — Deutscher Gewerkschaftsbund. 2022. Krieg gegen die Ukraine sofort beenden. Transformationskurs
halten, wirtschaftliche und soziale Kriegsfolgen abfedern. Beschluss Initiativantrag 1001. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

Die LINKE im Bundestag. 2020. Aktionsplan Klimagerechtigkeit, Berlin.

Dorre, Klaus. 2020. Gesellschaft in der Zangenkrise. Vom Klassen- zum sozial-6kologischen Transformations-
konflikt. In Abschied von Kohle und Automobilindustrie? Sozial-6kologische Transformationskonflikte um
Energie und Mobilitét, Hrsg. Klaus Dorre, Madeleine Holzschuh, Jakob Késter und Johanna Sittel, 23—69.
Frankfurt a. M./New York: Campus Verlag.

Dorre, Klaus. 2021. Die Utopie des Sozialismus. Kompass fiir eine Nachhaltigkeitsrevolution. Berlin: MSB
Matthes & Seitz

Dorre, Klaus, Madeleine Holzschuh, Jakob Kdster und Johanna Sittel. Hrsg. 2020. Abschied von Kohle und
Automobilindustrie? Sozial-6kologische Transformationskonflikte um Energie und Mobilitdt. Frankfurt a.

M./New York: Campus Verlag. 43

Edenhofer, Ottmar, und Veronika Grimm. 2022. Trotz «griiner Inflation» den Kurs halten. Handelsblatt,
08.02.2022.

Erben, Sylvia Maria, und Hans-Jiirgen Bieling. 2020. Gewerkschaften und Rechtspopulismus. Dusseldorf:
Hans-Bockler-Stiftung. Study 440.

Flach, Andreas, und Roman Zitzelsberger. 2021. Die Organizing-Rendite. Sozialismus 10/2021: 54-56.

Gartner, Stefan, und Dieter Rehfeld. 2021. Strukturpolitische Impulse fir Industriepolitik. In Perspektiven
eines Industriemodells der Zukunft, Hrsg. Wolfgang Lemb, 97-107. Marburg: Metropolis-Verlag.

Gechert, Sebastian, und Sebastian Dullien. 2021. Steigender CO,-Preis: Warum der Klima-Bonus ideal flr
den sozialen Ausgleich ist. IMK-Kommentar 2/2021.

Greib, Martina, Christine Wérlen, Fabian Richter, Rainald Otsch, Uwe Witt, Axel Troost. 2019. Struktur- und
industriepolitische Alternativen fir die Lausitz. In Nach der Kohle. Alternativen fiir einen Strukturwandel in
der Lausitz, 9-72 Berlin: Rosa-Luxemburg-Stiftung. Studien 4/2019.

Grimm, Veronika. 2022. Worauf es beim globalen Klimaschutz ankommt. Handelsblatt, 20.01.2022.

Haas, Jorg, und Barbara UnmiiBig. 2020. Die «Carbon Bubble»: Finanzwirtschaft am Kipppunkt? Wie
Umweltbewegung und BlackRock die Klimakrise bekampfen kénnten. Bldtter fiir deutsche und
internationale Politik 9/2020: 101-113.

Hauser, Philipp D., Paul J. Miinnich, Helen Burmeister, Andreas Kohn und Benjamin Goérlach. 2022.
Klimaschutzvertrdge fiir die Industrietransformation: Kurzfristige Schritte auf dem Pfad zur Klimaneutralitét
der deutschen Grundstoffindustrie. Berlin/Miinchen/Wuppertal: Agora Industrie/FutureCamp/Wuppertal
Institut/Ecologic Institut.



http://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/VET-Bericht-2019_Summary.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.rosalux.de/publikation/id/44628/solidaritaet-in-der-transformation
https://bundeskongress.dgb.de/antraege/++co++bf1371c2-db4d-11ec-9382-001a4a160123
https://www.blaetter.de/autoren/joerg-haas
https://www.blaetter.de/autoren/barbara-unmuessig

2022 | 04

Heinrich-Boll-Stiftung, Hrsg. 2021. Jenseits des Wachstums. Auf dem Weg zu einem neuen 6konomischen
Ansatz, Schriften Wirtschaft und Soziales Bd. 24, Berlin (original: OECD (2020): Beyond Growth: Towards a
New Economic Approach, Paris).

Hennicke, Martin. 2021. Praventive Strukturpolitik und regionale Transformationsprozesse. Ein
Diskussionspapier zum Stand in Wissenschaft und Praxis im Auftrag des DGB-Bundesvorstands, Berlin.

Hennicke, Martin und Wulf Noll. 2020. Strukturwandel im Ruhrgebiet. Was wir fur zukinftige
Transformationsprozesse daraus lernen kdnnen. Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, WISO DIREKT 2/2020.

Hennicke, Pete, Thorsten Koska, Jana Rasch Oscar Reutter und Dieter Seifried (unter Mitarbeit von Miriam
Miller, Meike Spitzner und Alina Wetzchewald). 2021. Nachhaltige Mobilitat fir alle. Ein Pladoyer fiir mehr
Verkehrsgerechtigkeit. Miinchen: Oekom Verlag.

Hennicke, Peter, Jana Rasch, Judith Schréder und Daniel Lorberg. 2019. Die Energiewende in Europa. Eine
Fortschrittsvision, Miinchen: Oekom Verlag.

Hensche, Detlef. 2021. Zum politischen Mandat der Gewerkschaften. In Mosaiklinke Zukunftspfade.
Gewerkschaft, Politik, Wissenschaft, Hrsg. Brigitte Aulenbacher, Frank Deppe, Klaus Dorre, Christoph
Ehlscheid, Klaus Pickshaus, 77—84. Miinster: Verlag Westfalisches Dampfboot.

Hofmann, Jorg, und Katrin Mohr. 2021. Zukunftssicherung im Angesicht von Pandemie und Transformation.
WSI-Mitteilungen 2/2021: 171-175.

Hovermann, Andreas, Bettina Kohlrausch und Dorothea Voss. 2021. Antidemokratische Einstellungen. Der
Einfluss von Arbeit, Digitalisierung und Klimawandel. Diisseldorf: Hans-Bockler-Stiftung, Policy Brief der
Forschungsférderung 7.

IG Metall. 2017. Die Betriebe der Windindustrie stehen vor unsicherer Zukunft. Frankfurt a. M./Hamburg: IG

Metall Vorstand und IG Metall Kiste 44

IG Metall. 2019. Transformationsatlas. Wesentliche Ergebnisse, Frankfurt a. M. (Zugriff: 08.06.2022)
Volltext.

IG Metall.2021a. Fairwandel — Deutschland muss Industrieland bleiben. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

IG Metall. 2021b. Eine gerecht finanzierte Investitionsoffensive fir die Transformation, metallpositionen
3/2021. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

IMK — Institut flir Makrookonomie und Konjunkturforschung. 2020. Sozial-6kologische Transformation —
«Wer friihzeitig dabei ist, erschlieRt riesige Technologiemarkte», boeckler.de, 4.12.2020. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

IMU-Institut. 2021. Die Weichen sind gestellt. Transformation in der Umsetzung!, IMU-Akzente 32. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

IPCC. 2022. Climate Change 2022. Mitigation of Climate Change. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Jaehrling, Karen und Christin Stiehm. 2022. Der Staat als Guter Auftraggeber? Offentliche Auftragsvergabe
zwischen Vermarktlichung und Sozialpolitisierung. Wiesbaden (im Erscheinen).

Joas, Fabian, Wido Witecka, Thorsten Lenck, Frank Peter, Fiona Seiler, Sascha Samadi, Clemens Schneider,
Georg Holtz, Georg Kobiela, Stefan Lechtenbohmer, Katja Dinge, Karoline Steinbacher, Jonas Schroder,
Thobias Sach, Matthias Schimmel, Christine Kliem, Martin Altrock, Wieland Lehnert, Jasper Finke und
Yasmin Yilmaz. 2019. Klimaneutrale Industrie: Schliisseltechnologien und Politikoptionen fiir Stahl, Chemie
und Zement. Berlin: Agora Energiewende/Wuppertal Institut.

Kobiela, Georg, Sascha Samadi, Jenny Kurwan, Annika Ténjes, Manfred Fischedick, Thorsten Koska, Stefan
Lechtenb6hmer, Steven Marz und Dietmar Schiwer. 2020. CO-neutral bis 2035: Eckpunkte eines deutschen
Beitrags zur Einhaltung der 1,5-°C-Grenze. Bericht. Wuppertal Institut. Volltext.



https://www.boell.de/de/2021/02/01/jenseits-des-wachstums?dimension1=division_stift
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/brigitte-aulenbacher
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/frank-deppe
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/klaus-doerre
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/christoph-ehlscheid
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/christoph-ehlscheid
https://www.dampfboot-verlag.de/autor/klaus-pickshaus
https://www.igmetall.de/download/20190605_20190605_Transformationsatlas_Pressekonferenz_f2c85bcec886a59301dbebab85f136f36061cced.pdf
https://www.igmetall.de/politik-und-gesellschaft/bundestagswahl/fairwandel-deutschland-muss-industrieland-bleiben
http://www.igmetall.de/download/20210625_2021_06_25_metallpositionen_3_InvestitionenFinanzen_b749e50bed7afc93f00bb93ba070729688c5ed0c.pdf
https://www.boeckler.de/de/tagungsberichte-18029-IMK-Forum-sozial-oeklogische-Transformation-28956.htm
https://www.imu-institut.de/veroeffentlichungen/publikation/akzente-32-die-weichen-sind-gestellt-transformation-in-der-umsetzung/
https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-3/
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/index/index/docId/7606

2022 | 04

Koncke, Philipp. 2022. Strukturwandel und Arbeitskdmpfe in der deutschen Automobilindustrie. In
Spurwechsel. Studien zu Mobilitétsindustrien, gerechten Ubergéngen und alternativer Produktion, Hrsg.
Mario Candeias, Stephan Krull, 219-248. Hamburg: VSA-Verlag.

Krull, Stephan. 2022. Management by Stress. Die Angstmacher von Volkswagen. Sozialismus 1/2022: 49-52.

Lehndorff, Steffen. 2019. Erste Schritte auf einem langen Weg: kurze Vollzeit als Element eines neuen
Normalarbeitsverhaltnisses. In Entgrenzte Arbeit, (un-)begrenzte Solidaritit? Bedingungen und Strategien
gewerkschaftlichen Handelns im flexiblen Kapitalismus, Hrsg. Carmen Ludwig, Hendrik Simon und Alexander
Wagner, 32—46. Miinster: Verlag Westfalisches Dampfboot.

Lehndorff, Steffen, Gerhard Bosch, Thomas Haipeter und Erich Latniak. 2009. Vor der Krise und in der Krise:
Das deutsche Beschaftigungsmodell — ein Modell fiir die ganze Welt? In Abriss, Umbau, Renovierung?
Studien zum Wandel des deutschen Kapitalismusmodells, Hrsg. Steffen Lehndorff, 20—46. Hamburg: VSA-
Verlag.

Lemb, Wolfgang. 2021. Ein massiver Strukturwandel steht an. OX/ 7/2021: 18.

Sennholz-Weinhardt, Barbara, Michael Peters und Uwe Z6lIner. 2021. Gewinne auf Kosten der Allgemeinheit.
Wie Konzerne Aktiondrsinteressen bedienen, statt Klima und Menschenrechte zu schiitzen. Berlin: Oxfam

Posselt, Friederike. 2021. EU-Mindestlohnrichtlinie auf der Ziellinie? Frankfurt a. M: DGB-Bundesvorstand.
Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Prognos AG. Oko-Institut. Wuppertal-Institut. 2020. Klimaneutrales Deutschland. Studie im Auftrag von
Agora Energiewende, Agora Verkehrswende und Stiftung Klimaneutralitat. Berlin/Wuppertal. Volltext.

Prognos AG, Oko-Institut, Wuppertal-Institut. 2021. Klimaneutrales Deutschland 2045. Wie Deutschland
seine Klimaziele schon vor 2050 erreichen kann. Zusammenfassung im Auftrag von Stiftung
Klimaneutralitat, Agora Energiewende und Agora Verkehrswende. Berlin/Wuppertal. Volltext.

Remmers, Ingrid, Alexander Ulrich, Arbeitskreis «Sozialokologischer Umbau und Haushalt» der
Bundestagsfraktion DIE LINKE. 2019. Positionspapier «Zukunft der Pkw-Antriebstechnik». Programmbheft
Konferenz der Bundestagsfraktion DIE LINKE, 25.10.2019, 12—-31. Berlin.

Rosa-Luxemburg-Stiftung. Hrsg. 2019. Nach der Kohle. Alternativen fiir einen Strukturwandel in der Lausitz,
Studien 4/2019. Volltext.

Samadi, Sascha, Claus Barthel. 2020. Vergleich der Strategien fir weitgehenden Klimaschutz in der Industrie
in deutschen, europdischen und globalen Szenarien. Wuppertal Institut fur Klima, Umwelt, Energie.
Energiewirtschaftliche Tagesfragen 10/2020: 32-36.

Schulten, Thorsten. 2021a. Starkung des Tarifvertragssystems — was bringen die Vorschldge der neuen
Bundesregierung? spw 6/2021: 48-51.

Schulten, Thorsten. 2021b. Reform der AVE — Schliissel zur Starkung der Tarifbindung. WSI-Blog, 3.6.2021.
(Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Schwarz-Kocher, Martin, Sylvia Stieler. 2019. Die Bedeutung regionaler Wertschopfungscluster der
Automobilindustrie im Prozess fortschreitender Globalisierung und der Transformation zur
Elektromobilitat. Arbeits- und Industriesoziologische Studien 2/2019: 35-56.

Sittel, Johanna, Klaus Dérre, Martin Ehrlich, Thomas Engel, Madeleine Holzschuh. 2020. Vor der
Transformation. Der Mobilitatskonflikt in der Thiiringer Automobilindustrie- und Zulieferindustrie. In
Abschied von Kohle und Automobilindustrie? Sozial-kologische Transformationskonflikte um Energie und
Mobilitét, Hrsg. Klaus Doérre, Madeleine Holzschuh, Jakob Koster und Johanna Sittel, 129-180. Frankfurt a.
M./New York: Campus Verlag.

45


https://www.dgb.de/uber-uns/dgb-heute/internationale-und-europaeische-gewerkschaftspolitik/++co++c6c8dcde-2b50-11ec-8916-001a4a160123
https://www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/klimaneutrales-deutschland/
https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2021/2021_04_KNDE45/A-EW_209_KNDE2045_Zusammenfassung_DE_WEB.pdf
https://www.rosalux.de/publikation/id/40518/nach-der-kohle
http://www.wsi.de/de/blog-17857-reform-der-ave-schluessel-zur-staerkung-der-tarifbindung-33324.htm

2022 | 04

SPD, Die Grlinen, FDP. 2021. Mehr Fortschritt wagen: Biindnis fiir Freiheit, Gerechtigkeit und
Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag zwischen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP, 24.11.2021. (Zugriff:
08.06.2022) Volltext.

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. 2019. Gerechte Energiewende: Sieben Thesen zu Herausforderungen
und Chancen aus industriegewerkschaftlicher Sicht. Berlin. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Stiftung Arbeit und Umwelt der |G BCE. 2021. Branchenausblick 2030+: Die Chemieindustrie. Berlin.

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE, Institut fiir Makrookonomie und Konjunkturforschung, Hans-
Bockler-Stiftung. 2021. Ein Transformationsfonds fiir Deutschland. Berlin.

Troost, Axel. 2021. Ansatze und Kontroversen alternativer Wachstumspolitik. Blogbeitrag, 25.1.2021.
(Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Troost, Axel, und Rainald Otsch. 2019. CO,-Preis: Weder Superheld noch Superschurke. Berlin: Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Standpunkte 8/2019.

UBA — Umweltbundesamt. 2020. Neue Allianzen fiir sozial-6kologische Transformationen. Dessau.

UBA — Umweltbundesamt. 2022. Indikator: Treibhausgas-Emissionen der Industrie, umweltbundesamt.de,
4.3.2022. (Zugriff: 08.06.2022) Volltext.

Urban, Hans-Jirgen, und Christoph Ehlscheid. 2022. Zwischen Fortschrittsrhetorik und
Parteienkompromiss. Der Koalitionsvertrag der Ampel-Koalition aus gewerkschaftlicher Perspektive.
Sozialismus 1/2022: 41-45.

Wiethold, Franziska. 2019. Wirtschaftsdemokratie gegen den Strich geburstet. spw 5/2019: 62—69.

46



https://www.spd.de/koalitionsvertrag2021/
http://www.arbeit-umwelt.de/wp-content/uploads/190115_StudieGerechteEnergiewende_StiftungIGBCE.pdf
https://www.axel-troost.de/de/article/10295.ans%c3%83%c2%a4tze-und-kontroversen-alternativer-wachstumspolitik.html
http://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindikatoren/indikator-treibhausgas-emissionen-der-industrie#die-wichtigsten-fakten

2022 | 04

Autor

Dr. Steffen Lehndorff

lebt in Koln und ist Research Fellow am Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ)
der Universitat Duisburg-Essen. Bis zum Renteneintritt war er dort Leiter der
Forschungsabteilung Arbeitszeit und Arbeitsorganisation. Neben Publikationen
zur Krise der Européischen Union, zur Entwicklung der europédischen Gewerk-
schaften und zur Arbeitszeitpolitik in Europa befasste er sich in den letzten Jah-
ren mit dem New Deal in den USA der 1930er-Jahre. Zuletzt erschien von ihm
das Buch «New Deal heilst Mut zum Konflikt. Was wir von Roosevelts Reform-
politik der 1930er Jahre heute lernen kdnnen» im Hamburger VSA: Verlag.

Mail: steffen.lehndorff@uni-due.de
Telefon: +49 170 7635 105

47



mailto:steffen.lehndorff@uni-due.de

2022 | 04 |AO-Forschung

IAQ-Forschung 2022 | 04

Redaktionsschluss: 18.05.2022

Institut Arbeit und Qualifikation
Fakultat fur Gesellschaftswissenschaften
Universitdt Duisburg-Essen

47048 Duisburg

48



https://www.uni-due.de/iaq/reihen.php
mailto:andreas.jansen@uni-due.de
mailto:andreas.jansen@uni-due.de
https://www.uni-due.de/iaq/

UNIVERSITAT
DEUSISS URG
u u I CO Offen im Denken

universitats

Duisburg-Essen Publications online ub | bibiothek

Dieser Text wird via DUEPublico, dem Dokumenten- und Publikationsserver der Universitét
Duisburg-Essen, zur Verfligung gestellt. Die hier verdffentlichte Version der E-Publikation
kann von einer eventuell ebenfalls verdffentlichten Verlagsversion abweichen.

DOI: 10.17185/duepublico/ 76115
URN: urn:nbn:de:hbz:465-20220615-151023-0

Alle Rechte vorbehalten.



https://duepublico2.uni-due.de/
https://duepublico2.uni-due.de/
https://doi.org/10.17185/duepublico/76115
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:hbz:465-20220615-151023-0

	Abstract
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Keine Zeit mehr zu verlieren
	2.1 Die Herausforderungen …
	2.2 … sind für Deutschland besonders groß
	2.3 Umbauprozess heißt: Neuland betreten

	3 Die Transformation beginnt: Der Stand der Dinge in drei Schlüsselindustrien
	3.1 Treiber und Getriebene: Die Akteurskonstellation
	3.2 Die Einleitung des technologischen und wirtschaftlichen Umbruchs in der Chemie- und der Stahlindustrie
	3.3 Die Einleitung des technologischen und wirtschaftlichen Umbruchs in der Automobilindustrie
	3.4 Zwischenbilanz: Elementare technologische und wirtschaftliche Voraussetzungen für das Gelingen

	4 Vorausschauende Arbeitspolitik als  sozialer Eckpfeiler der Transformation
	4.1 Strukturwandel und Beschäftigungsperspektiven
	4.2 Die Bandbreite der Arbeitspolitik
	Vorbereitung auf innerbetriebliche Umbrüche
	Investive Arbeitsmarktpolitik
	Unterstützung individueller Neuorientierung
	Modernisierung der Berufsausbildung
	Erhöhung der Tarifbindung


	5 Alle Blicke richten sich auf den Staat – zu Recht, aber reicht das?
	5.1 Unternehmen und ihre Interessenverbände
	5.2 Gewerkschaften
	5.3 Der Staat allein wird es nicht richten

	6 Resümee: Ein Großprojekt mit vielen Baustellen
	7 Literatur
	Die Studien des Projekts «Sozial-ökologische Transformation der Industrie»
	Weitere verwendete Literatur

	Autor
	Redaktionsschluss: 18.05.2022

	Redaktion:
	IAQ-Reihen:

